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„Ein Kind aus einer Facharbeiterfamilie hat
im Vergleich zu dem Kind eines Akademiker-
paares nur ein Viertel der Chancen, aufs Gym-
nasium zu kommen. Die Ursachen dafür mö-
gen vielschichtig sein; der Befund ist
beschämend. Bildungschancen sind Lebens-
chancen. Sie dürfen nicht von der Herkunft
abhängen.“ Mit dieser kritischen Einschät-
zung der Bildungssituation vieler Kinder und
Jugendlicher in Deutschland bezog Bundes-
präsident Hort Köhler am 21.09.2006  im Rah-
men seiner Berliner Rede Stellung und forderte
„Bildung für alle“.

Auch die 15. Shell Jugendstudie (Seite 16 ff.),
der aktuelle Bildungsbericht der OECD (Seite
47 ff.) und Studien zur Armut bei Kindern und
Jugendlichen (Seite 12 ff.) bestätigen den Zu-
sammenhang zwischen sozialer Herkunft und
Bildungserfolg in Deutschland – und fordern
bessere Bildungs- und Förderprogramme für
insbesondere benachteiligte junge Menschen.

Diese Befunde betreffen zwar in erster Linie
das Schulsystem und die schulische Bildung.
Sie müssen aber auch die Akteure in der Kinder-
und Jugendhilfe betroffen machen, die den
Auftrag haben, die Interessen von Kindern
und Jugendlichen zu vertreten und Benachtei-
ligungen abzubauen. Und sie sind ein erneuter
Hinweis darauf, dass es verstärkt auch koope-
rativer Handlungsansätze und Angebote be-
darf, um die skizzierten Aufgaben zu lösen.

In den Handlungsempfehlungen der AGJ
heißt es richtigerweise: „Jugendhilfe und Schule
haben nicht nur die gleiche Zielgruppe, ihre
Funktionen und Aufgaben weisen in die glei-
che Richtung: Chancengleichheit unabhän-
gig von Herkunft, Geschlecht oder Ethnien,
gesellschaftliche Integration und (...) Förde-
rung junger Menschen in ihrer Entwicklung
zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit.“ (Seite 3 ff.)
Schule und Jugendhilfe, so die AGJ, tragen
gemeinsam öffentliche Verantwortung für das
Aufwachsen der jungen Generation. Die skiz-
zierten Aufgaben und Kooperationsmöglich-
keiten weisen in die richtige Richtung.
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Die Zusammenarbeit von Jugend-
hilfe und Schule kommt voran. Was
Fachkräfte schon seit längerem wis-
sen, gewinnt in der Praxis Bedeu-
tung: Bildung ist keine exklusive An-
gelegenheit der Schule. Bildung ist
eine Lebensaufgabe, die nicht auf
unmittelbar verwertbares Wissen oder
berufsverwertbare Fertigkeiten zu
reduzieren ist. Sie beinhaltet die An-
eignung reflexiver und sozialer Kom-
petenzen, die es insbesondere ermög-
lichen, verantwortlich zu handeln
und Gesellschaft mitzugestalten. Die
Jugendhilfe muss ihren Bildungsauf-
trag offensiver umsetzen als bisher
geschehen. Jugendhilfe und Schule,
beide Professionen zusammen, sind
aufgefordert, systematisch zu koope-
rieren.

Nicht zuletzt hat diese Entwick-
lung durch das vom Bund initiierte
Investitionsprogramm „Zukunft Bil-
dung und Betreuung“ zur Schaffung
von Ganztagsschulen einen enormen
Schub erhalten. Die Arbeitsgemein-
schaft für Kinder- und Jugendhilfe –
AGJ begrüßt, dass die neue Bundesre-
gierung das in der letzten Legislatur-
periode ins Leben gerufene Investiti-
onsprogramm fortführt. Es geht jetzt
darum, Ideen zu entwickeln, mit wel-
chen pädagogischen Konzeptionen
die Kooperation auf den Weg ge-
bracht werden kann. Fortgeführt
werden muss diese Entwicklung durch
den Aufbau von Strukturen, die auf
lange Sicht verlässlich sind.

Die AGJ als Zusammenschluss und
Forum der Strukturen und Akteure
der Kinder- und Jugendhilfe auf der
Bundesebene will ihren Beitrag dazu
leisten. Mit dieser Broschüre fasst sie
die Erkenntnisse aus der jugend-
(hilfe-)politischen sowie fachlichen
Arbeit der AGJ zusammen und macht

Handlungsempfehlungen
zur Kooperation von
Jugendhilfe und Schule
Verabschiedet vom Vorstand der AGJ –
Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und
Jugendhilfe – im Februar 2006

Vorschläge für die praktische Umset-
zung einer Bildung, Betreuung und
Erziehung in gemeinsamer Verant-
wortung von Jugendhilfe und Schu-
le. Als Grundlage dafür dienen die
Ergebnisse der AGJ-Bundeskonferenz
„Zukunftsprojekt: Gemeinsame Ge-
staltung von Lern- und Lebenswelten
– Zusammenspiel von Kinder- und
Jugendhilfe & Schule im Sozialraum“,
die Analysen und Empfehlungen des
12. Kinder- und Jugendberichts „Bil-
dung, Betreuung und Erziehung vor
und neben der Schule“ sowie die
Beschlüsse der Jugendminister- und
Kultusministerkonferenz zur Koope-
ration von Jugendhilfe und Schule.

1. Kinder und Jugendliche im
Mittelpunkt

Jugendhilfe und Schule agieren in
gesellschaftlichem Auftrag. Sie wer-
den – überwiegend – staatlich finan-
ziert. Ihre Qualität dokumentieren
sie in ihrem Beitrag für die gelungene
Entwicklung und Entfaltung von
Kindern und Jugendlichen. Deshalb
stehen im Mittelpunkt der Diskussio-
nen zur Kooperation von Jugendhil-
fe und Schule die Rechte, Bedürfnisse
und Förderbedarfe von Kindern und
Jugendlichen. Sie stellen den Aus-
gangspunkt für die in der vorliegen-
den Broschüre formulierten Aufga-
ben und Handlungsempfehlungen
der AGJ dar. Mit der hier gewählten
Perspektive können Erwartungen und
Anforderungen an die Qualität einer
Kooperation von Jugendhilfe und
Schule formuliert werden. Es geht um
eine umfassende und lebensweltori-
entierte Pädagogik und es geht dar-
um, wie formelle, nonformelle und
informelle Bildung miteinander ver-
woben werden können.

SCHWERPUNKT
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Für die Entwicklung der Persön-
lichkeit, ihrer sozialen, emotionalen
und kulturellen Fähigkeiten und ih-
rer Begabungen brauchen Kinder und
Jugendliche förderliche Bedingungen.
Sie benötigen beständige, verlässli-
che und akzeptierende Beziehungen
und ein stabiles kulturelles Umfeld.
Kinder und Jugendliche lernen in
Peergroups und in Medien- und Kon-
sumwelten von- und miteinander.
Sie wollen vielfältige Möglichkeiten
und Gelegenheiten, um Wissen und
Können zu erwerben und eigene,
selbstverantwortete Erfahrungen
machen zu können. Weil sich ihre
Identität, ihre Werte und Persönlich-
keit ständig weiter entwickeln, brau-
chen sie Partnerschaften zu gleichalt-
rigen Jungen und Mädchen, aber
auch pädagogische Unterstützung.
Die Gesellschaft wird pluraler, globa-
ler und vielfältiger. Bildungszeiten
verändern sich, lebenslanges Lernen
wird immer mehr Aufgabe der Men-
schen einer modernen Gesellschaft.
Wer sich darin zurecht finden soll,
braucht Orientierung, Konfliktfähig-
keit und Toleranz. Benachteiligte Kin-
der und Jugendliche in schwierigen
Lebensphasen brauchen ein zuver-
lässiges System der Hilfe und Unter-
stützung. Integration verlangt viel
Aufwand, Zeit und Ressourcen. Auf
alle sorgsam zu achten ist nicht nur
ein Gebot der Gerechtigkeit, sondern
auch ein Gebot der ökonomischen
Vernunft.

Ein an den Bedürfnissen von Kin-
dern und Jugendlichen und ihren
Familien ausgerichtetes Gesamtsys-
tem von Bildung, Betreuung und Er-
ziehung erfordert eine systematische
und rechtlich verbindliche partner-
schaftliche Zusammenarbeit der un-
terschiedlichen Systeme Jugendhilfe
und Schule. Sie brauchen eine ent-
sprechende „Kooperationskultur“
mit fest vereinbarten Strukturen, um
die Qualität einer pädagogischen
Arbeit im Sinne der Trias Bildung,
Betreuung und Erziehung sichern und
entwickeln zu können. Dabei gilt es,
die strukturellen Unterschiede der
beiden Systeme Jugendhilfe und
Schule, mit der Perspektive eines „kon-
sistenten Gesamtsystems“, wie es die
Jugendministerkonferenz in die Dis-
kussion gebracht hat, in einer inten-
siven Kooperation zu einem sinnvol-
len Ganzen zu verbinden. (Gemeint
ist in dem Beschluss der JMK vom 18./

19. Mai 2000 ein System, das bei
Anerkennung der Eigenständigkeit
der einzelnen Bereiche – Jugendhilfe,
Schule – die gemeinsame Verantwor-
tung für das Aufwachsen junger Men-
schen sieht und daraus einheitliche,
zusammenhängende und sich ergän-
zende Angebote und Leistungen ab-
leitet.) Dies ist trotz unterschiedlicher
Strukturen von Jugendhilfe und
Schule möglich. Durch verbindliche
und dauerhaft angelegte Formen der
Kooperation können neue Struktu-
ren geschaffen werden, sodass Ju-
gendhilfe und Schule ihre jeweils spe-
zifischen Beiträge für ein neues
Gesamtsystem von Bildung, Betreu-
ung und Erziehung einbringen kön-
nen.

2. Gemeinsame Aufgaben
Jugendhilfe und Schule haben nicht

nur die gleiche Zielgruppe, ihre Funk-
tionen und Aufgaben weisen in die
gleiche Richtung: Chancengleichheit
unabhängig von Herkunft, Ge-
schlecht oder Ethnien, gesellschaftli-
che Integration und – wie es in der
Sprache der Jugendhilfe heißt – För-
derung junger Menschen in ihrer
Entwicklung zu einer eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfähigen Per-
sönlichkeit. Vor diesem Hintergrund
haben Jugendhilfe und Schule un-
terschiedliche Schwerpunkte gesetzt
und unterschiedliche Handlungsauf-
träge entwickelt. Jugendhilfe und
Schule sind, neben der Familie, die
für einen gelingenden Lebensweg von
Kindern und Jugendlichen entschei-
denden Institutionen. Sie tragen die
öffentliche Verantwortung für das
Aufwachsen der jungen Generation.
Sie sind aufgefordert, institutionelle
Grenzen zu überwinden und die Po-
tentiale und das Engagement ihrer
pädagogischen Fachkräfte für die
Wahrnehmung gemeinsamer Aufga-
ben zu nutzen und eine Kultur der
Anerkennung der unterschiedlichen
Professionen zu etablieren. Einige
dieser Aufgaben sind im Folgenden
skizziert.

Gerechtigkeit
Eine Gesellschaft wird vor allem

daran gemessen, in welchem Maße
die Menschen Gerechtigkeit erfah-
ren. Jugendhilfe und Schule sind die
ersten Institutionen, in denen Kin-
der erleben, wie die Gesellschaft mit
ihnen umgeht. Haben sie gleiche

Die AGJ
Die Arbeitsgemeinschaft für Kin-

der- und Jugendhilfe ist das Forum
und Netzwerk bundeszentraler Zu-
sammenschlüsse, Organisationen und
Institutionen der freien und öffentli-
chen Jugendhilfe in Deutschland.
Rechtsträger der AGJ ist der „Vor-
stand der Arbeitsgemeinschaft für
Kinder- und Jugendhilfe e.V.“.

Die rund 100 Mitglieder der AGJ
arbeiten und wirken zusammen mit
dem Ziel der jugendpolitischen und
fachpolitischen Kommunikation und
Kooperation auf der Bundesebene,
aber auch im europäischen bzw.
internationalen Kontext und bilden
ein fachpolitisch kompetent arbei-
tendes Netzwerk in den sechs Mit-
gliedergruppen/Mitgliederersäulen
der AGJ
– bundeszentrale Jugendverbände

und Landesjugendringe
– bundeszentrale Spitzenverbände

der Freien Wohlfahrtspflege
– bundeszentrale Fachorganisatio-

nen der Jugendhilfe
– Oberste Landesjugendbehörden
– Bundesarbeitsgemeinschaft der Lan-

desjugendämter
– Vereinigungen und Organisatio-

nen, die auf Bundesebene in den
Bereichen Personal und Qualifika-
tion (Aus-, Fort- und Weiterbildung)
für die Jugendhilfe tätig sind.
Seit ihrer Gründung im Jahr 1949

sieht die AGJ ihren zentralen Auftrag
darin, die organisatorischen und fach-
lichen Strukturen der Jugendhilfe auf
der Bundesebene zu bündeln. Die
AGJ versteht sich als Interessenvertre-
tung der Kinder- und Jugendhilfe, als
träger- und handlungsfeldübergrei-
fender Zusammenschluss und als
kooperatives Netzwerk im Interesse
der Einheit der Jugendhilfe.

Grundlage für die Zusammenar-
beit in der AGJ ist Pluralität und
Partnerschaft. Zentral für das Han-
deln der AGJ sind die Leitbegriffe
Kommunikation – Kompetenz –
Kooperation.

Arbeitsgemeinschaft für Kinder-
und Jugendhilfe – AGJ

Child and Youth Welfare Association
Mühlendamm 3, 10178 Berlin

Telefon 030/40040–200,
Telefax -232,  E-Mail: agj@agj.de

www.agj.de
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SCHWERPUNKTChancen auf Zugang zu Bildung und
Erziehung? Werden Unterschiede ge-
macht aufgrund von Herkunft, von
Begabungen oder Handicaps? Bildung
war und ist immer auch eine „soziale
Frage“. Wer jungen Menschen Teil-
habe verwehrt, gefährdet den Zu-
sammenhalt der Gesellschaft.

Kultur der Anerkennung

Die Zusammenarbeit von Jugend-
hilfe und Schule soll auch dazu bei-
tragen, ein neues pädagogi-
sches Konzept zu entwickeln.
In diesem Konzept ist von
besonderer Bedeutung, Kin-
der in ihrem Lernen und in
ihrer persönlichen Entwick-
lung durch eine „Pädagogik
der Anerkennung“ zu fördern.
Oftmals werden Bildungsleis-
tungen zu stark unter dem
Gesichtspunkt bewertet, was
der einzelne Jugendliche
(noch) nicht kann. Bildungs-
förderung in einem ganzheit-
lichen Konzept betont hin-
gegen die Ressourcen der
Kinder und entwickelt ge-
meinsam mit ihnen Perspek-
tiven für ihren Bildungsweg.

Förderung

Durch eine abgestimmte
soziale, emotionale und kog-
nitive Förderung muss es ge-
lingen, dass kein Kind und
kein Jugendlicher zurück-
bleibt. Die Vielfalt der Bega-
bungen muss dabei ebenso
gesehen werden wie die Risi-
ken und Benachteiligungen,
denen viele Kinder und Ju-
gendliche ausgesetzt sind. Oberstes
Gebot ist, soziale Ausgrenzung zu
vermeiden und jedes Kind und jeden
Jugendlichen individuell und opti-
mal zu fördern. Das Scheitern eines
Kindes/ Jugendlichen auf seinem Bil-
dungsweg ist zugleich ein Scheitern
aller Beteiligten, wie Eltern, Jugend-
hilfe und Schule.

Demokratie
Partizipation von Kindern und

Jugendlichen und deren Eltern ist als
zentrales Gestaltungsprinzip für Ju-
gendhilfe und Schule von hohem
Wert. Demokratische Beteiligung ist
das Leitprinzip für die innere Gestal-
tung aller Angebote. Demokratie ist
kein Anspruch, den Jugendhilfe und

Schule an die Gesellschaft richten, er
muss sich im Inneren verwirklichen.
Demokratie und Beteiligung meint
auch Respekt und Wertschätzung,
Fürsorge und Rücksichtnahme, Ge-
rechtigkeit und Gleichheit. Dies nicht
als abstrakte Leitsätze oder Projektzie-
le, sondern fest verankert in der All-
tagskultur einer jeden Einrichtung.
Demokratie ist keine abstrakte Staats-
form, sondern muss erlebbar sein
und erlernt werden. Kinder und Ju-

gendliche müssen erleben und erfah-
ren, dass sie gebraucht werden. So
sollen Entscheidungen, die die Kin-
der und Jugendlichen betreffen, von
allen Akteuren gemeinsam getroffen
werden.

Humanität
Jugendhilfe und Schule fördern die

Eigenaktivität und Selbstbestimmt-
heit von Kindern und Jugendlichen.
Ihre Kooperation muss dazu beitra-
gen, Separatismus und Ausgrenzung
zu verhindern. Es sollte ein Einver-
ständnis darüber bestehen, dass fried-
liches Miteinander in kultureller Viel-
falt nicht nur hinnehmbar, sondern
die Zukunft unserer zivilen Gesell-
schaft ist.

Zeit

Jugendhilfe und Schule stehen vor
der Aufgabe, für ihre Angebote einen
neuen Umgang mit Zeit zu entwer-
fen. Durch ihre Kooperation sind
Jugendhilfe und Schule in der Lage,
das Bildungs-, Betreuungs- und
Erziehungs-wesen so umzugestalten,
dass der Tagesablauf in flexible Rhyth-

men gegliedert werden kann,
dass Bildungszeiten individu-
eller und freier gestaltbar sind,
dass versäumte (Bildungs-)
Zeit nachgeholt werden
kann. Dazu müssen Jugend-
hilfe und Schule für die ein-
zelnen Entwicklungsphasen
verschiedenste Methoden
und Modelle entwickeln.
Wichtig ist, dass jede Bil-
dungszeit ihren Wert be-
kommt und auf das Erreichen
von Bildungsabschlüssen an-
gerechnet wird.

Eltern

Jugendhilfe und Schule
müssen immer darauf ach-
ten, dass die Eltern sich aktiv
in das Bildungsgeschehen
und die institutionelle Erzie-
hung der Kinder und Jugend-
lichen einbringen. Dabei ist
es auch wichtig, Familien be-
darfsorientierte und verläss-
liche Angebote zu machen,
z.B. mit flexiblen Öffnungs-
zeiten und in den Schul-
ferien.

Übergänge

Besondere Bedeutung hat eine gute
Kooperation von Jugendhilfe und
Schule immer dann, wenn bei Kin-
dern und Jugendlichen biografisch
ein Übergang in eine neue Lebens-
phase ansteht. So sollte es möglich
sein, ein System zu entwickeln, wie
Kindern, nach beispielsweise einem
guten Start in einer Kindertagesstät-
te, auch in der Grundschule ein qua-
lifiziertes, ganztags zur Verfügung ste-
hendes Angebot von Bildung,
Betreuung und Erziehung gemacht
werden kann. Von großer Bedeutung
ist auch der Übergang nach der Schu-
le in die Berufsausbildung und die
Arbeitswelt.

Kinder stellen eigenes Papier her
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Qualifikation der Pädagogen/-innen
Die Zusammenarbeit von Jugend-

hilfe und Schule braucht professio-
nelle Kompetenz. Bislang sind die
Fachkräfte der jeweiligen Systeme nur
für das spezifische Aufgabenfeld aus-
gebildet. Es ist notwendig, dass allen
Pädagoginnen und Pädagogen in Aus-
und Fortbildung Kenntnisse der Struk-
turen und der Pädagogik beider Berei-
che vermittelt werden. Das kann in
Seminaren und Tagungen geschehen,
aber auch durch gegenseitige Hospi-
tationen. Für die Zukunft ist es sinn-
voll, das erziehungswissenschaftliche
Studium für beide Systeme auf eine
gemeinsame Basis zu stellen.

3. Kooperation braucht
Formen

Das Spektrum von Kooperations-
möglichkeiten ist breit. So können
auf der Seite der Schule alle Schulen
mit allen ihren Aufgaben und
Arbeitsberei-chen beteiligt sein, auf
der Seite de Jugendhilfe ebenfalls alle
Leistungsbereiche mit allen ihren
Arbeitsformen und Angeboten. Im
Folgenden werden vorhandene Koo-
perationsformen von Jugendhilfe und
Schule skizziert.

Regionale Bildungslandschaften auf
kommunaler Ebene

Um das Zusammenspiel von Ju-
gendhilfe und Schule in einer Kom-
mune besser zu koordinieren und ein
aufeinander abgestimmtes Angebot
im kommunalen Raum entwickeln
zu können, das regionale Unterschie-
de ausgleicht und für alle Kinder und
Jugendlichen zugänglich und nutz-
bar ist, ist eine Kooperation auf kom-
munaler Ebene zwischen beiden
Bereichen unverzichtbar. Diese Koo-
peration kann in unterschiedlichen
Formen erfolgen. Beispiele sind die
Zusammenarbeit zwischen kommu-
nalem Schulverwaltungsamt und
Jugendamt, beispielsweise in Form
gemeinsamer Sitzungen von Schul-
und Jugendhilfeausschüssen, die Be-
ratung von Bildungsthemen und
Kooperationsformen im Jugendhil-
feausschuss (in dem Schule in der
Regel beratend vertreten ist) oder in-
tegrierte Schulentwicklungs- und Ju-
gendhilfeplanung. Ein wichtiges In-
strument, um diese Kooperation so
gestalten zu können, dass Disparitä-
ten minimiert und spezifische Pro-

blemlagen wie z.B. Schulabsentismus
frühzeitig erkannt werden, stellen
kommunale Bildungsberichte dar, an
denen Jugendhilfe und Schule betei-
ligt sind.

Kooperation Kita – Grundschule

Tageseinrichtungen für Kinder sind
gesetzlich zur Zusammenarbeit mit
den Schulen verpflichtet. Allen Kin-
dern soll ein guter Übergang in die
Schule geebnet werden. Die Länder
haben die Kooperation für den Be-
reich der Schulen bisher nicht flä-
chendeckend verpflichtend geregelt.
Der Wechsel von der Tageseinrich-tung
für Kinder in die Grundschule ist
wegen der unterschiedlichen Syste-me
und den daraus folgenden unter-
schiedlichen pädagogischen Ansät-
zen bei der Umsetzung des Bildungs-
auftrags nach wie vor für viele Kinder
(und deren Eltern) mit Unsicherhei-
ten verbunden.Die gemeinsam ver-
antwortete Gestaltung und Flexibili-
sierung von Übergängen ist eine
notwendige Aufgabe. Das Erkennen
individueller Ausgangslagen und die
Unterstützung individueller Bildungs-
und Lernbiographien stehen im Mit-
telpunkt gelingender Kooperation
zwischen Kita und Grundschule.
Sinnvoll ist, gemeinsam eine Kon-
zeption zur Gestaltung des Übergangs
zu entwickeln.

Jugendhilfeangebote an der Schule

(1) Dienstleistungen der Jugend-
hilfe. – Bei dieser Form der Koopera-
tion bietet die Jugendhilfe Schulen
ein Dienstleistungsangebot an, das
inhaltlich, zeitlich und räumlich klar
bestimmt und organisiert ist. In der
Regel sind diese Angebote in ihrer
Reichweite eher begrenzt. Es handelt
sich vorwiegend um Dienstleistungs-
angebote für einen bestimmten Auf-
gabenbereich. Beispiele für diese Form
der Kooperation sind Kurse von Ein-
richtungen und Trägern der Jugend-
hilfe an einer Schule und regelmäßi-
ge Sprechstunden für Beratung oder
Projekte in der Schule im Rahmen der
Schulsozialarbeit.

(2) Gemeinsame Projekte von Ju-
gendhilfe und Schule. – Gemeinsame
Projekte unterscheiden sich von „rei-
nen“ Dienstleistungsangeboten vor
allem durch eine gemeinsame Pla-
nung und Durchführung der Betei-
ligten in Jugendhilfe und Schule.
Diese Form der Kooperation ist so-

wohl in Bezug auf den Unterricht als
auch auf die Gestaltung außerunter-
richtlicher Angebote möglich. Die
Zusammenarbeit bleibt in der Regel
zeitlich auf die Planung, Durchfüh-
rung und Auswertung des Projektes
begrenzt. Jugendhilfe und Schule
bringen in diese gemeinsamen Pro-
jekte ihre spezifischen fachlichen
Zugänge und Methoden ein. Auf die-
se Weise kann das Bildungsangebot
der Schule erweitert werden. Beispiele
für diese Form der Kooperation kön-
nen sein: gemeinsame stadtteilbezo-
gene Aktionen im Jugendhaus mit
Beteiligung der Schule oder gemein-
same Fortbildungen in Mediation
für Lehrkräfte und Fachkräfte der
Jugendhilfe.

Trägerschaft für die
nichtschulischen Angebote
an einer Ganztagsschule

An vielen offenen Ganztagsschu-
len wird das nichtschulische Ange-
bot (zurzeit noch oft in Form von
Nachmittagsangeboten praktiziert)
von einem außerschulischen Träger
durchgeführt. Übernehmen auf die-
se Weise Einrichtungen und Träger
der Jugendhilfe die Federführung für
das nichtschulische Angebot einer
Ganztagsschule, sind sie in Zusam-
menarbeit mit der Schulleitung für
die Gestaltung des beispielsweise ge-
samten Nachmittagsbereichs vom
Mittagessen über die Hausaufgaben-
betreuung bis hin zu Freizeitangebo-
ten zuständig. Der Träger kann auch
andere Einrichtungen und Personen
an der Gestaltung und Durchfüh-
rung des Bildungs-, Betreuungs- und
Erziehungsangebots beteiligen. Von
besonderer Bedeutung für eine er-
folgreiche Förderung und Betreuung
der Schülerinnen und Schüler ist die
Abstimmung der nichtschulischen
Angebote mit den unterrichtlichen
Inhalten. Erforderlich ist deshalb eine
enge Kooperation zwischen der Schul-
leitung und der Leitung des für das
nichtschulische Angebote zuständi-
gen Trägers der Jugendhilfe sowie
zwischen Lehrkräften und dem täti-
gen Fachpersonal der Jugendhilfe.
Viele Einrichtungen und Träger der
Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit
kooperieren auf diese Weise mit Schu-
len. Als Beispiel für diese Form der
Kooperation kann auch die Koope-
ration einer Grundschule mit einem
benachbarten Hort genannt werden.
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SCHWERPUNKTKooperation Hort – Schule
Das Investitionsprogramm „Zu-

kunft Bildung und Betreuung“ sieht
neben der Förderung von Ganztags-
schulen auch Kooperationsmodelle
zwischen Hort und Schule als förder-
fähig an. Die Kooperation zwischen
Hort und Schule ist unabhängig von
der vorliegenden Struktur (Tages-
einrichtung für schulpflichtige Kin-
der, Hort an der Schule, Schulhort)
in der Regel mindestens im Bereich
der Hausaufgabenbetreuung vorzu-
finden.

Im Sinne einer gemeinsamen Kon-
zeptionsentwicklung von Schule und
Hort ist neben gemeinsamer Entwick-
lung und Durchführung von Projek-
ten auch die wechselseitige Nutzung
von Räumlichkeiten denkbar. Koo-
peration, die individuelle Bildungs-
prozesse von Kindern und Jugend-
lichen in den Mittelpunkt stellt, nutzt
die Chance der Multiprofessionalität,
die durch die Kooperation zwischen
Lehrer/-innen und Fachkräften der
Jugendhilfe entsteht. Freizeit und
nicht verplante Zeit, elementare kon-
zeptionelle Bestandteile des Hortes,
können auf diese Weise zu einer ge-
meinsam verantworteten Ganztags-
pädagogik entwickelt werden.

Mitwirkung der Jugendhilfe an der
Konzeptentwicklung einer
Ganztagsschule

Weiterreichende Möglichkeiten der
Abstimmung der Angebote und der
Gestaltung von Ganztagsschulen in
Kooperation mit der Jugendhilfe bie-
tet eine Mitwirkung der Jugendhilfe
an der Erstellung des Konzepts der
Ganztagsschule. Wird bereits in der
Planungsphase von Vertreterinnen
und Vertretern der Schule und der
außerschulischen Träger gemeinsam
eine Konzeption erarbeitet, kann ein
Angebot aus einer Hand entwickelt
werden, in dem unterschiedliche Vor-
stellungen und Arbeitsformen in ei-
nem aufeinander abgestimmten Ge-
samtkonzept integriert werden
können. Diese Entwicklung eines
Konzepts der Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule kann die Erar-
beitung gemeinsamer Leitziele, die
Planung des Tagesablaufs und der
organisatorischen Strukturen sowie
eine Verständigung über Angebote
und Arbeitsformen umfassen und so
auch auf die Raumplanung der Ganz-
tagsschule Einfluss nehmen.

Sozialraumbezogene Formen der
Kooperation

Kooperationen in sozialraumbezo-
genen Netzwerken gehen über bilate-
rale Formen der Zusammenarbeit
hinaus und eröffnen Möglichkeiten
der Kooperation mehrerer Schulen,
Einrichtungen und Trägern der Ju-
gendhilfe sowie anderer Institutionen
in Bezug auf einen Stadtteil, eine
Stadt oder einen Landkreis. Insbe-
sondere stadtteilbezogene Koopera-
tionen ermöglichen eine engere
Abstimmung der Angebote und
Dienstleistungen vor Ort. Durch so-
zialraumbezogene Formen der
Kooperation können Schulen und
Einrichtungen und Träger der Jugend-
hilfe sich wechselseitig ergänzen und
unterstützen, sie können gemeinsa-
me Arbeitsschwerpunkte und Hand-
lungsfelder bestimmen und durch
diese Form der Zusammenarbeit dazu
beitragen, die Lebenswelten von Kin-
dern und Jugendlichen zu gestalten.

4. Ermöglichungsstrukturen
und Umsetzungsschritte

Der Rahmen

Die Verzahnung der Angebote und
insbesondere die Gestaltung von
Schnittstellen in Jugendhilfe und
Schule haben schon begonnen. Die
Herausbildung eines Gesamtzusam-
menhangs von Bildung, Betreuung
und Erziehung ist allerdings ein Mehr-
jahreswerk, das (teilweise) getrennte
Traditionen und strukturelle Unter-
schiede von Jugendhilfe und Schule
klug aufnehmen und vorsichtig trans-
formieren sollte.

Vor allem unter den Gesichtspunk-
ten der pädagogischen Entwicklungs-

perspektive und des nachhaltigen
Einsatzes von finanziellen Mitteln,
personellen Kräften und fachlichen
Kompetenzen braucht eine Koopera-
tion von Jugendhilfe und Schule tra-
gende Strukturen. Damit soll verhin-
dert werden, dass die einzelnen
Fachkräfte und Einrichtungen vor
Ort die immergleichen Herausforde-
rungen je neu und auf sich allein
gestellt bewältigen müssen. Die Fest-
schreibung einer Kooperation von
Jugendhilfe und Schule in Landesge-
setzen, Empfehlungen und Förder-
richtlinien, Geschäftsverteilungsplä-
nen und Stellenbeschreibungen,
Konzepten und Schulprogrammen
kann hier als wichtige Grundlage für
die kreative standortspezifische Ent-
wicklung dienen. Sowohl Länder als
auch Kommunen, sowohl Träger der
Jugendhilfe als auch Schulen, so-
wohl Steuerungs- und Leitungskräfte
in Ämtern und Verbänden als auch
die unmittelbare Handlungsebene
werden in diesem Prozess gefordert.

Auf Landesebene sind verbindliche
Rahmenvereinbarungen notwendig,
beispielsweise in Form eines „Landes-
aktionsplan Jugendhilfe – Schule“,
in dem Grundsätze der Zusammenar-
beit sowie fachliche Standards zwi-
schen relevanten Beteiligten definiert
werden. Einige zentrale strukturie-
rende Kriterien könnten dabei sein:
– Fünfjahresvision: Welches Bild lei-

tet uns?
– Richtungs- und Wirkungsziele: Wo

wollen wir hin? Wer ist beteiligt?
Was soll konkret erreicht werden?

– Maßnahmeplanung: Wer soll mit
wem bis wann, was und wie bewir-
ken?
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– Steuerungsverantwortung: Wer ver-
antwortet wem gegenüber welche
Schritte?

– Ressourcenzuweisung: Welche po-
litischen, administrativen, finan-
ziellen und personellen Vorausset-
zungen sind unabdingbar und wie
werden diese geschaffen?

– Auswertungsprozedere: Was sind die
Indikatoren und Foren der Ergeb-
niskontrolle?
Zudem gilt es, auf Landesebene or-

ganisatorische und administrative
Regularien (u.a. durch den Einbezug
der kommunalen Spitzenverbände,
der Spitzenverbände der freien Wohl-
fahrtspflege und der Landesjugend-
ringe) für eine Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule zu schaffen.
Solche Regularien sollten vor Ort
weitgehende Handlungssicherheit
und Zeitersparnis zu praktischen Fra-
gen wie beispielsweise dem Hausmeis-
tereinsatz, der Nutzung der sächli-
chen schulischen Infrastruktur,
Versicherung und Haftung sowie den
Schülerinnen- und Schülertransport
enthalten. Nicht überall werden
sofort weit reichende Verabredungen
angestrebt bzw. zu erzielen sein. Des-
halb bleibt es auf dem Weg zu einer
„Kooperationskultur“ sowohl auf
Länder- als auch auf kommunaler
Ebene unerlässlich, für eine Koopera-
tion von Jugendhilfe und Schule zu
werben und zunächst weitere Beispie-
le nützlicher Zusammenarbeit zu
schaffen. Das beinhaltet u.a.:
– Abstimmungs- und Verzahnungs-

notwendigkeit von Jugendhilfe und
Schule im Interesse junger Men-
schen und Familien stetig ins Be-
wusstsein rücken

– Wissen über die gesetzlichen Grund-
lagen, Aufträge, Aufgaben und
Selbstverständnisse bei den Kom-
plementärpartnern verbessern

– Sozialräumliche Projekte zwischen
Jugendhilfe und Schulen mehren

– Netzwerke auf der Träger- und Ak-
teursebene anstoßen

– Gelingende Praxis bekannt machen.
Die Kommune sollte eine Koordi-

nierungsfunktion bei der Planung
und Steuerung der Kooperation zwi-
schen Jugendämtern, Trägern der frei-
en Jugendhilfe, kommunalen Schul-
ämtern (in enger Abstimmung mit
den staatlichen Schulämtern) und
Schulträgern sowie zwischen Schul-
entwicklungs- und Jugendhilfepla-
nung einnehmen. Orte der Kommu-

nikation, verbindende Leitbilder und
Zielvereinbarungen, Fortbildungs-
und Vernetzungsforen sind auch auf
lokaler und regionaler Ebene zu schaf-
fen. Damit können Kinder und Ju-
gendliche, Eltern und auch die freien
Träger der Jugendhilfe aktiviert und
eingebunden werden.

Kommunale Steuerung

Die Etablierung einer Kooperation
von Jugendhilfe und Schule auf der
kommunalen Ebene erfordert neben
strukturellen Veränderungen auch die
Beachtung einiger grundsätzlicher
Verfahrens- und Koordinationsregeln.
Während die methodische Schritt-
folge zur Gestaltung einer Kooperati-
on unstrittig scheint, werden Vor-
schläge zur konkreten strukturellen
Umsetzung fachpolitisch häufig kon-
trovers diskutiert. Zwar liegen für vie-
le Strukturformen in einzelnen
Kommunen zum Teil langjährige Er-
fahrungswerte vor, dennoch können
auch aus wissenschaftlicher Sicht
derzeit keine begründeten Empfeh-
lungen für einzelne Institutionalisie-
rungsformen formuliert werden. Die
im Folgenden benannten Koopera-
tions- und Steuerungsformen sollen
daher lediglich ein Spektrum an
Möglichkeiten verdeutlichen, ohne
damit eine konkrete Umsetzung-
sempfehlung zu verbinden; es ist
ohnehin mehr als zweifelhaft, dass es
angesichts der Vielfalt von Lebens-
formen, der sozialstrukturellen Dis-
paritäten und der regionalen poli-
tischen Kulturen eine passende
Kooperations- und Steuerungsform
für alle Kommunen geben kann.

Orte der Kommunikation schaffen

Bisher verfügen Jugendhilfe und
Schule über keine festgelegten Orte
organisierter Begegnung, an denen
die unterschiedlichen Perspektiven
und Interessen zusammengeführt
werden, obgleich in einer Reihe von
Kommunen Erfahrungen mit ent-
sprechenden Strukturen gemacht
werden. Das Spektrum reicht hierbei
von der flächendeckenden Einrich-
tung regelmäßig tagender, interinsti-
tutionell zusammengesetzter Bera-
tungsteams an Schulen mit dem Ziel
der Erarbeitung passgenauer und
möglichst niedrigschwelliger Einzel-
fallhilfen über Clearingstellen als
Anlaufstellen für die Praktikerinnen
und Praktiker bei vorliegendem

Kooperationsbedarf bis hin zur Etab-
lierung kommunaler Wirksamkeits-
dialoge zwischen Ämtern und Ein-
richtungen als Instrumente der
Qualitätsentwicklung und der Kon-
stitution gemeinsamer Lenkungs- und
Steuerungsgruppen.

Ausgangssituation analysieren

Kommunen verfügen aufgrund der
getrennten und unzureichend auf-
einander abgestimmten Datenerhe-
bungs- und Planungsprozesse häufig
nicht über das zur Schaffung eines
Gesamtzusammenhangs von Bildung,
Betreuung und Erziehung notwendi-
ge Steuerungswissen. Erste Schritte zu
einer integrierten Bildungs- und So-
zialberichterstattung können auch
auf kommunaler Ebene gegangen wer-
den, auch wenn es in diesem Fall in
besonders hohem Maße veränderter
bundes- und landesrechtlicher Rah-
menbedingungen bedarf. Mit der
Umstellung der Kinder- und Jugend-
hilfestatistik sowie des Kerndatensat-
zes der Schulstatistik auf eine Indivi-
dualdatenbasis wurde dies bereits
ansatzweise vorgenommen. Kommu-
nale Datenerhebungen könnten die
Umsetzung fachlich und methodisch
anspruchsvoller Berichtssysteme etwa
in den Bereichen Schulabsentismus,
Bildungsbeteiligung benachteiligter
Sozialgruppen (z.B. von Kindern aus
Familien mit Migrationshinter-
grund), Zahl der ganztägig betreuten
Kinder und Jugendlichen in Tages-
einrichtungen und Ganztagsschulen
umfassen. Darüber hinaus könnte
der Ressourceneinsatz, das inhaltli-
che Spektrum kooperativer Bildungs-
angebote sowie die Entwicklung der
Bildungsbeteiligung bei ehrenamtli-
chem Engagement in Vereinen und
Verbänden, bei Betriebspraktika etc.
erfasst werden.

Sparten- und ressortübergreifendes
Leitbild entwickeln

Soweit eine kommunale Leitbild-
entwicklung als sinnvoll erachtet wird,
sollte sie die Kinder und Jugendli-
chen, Eltern und ihre Bildungs- und
Teilhabeansprüche im Nahraum in
den Mittelpunkt stellen und zudem
mit der Formulierung bereichsüber-
greifender Qualitätskriterien ver-
knüpft werden. In den Prozess der
Leitbilderstellung sollten im Rahmen
eines breiten Beteiligungsverfahrens
(z.B. „Runde Tische“) neben den zu-
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ständigen Ämtern und Dezernaten
auch das Staatliche Schulamt, Vertre-
ter der Träger der freien Jugendhilfe
sowie Eltern- und Schülerinnen- und
Schülervertretung und die Schullei-
tungsebene in geeigneter Form ein-
bezogen werden. Die auf Arbeitsebe-
ne erstellte Beschlussvorlage muss
dann im Rahmen einer Amtsleiter-
konferenz und später auch auf Aus-
schuss-, Dezernats- sowie Magistrats-
bzw. Kreisausschussebene ratifiziert
werden, wobei ein parteiübergreifen-
der Konsens anzustreben ist.

Sich über prioritäre Vernetzungs-
bereiche und -ziele verständigen

Die in der jeweiligen Kommune
prioritären Kooperationsfelder und
-ziele können in regionalen Diskur-
sen („Runde Tische“, Anhörungen,
Fachtagungen und -konferenzen etc.)
herausgearbeitet werden. Neben den
– bildungsbiographischen Schnitt-

stellen (Familie – Krippe/Kita; Kita
– Grundschule; Sek1 – Schulform-
wahl, Schule – Ausbildung/Beruf),
sind hier

– zielgruppenspezifische Ansätze (z.B.
Benachteiligten- und Begabtenför-
derung; Integration von Kindern
mit Migrationshintergrund; Ansät-
ze der Mädchen- und Jungenar-
beit, der Förderung von Kindern
mit Lernschwächen oder Verhal-
tensauffälligkeiten; Integration
behinderter Kinder),

– die Gestaltung hochschwelliger Ein-
zelhilfen (Hilfen zur Erziehung,
Integration von Kindern mit fest-
gestelltem sonderpädagogischen
Förder-bedarf in die allgemein bil-
denden Schulen),

– sowie die Entwicklung und Ausge-
staltung konkreter Vernetzungs-
strukturen (z.B. Schulsozialarbeit,
sonderpädagogische Beratungs-
und Förderzentren, Quartiersma-
nagement, Koordinations-/Service-
stellen, kommunale Bildungsbüros)
in den Blick zu nehmen.
Die möglichen bildungsplaneri-

schen und pädagogischen Vernet-
zungsziele umfassen Bereiche wie
– die individuelle Förderung aller Kin-

der und Jugendlichen in vermehrt
sozialschicht-, altersgruppen- und
problemheterogenen Lern- und
Spielgruppen,

– die Verknüpfung unterschiedlicher
formaler und nonformaler Lernor-
te und Bildungsangebote (z.B. Ver-
knüpfung von Kita und Familien-
bildung etwa im Rahmen von
Familienzentren; Verbindungen
zwischen Unterricht und außerun-
terrichtlichen Angeboten im Ganz-
tag sowie dem freiwilligen Engage-
ment in Vereinen, Verbänden etc.),

– die infrastrukturelle Gestaltung an-
regender Lern- und Lebensumge-
bungen als Gelegenheitsstrukturen
im kommunalen Raum für päda-
gogisch nicht-„vorprogrammiertes“
informelles Lernen, z.B. im Zuge
des Abbaues (straßen-)baulicher
Barrieren zwischen den Sozialräu-
men, durch ge-zielte Schaffung
kind- und jugendgerechter Ange-
bote, etwa im Bereich Museen,
Theater und Volkshochschulen,
sowie durch den gezielten Ausbau
öffentlicher Nahverkehrskapazitä-
ten für Gruppen und Klassen, die
solche und andere außerschuli-
schen Lernorte aufsuchen wollen.

Die Verständigung über themati-
sche Bereiche sollte sich ebenso wie
die konkrete Koordinationsarbeit
selbst in öffentlich verantworteten
Netzwerkstrukturen vollziehen um
nicht zu sehr vom Engagement ein-
zelner Personen abhängig zu sein; es
bedarf also hauptamtlicher Vernet-
zungsbeauftragter ohne andere Auf-
gabenbereiche, wobei „öffentlich
verantwortet“ nicht zwangsläufig die
Einbindung in die Ämterstrukturen
bedeuten muss; eine Option ist auch
die Delegation dieser Aufgabe an ei-
nen freien Träger der Jugendhilfe.

Personalplanung
Wenn Kooperation und Vernet-

zung zum Kernauftrag in den Syste-
men Jugendhilfe und Bildung erklärt
werden, so hat dies Folgen für die
Personalplanung: Kooperationsbe-
auftragte sind zu bestimmen, Geschäf-
te müssen verteilt, Zeitbudgets neu
geschnitten, Stellenbeschreibungen
verändert, gemeinsame Fortbildungs-
veranstaltungen (etwa Kooperations-
trainings und Netzwerkbildung) auf-
gelegt werden. Diese methodische
Schrittfolge der Etablierung einer
Kooperation von Jugendhilfe und
Schule auf kommunaler Ebene muss
als breiter Beteiligungs-, politischer
Aushandlungs- und Konsensfin-
dungsprozess angelegt werden. Sie
darf nicht als isoliertes administrati-
ves Planungsvorhaben implementiert
werden. Erst auf der Basis einer
möglichst breit getragenen „Vision“,
wie eine Kooperation von Jugendhil-
fe und Schule sein und in welchen
Handlungsfeldern sie sich ereignen
soll, sind dann detaillierte regionale
Rahmenkonzepte (zum Beispiel zum
Einsatz der Jugendhilfe im Rahmen
von Ganztagsangeboten, zur inte-
grierten Förderung, zur Schulsozial-
arbeit etc.) mit Aussagen zu bereichs-
spezifischen Qualitätsstandards zu
entwickeln.

Der administrative Kontext und
Zuschnitt dieser konkreten Planungs-
prozesse wird ebenfalls fachpolitisch
kontrovers diskutiert: Diskussions-
punkte sind dabei einerseits die Frage
der Kommunalisierung und Eigen-
verantwortlichkeit von Schule sowie
die Integration von äußerer und
innerer Schulträgerschaft und
andererseits Vor- und Nachteile einer

SCHWERPUNKT
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möglichen Zusammenlegung von
Dezernaten, Schul- und Jugendäm-
tern sowie Schul-und Jugendhilfe-
ausschüssen. Aus Sicht der AGJ müs-
sen Städte und Gemeinden mehr
Zuständigkeiten und Ressourcen zur
Gestaltung einer kommunalen Bil-
dungslandschaft übertragen bekom-
men. Dazu gehört dann konsequen-
ter Weise auch eine weitgehende
Kommunalisierung des Schulwesens.
Abzulehnen ist dagegen eine durch-
gehende Zusammenlegung von Ju-
gendhilfe- und Schulausschuss. Bei
einer Zusammenlegung des Jugend-
hilfeausschusses mit anderen Aus-
schüssen, etwa dem Schulausschuss,
wird die Identität des Jugendhilfe-
ausschusses aufgegeben und die Stel-
lung der freien Jugendhilfe entschei-
dend geschwächt. Das gemeinsame
Ziel einer systembezogenen Koopera-
tion von Jugendhilfe und Schule
kann auch auf der Basis klar getrenn-
ter institutioneller Zuständigkeiten
erreicht werden. Dafür sprechen die
unterschiedlichen Organisationskul-
turen und -routinen und die unter-
schiedliche Handlungsmächtigkeit der
beiden Systeme.

Finanzierungsinstrumente

Ähnlich gelagerte Diskussionen er-
geben sich bei der Frage nach mögli-
chen Finanzierungsinstrumenten im
Bereich der Kooperation von Jugend-
hilfe und Schule. Dabei ist vor allem
der Sinn von „Mischfinanzierungen“
umstritten. Auch in der Finanzie-
rungsfrage dürfte sich aber ein Kon-
sens darüber erzielen lassen, dass
beispielsweise erweiterte Budgetie-
rungsspielräume auf der Ebene der
Einzelschulen, Sozialraumbudgets im
Bereich der Jugendhilfe sowie eine
angemessene Öffnung von Zweck-
bindungen der Mittel sinnvolle In-
strumente sein könnten. Sie könn-
ten dazu beitragen den Einsatz von
Sach- und Personalressourcen im
jeweils anderen Bereich zu befördern.
Die Diskussion sollte sich in diesem
Bereich weniger auf einzelne Instru-
mente fixieren und eher die Gestal-
tung der finanziellen Rahmenbedin-
gungen als Ganzes in den Blick
nehmen. Zu beachten ist jedoch, dass
bei Einsatz all dieser Instrumente si-
chergestellt werden muss, dass die
Haushalte für die außerschulischen
Angebote und Aufgaben der Kinder-
und Jugendhilfe erhalten bleiben.

Beteiligung
Die kommunale Steuerung von

Kooperation darf nicht als ein rein
administrativer Planungsprozess ge-
dacht werden. Eine kommunale Steu-
erung von Kooperation setzt breite
Beteiligungsprozesse, nicht nur von
Institutionen und Einrichtungen,
sondern auch und vor allem von
Kindern, Jugendlichen und Eltern
voraus. Die primäre Fragestellung lau-
tet demnach nicht „Wie können sehr
unterschiedliche Institutionen rei-
bungsloser zusammenarbeiten?“, sie
lautet vielmehr „Was brauchen jun-
ge Menschen, um ihr Leben erfolg-
reich zu meistern?“. Eine erfolgreiche
Zusammenarbeit von Jugendhilfe
und Schule beinhaltet dabei nicht
nur ein erweitertes Bildungsverständ-
nis, welches neben der formalen Bil-
dung auch die stärker auf Partizipati-
on, Selbstorganisation und Lernen
in Situationen mit Ernstcharakter
ausgerichteten sozialpädagogischen
Ansätze umfasst, sondern darüber
hinaus auch die Evaluation und kon-
tinuierliche Qualitätsentwicklung
von Kooperationsformen. Die breit
vernetzte, partizipativ entwickelte
und öffentlich verantwortete Gestal-
tung regionaler Bildungslandschaf-
ten mit dem Kernstück einer system-
bezogenen lokalen Bildungs- und
Sozialplanung steht somit immer im
Dienst der Schaffung verbesserter Le-
bensbedingungen für Kinder, Jugend-
liche und deren Familien.

Jugendhilfe und Schule vor Ort
Mit der Stärkung der Eigenverant-

wortlichkeit von Schulen und um-

feldbezogenen Öffnungskonzepten
erhalten Schulen erweiterte Gestal-
tungsräume. Damit müssen sie not-
wendige Leistungen für Kinder und
Jugendliche nicht mehr allein erbrin-
gen, sondern können auf Ressourcen
im schulischen Umfeld zurückgrei-
fen. Themen der Vor-Ort-Kooperati-
on sind vielfältig. – Einige Beispiele:

Alle Kinder und Jugendlichen könn-
ten profitieren, wenn Jugendhilfe und
Schule sich für Beteiligungsprojekte
an kommunalen Themen stark ma-
chen: Raumplanung, Kinder- und
Jugendparlament, die Übernahme
von Mitverantwortung für Grünflä-
chen, eine „Eventkultur“, einen Shut-
tleservice oder ein Stromsparpro-
gramm – hier können Verbindungen
zwischen Curriculum und Unterricht,
Prinzipien wie Aktivierung und Initi-
ative von Mädchen und Jungen und
realer Bedürfnisbefriedigung junger
Menschen entstehen. Jugendhilfe
und Schule könnten sich gemeinsam
darauf verständigen, dass jeder junge
Mensch im schulischen Rahmen eine
geschlechtsdifferenziert durchgeführ-
te Woche zur Lebensplanung und
vor dem Übergang in die Ausbildung
eine Potenzialanalyse am Ort Jugend-
berufshilfe, Fachhochschule, Unter-
nehmen durchläuft.

Besondere Zielgruppen wie etwa
Schülerinnen und Schüler oder jun-
ge Menschen mit Migrationshinter-
grund könnten besondere Übergangs-
hilfen erhalten, die aufsuchend,
verlässlich und institutionsübergrei-
fend angelegt sind. Schuldistanz und
Schulabbrüche zu vermindern könn-
te ebenfalls ein Thema sein, an dem
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Schule und Jugendhilfe sich zu ei-
nem abgestimmten präventiven und
interventiven Leistungsangebot ver-
ständigen.

Kinder und Jugendliche mit beson-
derem schulischen Förder- sowie
darüber hinausgehendem Hilfebedarf
werden vor allem von solcher Unter-
stützung profitieren, die Hand in
Hand angelegt ist. Kinder nehmen
ihren Alltag und auch ihre Probleme
fließend und verknüpft wahr. Kinder
und Jugendliche erleben sich ganz
und nicht in Sparten und Sektionen.
Wechselwirkungen zwischen Lebens-
feldern sind die Regel. Leistungs-
erfolge, persönliche Lebens-
lagen und soziales Können
sind in vielerlei Weise ver-
schränkt und voneinander
abhängig. Es dürfte für die
Kinder und Jugendlichen
hilfreich sein, Verhaltens-
muster dort einzuüben und
Begleitung zu erfahren, wo
Probleme entstehen und
Störungen mit Ausgren-
zungsgefahren auftreten –
in der Schule. Auch hier
sind Haltungen und Me-
thoden der Jugendhilfe
eine eigenwertige, unver-
zichtbare Anreicherung im
Interesse ganzheitlicher
Unterstützung. Folgende
Schritte könnten für die
Vor-Ort-Kooperation zielführend
sein:
1.In einem ersten Schritt sollten au-

ßerschulische Partnerinnen bzw.
Partner und Schule je für sich Klä-
rungen herbeiführen: Was wollen
Jugendhilfe und Schule? Was kann
z.B. Schule aus sich heraus nicht
leisten und wofür wünscht sie An-
reicherung? Welche Werte, Motive
und Interessen verbinden die Part-
ner/-innen mit dem Vorhaben? Was
erwarten sie als Gewinn? Welche
Ergebnisse streben sie an? Welche
Vorstellungen über Kooperation be-
stehen? Zur Beantwortung solcher
Fragen müssen u.a. Wahrnehmun-
gen im Lehrerkollegium zusammen-
getragen werden und konzeptio-
nelle Überlegungen angestellt
werden: Welche Schule wollen wir
sein? Weshalb sollen Kinder und
Jugendliche gerne zu uns kommen
bzw. wie können alle Schüler/-innen
bei uns erfolgreich und lebensbe-
deutsam lernen?

2.In einem zweiten Schritt sollte ein
Verständigungsprozess über die Mo-
tivationen der Partner/-innen, sich
für ein Kooperationsvorhaben zu
interessieren, beginnen. Wenn in
einer Begegnung vertieftes Interes-
se und Vertrauen entsteht, müssen
die Kooperationspartner/-innen
aushandeln, ob ihre Erwartungen
und Zugänge miteinander verein-
bar sind. Zu beachten sind dabei
die unterschiedlichen Organisati-
onsstrukturen und Handlungsab-
läufe im Jugendhilfebereich und
im schulischen Bereich. Wenn Mög-
lichkeiten und Grenzen, Ziele und

Arbeitsweisen hinreichend geklärt
sind, kann das zu entwickelnde
Kooperationsvorhaben Gestalt
annehmen. Die Einrichtung einer
Projektgruppe mit Schul-, Einrich-
tungs- und Trägervertreter/-innen,
erweist sich oft als sinnvoll.

3.In einem dritten Schritt kann das
Vorhaben geplant bzw. hinsicht-
lich der Umsetzung konkretisiert
werden. Alle Akteure wie z.B. die
Fachkräfte der Jugendhilfe, Eltern,
Lehrer/-innen sowie Schüler/-innen
müssen in geeigneter Weise einge-
bunden werden. Räumliche, finan-
zielle, organisatorische und perso-
nelle Bedingungen gilt es zu klären.
Neben inhaltlichen Abstimmun-
gen sind Regelungen zu treffen zu
Versicherung und Haftung, Fach-
und Dienstaufsicht, An- und Ab-
meldeverfahren, Erhebung, Bu-
chung und Verwendung von El-
ternbeiträgen, Hausmeistereinsatz,
Telefonnutzung, Heizung, Schließ-
befugnis etc.

4.In einem vierten Schritt werden in
einer Vereinbarung die Ziele so kon-
kret wie möglich festgelegt, Aufga-
ben beschrieben, Zuständigkeiten
verabredet und Erfolgskriterien be-
stimmt.

5.Der fünfte Schritt beinhaltet dann
die Festlegung einer gemeinsame
Reflexion und Auswertung der Ko-
operation.
Insgesamt wird die Jugendhilfe die-

se Angebote nur zum Teil aus ihren
derzeit verfügbaren Ressourcen be-

streiten können. Die Koo-
peration von Jugendhilfe
und Schule braucht auch
eine ausgebaute Budgetver-
antwortung an der Einzel-
schule, die damit Ge-
staltungsmittel gewinnt.
Günstig ist es, projektför-
mig an einer Stelle zu be-
ginnen (Angebote zwi-
schen Einzelschule und
Träger der Jugendhilfe),
dabei aber schrittweise die
übergreifenden Koopera-
tionsbedingungen und -
ziele mit zu entwickeln.
Einige förderliche Bedin-
gungen für Kooperatio-
nen auf sozialräumlicher
Ebene können sein:
– Nähe von Träger der Ju-

gendhilfe und Schule; gemeinsa-
mes Einzugsgebiet (kurze Wege);

– exemplarische Aufbauarbeit von ei-
ner Schule und einem Träger der
Jugendhilfe;

– kleine Einheiten als Kooperations-
partner;

– personelle Kontinuität;
– gegenseitige Wertschätzung der ko-

operierenden Akteure;
– Gegenseitige Besuche; Arbeit im

Tandem
– gemeinsame Fortbildungen und

Fachtage;
– effektive Kooperationsgremien und

strukturierte, zeitbegrenzte Sitzun-
gen.

Kontakt: Arbeitsgemeinschaft für
Kinder- und Jugendhilfe – AGJ,

Mühlendamm 3, 10178 Berlin
Telefon 030/40040200

E-Mail: agj@agj.de, www.agj.de
Erstveröffentlichung im FORUM

 Jugendhilfe 2/2006, 15. Mai 2006,
hrsg. von der AGJ

SCHWERPUNKT
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L I C H T

S C H L A G

Kinderarmut

Die Diskussionen um Auftrag und
Leistungen des Schulsystems gehen
in der Regel von der Betrachtung des
Systems an sich aus und richten sich
dann primär auf die gesellschaftlich
empfundene Wirkung: Absicherung
der Gesellschaft – einer Wissensge-
sellschaft – von morgen. Gelingt das
im internationalen Vergleich nur un-
terdurchschnittlich, wie seit Jahren
belegt, drängt sich die Frage auf, wer
muss sich ändern: das System oder
die Kinder. Schule aus der individuel-
len und besonders der Kindperspekti-
ve diskutiert, setzt anders an, näm-
lich an der Lebenswelt und der
Lebenslage des Kindes und seiner Fa-
milie. Schule ist dabei nur ein Teil der
Lebenswelt, wenn auch ein zentraler.
So stellt sich eine andere Frage: Wel-
che individuelle Bildungsgrundlage
wird durch die Schule im Konzert mit
anderen Sozialisationsakteuren ge-
schaffen, um eine individuelle und
eine gesellschaftliche Zukunft zu
sichern.

Die Betrachtung der kindlichen
Lebenslage eröffnet den Blick auf die
hierzulande höchst unterschiedlichen
Rahmenbedingungen des Aufwach-
sens von Kindern. Der Terminus „so-
ziale Herkunft“ ist zur Metapher dafür
geworden. Die „(Einkommens-)Ar-
mut“ wird zum sozialen Merkmal. Sie
kennzeichnet für die Betroffenen die
unterste soziale Lebenslage mit exis-
tenziell bedrohenden Folgen – mate-
riell wie immateriell. Armut ist in
Deutschland seit mehr als 20 Jahren
das zentrale Problem in Kindheit und
Jugend, es wurde nur nicht beachtet.
Armut geht folglich jede Sozialisati-
onsinstanz an. Jede muss damit um-
gehen.

Nachfolgend werden zentrale Er-
gebnisse der von 1997 bis 2005 vom
Institut für Sozialarbeit und Sozial-
pädagogik (ISS) im Auftrag des Bun-

Kinderarmut ist auch
Armut an Bildung
und Erziehung
von Gerda Holz und Dietrich Giering

desvorstandes der Arbeiterwohlfahrt
(AWO) durchgeführten Quer- und
Längsschnittuntersuchungen skiz-
ziert, die so genannten AWO-ISS-
Studien. (Es wurden neun Berichte
veröffentlicht. Zu den hier referier-
ten Ergebnissen vgl. Holz, Gerda/Rich-
ter, Antje/Wüstendörfer, Werner/
Giering, Dietrich (2006): Zukunfts-
chancen für Kinder!? – Wirkung von
Armut bis zum Ende der Grundschul-
zeit. Frankfurt a.M.) In einer Gruppe
von 500 Kindern (Geburtsjahr1993)
wurden u.a. die kindspezifischen Fol-
gen von Armut im Verlauf der Grund-
schulzeit erforscht.

(Kinder-)Armut ist kein
Randphänomen

Als arm gilt nach der EU-Definiti-
on, wer über weniger als 50 % (Mit-
telwert) oder 60 % (Median) des
durchschnittlichen nach Haushalts-
größe gewichteten Nettoeinkommens
verfügen kann. Hilfsweise gibt der
Bezug von Sozialhilfe/-geld einen
Anhaltspunkt: Ende 2004 lebten rund
1,12 Mio. Minderjährige von Sozi-
alhilfe (7,5 % aller unter 18-Jähri-
gen). Dabei waren Nicht-Deutsche
mehr als doppelt so häufig betroffen
(6,5 % deutsch vs. 16,1 % nicht-
deutsch). Mitte 2006 bezogen rund
1,7 Mio. der unter 15-Jährigen Sozial-
geld (rd. 13,1 % dieser Altersgruppe).
Je nach Region und Ort variieren die
Quoten mit Tendenz der Zunahme.
In ostdeutschen Kommunen, aber
auch in westdeutschen Großstädten
und Ballungsräumen ist je nach Al-
tersgruppe jeder siebte bis dritte Min-
derjährige betroffen, am stärksten im
KiTa- und Grundschulalter.

(Kinder-)Armut ist komplex und
mehrdimensional

Obwohl sich Armut nicht auf mo-
netäre Ressourcen beschränkt, ist ein
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deutlicher Zusammenhang zwischen
geringem Einkommen und erhöh-
tem Risiko relativer Benachteiligung
nachweisbar, und das spätestens ab
der Geburt. Zur Bewertung der Ent-
wicklungsbedingungen bzw. -mög-
lichkeiten armer wie nicht armer
Mädchen und Jungen sind zentrale
Lebenslagedimensionen zu berücksich-
tigen:
(a) materielle Lage des Kindes (z.B.

Wohnen, Nahrung, Kleidung),
(b) Versorgung in der kulturellen Lage

(z.B. Bildung, Lern- und Erfah-
rungsmöglichkeiten),

(c) in der sozialen Lage (z.B. soziale
Integration, Kompetenzen) sowie

(d) in der gesundheitlichen Lage (z.B.
Gesundheitszustand, Gesundheits-
verhalten).

Um einen umfassenden Blick auf
die kindliche Lebenssituation zu er-
halten, sind im Weiteren die vier
Lebenslagedimensionen in einem
Index zusammengefasst, der drei kind-
bezogene Lebenslagetypen „Wohlerge-
hen“, „Benachteiligung“ und „mul-
tiple Deprivation“ umfasst.

Aus dieser Sicht lässt sich Armut bei
Kindern definieren:
– Ausgangspunkt ist die Einkom-

mensarmut der Familie des Kindes.
– Kindspezifische Erscheinungsfor-

men von Armut treten in Gestalt
materieller, kultureller, gesundheit-
licher und sozialer Unterversorgung
auf.

– Die Entwicklungsbedingungen des
Kindes sind beeinträchtigt, wobei
dies ein Aufwachsen mit Benach-
teiligung oder in multipler Depri-
vation umfassen kann.

– Die Zukunftsperspektiven des Kin-
des sind eingeschränkt.

Das Kindergesicht der Armut im
KiTa- und Grundschulalter

Arme Kinder weisen bereits im Alter
von sechs Jahren bis zu 40 % Defizite
in ihrer Grundversorgung (Ernäh-
rung, Kleidung, Wohnung) auf ge-
genüber nur 15 % der nicht armen
Kinder. Im Arbeits-, Spiel- und Sprach-
verhalten haben arme Kinder fast
doppelt so viele Auffälligkeiten und
sind sie doppelt so häufig beeinträch-
tigt, z.B. durch Schwierigkeiten in
der Kontaktaufnahme, im Umgang
mit anderen Kindern oder Erwachse-
nen. Ebenso wachsen sie weitaus we-
niger im Wohlergehen und weitaus
häufiger in multipler Deprivation auf.
Ein möglichst konfliktfreies Famili-
enklima, ein kindzentrierter Alltag
und viele gemeinsame Aktivitäten von
Eltern und Kindern sind in diesem
Alter entscheidende „Schutzfaktoren“
für ein Aufwachsen im Wohlerge-
hen, auch bei armen Kindern.

Die sich im KiTa-Alter herausbil-
denden Einschränkungen verfestigen
sich in der Grundschulzeit massiv,
gleichwohl findet sich eine hohe
Entwicklungsdynamik. Generell gilt:
Je früher, je schutzloser und je länger
Kinder einer Armutssituation ausge-
setzt sind, desto gravierender sind
benachteiligende Auswirkungen.
Gleichzeitig trifft aber zu: Je gefestig-
ter die finanzielle Situation der Fami-
lie, desto sicherer sind die Lebens-
und Entwicklungsbedingungen für
die Kinder. (vgl. Tabelle). Während
hier mehr als jedes zweite arme Kind
Einschränkungen erfährt, ist davon
kein Kind im „gesichertem Wohl-
stand“ (> 100% des Durchschnitts-
äquivalenzeinkommens) betroffen.

Wie bereits zum Zeitpunkt der Ein-
schulung ist der größte Unterschied
in den Lebenslagendimensionen
auch vier Jahre später im materiellen
Bereich festzustellen: Vor allem Kin-
der mit Migrationshintergrund sind
überdurchschnittlich betroffen. Aus-
druck der Mangellage sind z.B. jetzt
kein eigenes Zimmer und Einschrän-
kungen bei der Kleidung und/oder
beim Spielzeug. Die nächsten großen
Differenzen in der Lebenslage sind
für den kulturellen Bereich festzustel-
len. Arme Kinder haben weitaus we-
niger allgemeine und altersgemäße
Lern- und Erfahrungsmöglichkeiten,
z.B. durch Teilnahme an freiwilligen
Kursen inner- und außerhalb der
Schule und Vereinsmitgliedschaften.
Ebenfalls in der sozialen Lebenslage
greifen beträchtliche Unterschiede:
Arme erhalten nicht nur einen be-
grenzten Raum zur sozialen Integra-
tion, ihnen wird zugleich die Mög-
lichkeit zum breiten Erwerb sozialer
Kompetenzen vorenthalten. Entspre-
chend zeigen sich erste Ansätze sozi-
aler Devianz. Dennoch: In den AWO-
ISS-Studien sind zwischen 85 % und
95 % der Mädchen und Jungen, je
nach Fragestellungen, nicht sozial
auffällig. Das gilt auch für arme Kin-
der. In der vierten Lebenslagendimen-
sion Gesundheit sind die Unterschie-
de weiterhin relativ gering: Subjektives
Wohlbefinden und aktueller Gesund-
heitszustand beider Gruppen ähneln
sich. Mittelfristig sind Differenzen zu
erwarten, denn arme Jungen und
Mädchen zeigen nun ein höheres
Ausmaß an „Risikoverhalten“: Sie
nehmen ihre Mahlzeiten unregelmä-
ßiger ein, haben mehr Gewichtspro-
bleme und frühzeitiger Suchtmittel-

Arme 
Kinder 

Nicht arme Kinder Lebenslagedimension 

 
 
(< 50 %) 

Prekärer 
Wohlstand  
(50 % – 75 %) 

Unterer  
Durchschnitt 
(75 % – 100 %) 

Oberer  
Durchschnitt  
(> 100 %) 

Materielle Lage/ 
Grundversorgung 

51,6 % 9,2 % 5,3 % 0,0 % 

Kulturelle Lage 37,7 % 19,0 % 9,5 % 3,6 % 

Soziale Lage 34,6 % 16,0 % 15,8 % 3,6 % 

Gesundheitliche Lage 25,8 % 23,3 % 21,1 % 8,4 % 

N = 500 159 163 95 83 

Quelle: Holz, Richter, Wüstendörfer, Giering 2006: S. 66.

Tabelle: Verteilung der Einschränkungen in den Lebenslagedimensionen der 10-Jährigen und Armut – 2. Erhebung 2003/04
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kontakte (z.B. Zigaretten, Alkohol)
und häufiger einen bedenklichen
Medienkonsum.

Insgesamt finden sich stark diver-
gierende Lebens- und Entwicklungs-
verläufe: Unter den armen Mädchen
und Jungen überwiegen negative
Verläufe, d.h. Zunahme von Auffäl-
ligkeiten in den Lebenslagen und
Wechsel des Lebenslagentyps, z.B. von
Benachteiligung zur multiplen De-
privation. Bei den nicht armen Kin-
dern dominiert eine gefestigte positi-
ve Entwicklung, also z.B. Verbleib im
Wohlergehen. Gleichzeitig ist eine
hohe Dynamik zu konstatieren: Mehr
als die Hälfte der Mädchen und Jun-
gen wechselte zwischen 1999 und
2003/04 den Lebenslagetyp. Genauso
wenig wie „einmal arm – immer arm“
gilt, gilt auch nicht „einmal multipel
depriviert – immer multipel depri-
viert“. Die Chancen und Risken sind
jedoch klar verteilt.

Armut hat Bildungsarmut zur Folge:
Die Schulkarriere mit zunehmen-
dem Misserfolg

Die AWO-ISS-Studien belegen, dass
dieser Zusammenhang lange vor der
Schulzeit beginnt, sich aber in der
Grundschulzeit sowohl entscheidend
ausprägt als auch massiv verfestigt,
so dass scheinbar der weitere Lebens-
weg von 10-Jährigen festgelegt ist:
1.Bei armen Kindern gibt es häufiger

verfrühte oder verspätete Einschu-
lungen. Mit der Dauer der Armut
steigt das Risiko des Sitzenbleibens.

2.Nur gut 8 % der nicht armen Kin-
der wiederholen in der Grundschu-
le mindestens einmal eine Klasse,
aber knapp 30 % der armen. Dieje-
nigen, die bereits im Kindergarten-
alter Sprach- oder Arbeitsauffällig-
keiten zeigen, gehören weitaus
häufiger zur Gruppe der Klassen-
wiederholer/-innen.

3.Ein hochsignifikanter Zusammen-
hang besteht zwischen dem Bil-
dungsstand und der wirtschaftlichen
Lage der Eltern. Bezogen auf die
Bildungs- abschlüsse der Eltern (hier
der Mütter) weisen die Mütter ar-
mer Kinder einen erheblich schlech-
teren Bildungshintergrund (d.h.
maximal Hauptschulabschluss) auf.

4.Die Durchschnittsnoten in sieben von
acht untersuchten Fächern (z.B.
Mathematik, Deutsch, Englisch aber
auch Kunst, Musik, Ethik/Religi-
on) sind für die Gruppe der armen

Kinder deutlich schlechter als für
die der nicht armen. Die besten
Durchschnittsnoten finden sich
stets in der Gruppe der Kinder mit
relativ gesicherten Familienfinan-
zen und die schlechtesten in der
Gruppe der armen Kinder.

5.Weitere Indikatoren für den Schuler-
folg in der Grundschule: Am stärks-
ten wirken die Noten und damit
ein notenbasiertes kindliches Leis-
tungsniveau. Bei guten Noten kom-
men fast alle Kinder auf die Real-
schule oder das Gymnasium – aber
arme Kinder weisen als Gruppe
schlechtere Noten auf. Es finden
sich keine Belege, ob sie tatsächlich
dümmer oder fauler sind oder ob
arme Eltern sich weniger um ihre
Kinder kümmern. Die zweitwich-
tigste Variable ist der Bildungshin-
tergrund der Eltern: Die Kinder aus
bildungsnäheren Elternhäusern er-
halten nicht nur im Durchschnitt
bessere Noten, sondern wechseln –
unabhängig von den Noten – auch
auf die „besseren“ Schulen.

6.Arme Kinder besuchen häufiger die
Hausaufgabenbetreuung, erhalten
aber seltener Nachhilfe oder schu-
lischen Förderunterricht. An frei-
willigen Kursen in und außerhalb
der Schule sind sie geringer betei-
ligt. Sie haben allgemein weitaus
weniger altersgemäße Lern- und Er-
fahrungsmöglichkeiten.

7.Übergang Primar- und Sekundarstufe:
Die größte Gruppe der Kinder mit
Armutserfahrung erreicht maximal
die Realschule (20,4 %), während
mit großem Abstand (36 %) die
niemals armen Kinder auf das Gym-

nasium wechseln. Der zentrale
„Treffpunkt“ sozialer Integration
von armen und nicht armen Kin-
dern ist die Realschule (20,4 % vs.
20,8%), die damit heute gesamtge-
sellschaftlich Integrationsleistun-
gen erbringt respektive erbringen
muss, eine schul- und gesellschafts-
politisch kaum entsprechend ge-
würdigte Leistungsanforderung.

8.Wenn es immerhin noch 20,4 %
der Kinder mit Armutserfahrung
auf eine Realschule und 12,2 % auf
ein Gymnasium schaffen, so zeigt
sich bei diesen Gruppen ganz deut-
lich: Die Grundschule selbst stellt
für diese Kinder eine kulturelle und
soziale Ressource im Sinne von
Schutzfaktoren dar und trägt so
zum Schulerfolg der betreffenden
Kinder bei. Bei der Gruppe der Kin-
der ohne Armutserfahrung mit
Wechsel auf Realschule/Gymnasi-
um hat diese Funktion das Eltern-
haus und die Grundschule bildet
lediglich die Ergänzung. Schulen
und ganz besonders Grundschulen
sind und müssen für arme Kinder
mehr sein als nur Vermittlungsin-
stitutionen der formalen Bildung.
Vermittlung sozialer Kompetenzen,
Erfahrungsfelder für soziale Inte-
gration oder auch ein positives Lern-
klima sind bereits heute benennba-
re Faktoren für die Ausbildung von
„Schutzfaktoren“.
Diese und die weiteren Erkenntnis-

se der AWO-ISS-Studien beleuchten
vor dem Hintergrund der am Beispiel
Berlin entflammten Diskussion etwas
anders: Nicht die Frage der gesell-
schaftlichen oder politischen Inte-
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Macht Armut
krank?
Themenheft der Zeitschrift „Kind
Jugend Gesellschaft“ 3-2006

Macht Armut krank? – Diese Frage
stellen sich in der aktuellen Ausgabe
der Zeitschrift Kind Jugend Gesell-
schaft zwei ausgewiesene Fachleute,
die sich seit vielen Jahren mit der
Lebenssituation armer Menschen
beschäftigen. Und beide kommen zu
dem gleichen Ergebnis: Armut macht
krank.

Dass es Kinderarmut gibt, ist
mittlerweile in der Fachöffentlich-
keit in allen ihren Facetten bekannt;
dass aber auch ein deutlicher Zusam-
menhang zwischen der Armut von
Kindern bzw. deren Familien und
schwerwiegenden gesundheitlichen
Beeinträchtigungen besteht, die sich
nur durch ihre Armutslage erklären
lassen, gelangt nur allmählich in das
Bewusstsein der politisch Verantwort-
lichen und findet auch nur sehr lang-
sam Eingang in die Armutsberichter-
stattung. Dabei geht es längst nicht
mehr nur um die schlechte Ernäh-
rung als Ursache, vielmehr stellen wir
inzwischen auch fest, dass insgesamt
Lebensverhältnisse und sozialstruk-
turelle bzw. sozialräumliche Bedin-
gungen des Aufwachsens für Kinder
und Jugendliche zu Gesundheitsbe-
einträchtigungen führen.

Kinder und Jugendliche geraten
immer mehr und auch immer stärker
in Lebensverhältnisse, die ihre seeli-
sche und körperliche Gesundheit ge-
fährden, die sowohl ihre physische
Leistungsfähigkeit in Frage stellen als
auch die psychosozialen Mechanis-
men ihrer Selbstwertregulation und
ihrer Identitätssicherung schwächen.
Und das muss den Jugendschutz in-
teressieren, weil Armut auf diese Wei-
se die Selbststeuerungs- und Selbstbe-
hauptungskräfte schwächt, die Kinder
und Jugendliche brauchen, um sich
vor Gefährdungen auch selbst schüt-
zen zu können.

Die Ausgabe 3/2006 der Zeitschrift
Kind Jugend Gesellschaft zum Thema
»Macht Armut krank?« kann zum Preis

von EUR 11,- bestellt werden bei:
Wolters Kluwer Deutschland, Luchter-

hand Verlag, Postfach 23 52, 56513
Neuwied, E-Mail: info@luchterhand.de

gration – was immer darunter ver-
standen werden soll – steht im Mit-
telpunkt des „Rütli“-Problems,
sondern die Nicht-Existenz einer
(Grund-)Schule als Ort der Gestal-
tung wirksamer „Schutzfaktoren“ für
Kinder gegen Armut, Ausgrenzung
und Chancenlosigkeit. Die schulisch
erfolgreichen Kinder mit Armutser-
fahrungen der AWO-ISS-Studien
suchten und fanden offenbar in den
von ihnen besuchten Einrichtungen
einen außerfamiliären Entwicklungs-
und Gestaltungsraum, der ihnen
Schutz bot sowie Kompensation und
Förderung ermöglichte. Wird armen
Kindern durch die Lehrerschaft das
immense Gestaltungsvermögen von
Schule zugänglich gemacht und stim-
men die organisatorischen Bedingun-
gen des Schulbetriebes, zeigen sich
unmittelbar und nachhaltig die po-
sitiven Folgen, nämlich bessere Le-
bens- und Zukunftsperspektiven.
Darin unterscheiden sich arme von
nicht armen Kindern kaum, das bele-
gen die Fallbeispiele der AWO-ISS-
Studien eindeutig.

Schule als Schutzfaktor für arme
Kinder – Jetzt und für die Zukunft

Das Schulwesen, insbesondere die
Grundschule, steht im Unterschied
zum KiTa-Bereich noch am Anfang
armutspräventiver Arbeitsansätze und
gemeinsamer Bemühungen. Die An-
sätze innerhalb der Schule sind u.a.:
– Wahrnehmung von Armut  als gesell-

schaftlichem Phänomen und nicht
als individuelles Verschulden oder
gar Versagen der Eltern.

– Initiierung von Angeboten mit dem
Ziel, armutsbelasteten Kindern zu-
sätzliche Lern- und Erfahrungsräu-
me, neue Ressourcen zu eröffnen.

– Verantwortungsübernahme auch für
arme bzw. vermeintlich nicht leis-
tungsfähige/-willige Kinder, etwa
gemäß der Leitmotto „Bildung
macht stark: durch uns – Starke
Bildung für alle: durch uns“

– Verbesserung des Zugangs zu armen
und schwer erreichbarer Eltern; Auf-
bau von Beziehungen dieser Eltern
zum Schulgeschehen.

– Entwicklung (schul-)pädagogischer Kon-
zepte, um Armutsfolgen zu thema-
tisieren und Armutsprävention
durch Schule zu etablieren. Hierbei
ergänzen sich Schul-, Sozial- aber
auch Gesundheitspädagogik.

– Stärkung von Sozialraumbezug und
Vernetzung mit außerschulischen
Institutionen sowie Ausbau der Ko-
operation von Jugendhilfe, Jugend-
gesundheitshilfe und Schule.
Die Möglichkeiten von Schule, d.h.

von Lehrer/-innen, haben sich in
den AWO-ISS-Studien als größer er-
wiesen, als allen bisher bewusst ist. Es
gilt, sie wirklich umzusetzen.

Literaturhinweise und weitere
Informationen können bei den

Autor/-innen angefragt werden.
Kontakt:

Gerda Holz (Sozialarbeiterin. grad.,
Dipl. Politikwissenschaftlerin), Leitung

der AWO-ISS-Studien im Institut für
Sozialarbeit und und Sozialpädagogik

(ISS) Frankfurt a.M
Telefon 069/95789-131

E-Mail: gerdaholz@t-online.de
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Jugend 2006

Mädchen sind auf der Überholspur
Bildung als Schlüsselfrage
Wunsch nach Gerechtigkeit  zwischen
den Generationen
Stabile Wertorientierungen
Nüchternere Sichtweise auf Europa

Jugendliche heute haben ein ho-
hes Maß an Bewusstsein für die gro-
ßen Themen der Gesellschaft. Vom
Altern der Gesellschaft über Proble-
me am Arbeitsmarkt bis hin zu ihren
eigenen Zukunftsperspektiven: Ju-
gendliche stellen sich den Herausfor-
derungen. Was auch auf sie zukommt
– sie suchen eine Lösung; sie lassen
sich dabei nicht entmutigen.

Das Altern der Gesellschaft und
damit verbundene Probleme sind den
jungen Leuten bewusst. Zum ersten
Mal stellt die Shell Jugendstudie Fra-
gen, die mit dem demografischen
Wandel der Gesellschaft in Zusam-
menhang stehen. Das Resultat: Ju-
gendliche heute haben großen Re-
spekt vor der älteren Generation. Sie
sehen ihre Zukunftsaussichten heute
als ungewisser als noch vor vier Jah-
ren. Vor diesem Hintergrund gewinnt
die Familie wieder stärker an Bedeu-
tung. 72 Prozent der Jugendlichen
sind der Meinung, dass man eine
Familie braucht, um wirklich glück-
lich leben zu können. Die aktuelle
Studie zeigt, dass die Jugendlichen
heute über ein stabiles Wertesystem
verfügen. Ausführlicher als früher
befasst sich die 15. Shell Jugendstu-
die mit der Einstellung der Jugend zu
Religion und Kirche. Die Jugendli-
chen von heute bejahen zwar grund-
sätzlich die Institution der Kirche,
vermissen von dieser jedoch zeitge-
mäße Antworten auf wichtige Le-
bensfragen, die sie bewegen.

Zu diesen Erkenntnissen kommt
die 15. Shell Jugendstudie, die am 21.
September 2006 der Öffentlichkeit
vorgestellt wurde. Die Untersuchung

Jugend 2006
Eine pragmatische
Generation unter Druck
15. Shell Jugendstudie der Öffentlichkeit vorgestellt

wurde gemeinsam von den Bielefel-
der Sozialwissenschaftlern Professor
Dr. Klaus Hurrelmann und Professor
Dr. Mathias Albert und einem Exper-
tenteam des Münchner Forschungs-
instituts TNS Infratest Sozialfor-
schung unter Leitung von Ulrich
Schneekloth verfasst. Im Auftrag der
Deutschen Shell befragten die Exper-
ten Anfang des Jahres 2006 mehr als
2.500 Jugendliche im Alter von 12 bis
25 Jahren zu ihrer Lebenssituation,
ihren Glaubens- und Wertvorstellun-
gen und ihrer Einstellung zur Politik.
Seit 53 Jahren beauftragt Shell unab-
hängige Forscherteams, um Jugend-
studien herauszugeben, die jeweils
eine aktuelle Sicht auf die Jugendge-
neration und ihre Zukunftssichten
ermöglichen.

Der noch 2002 festgestellte große
persönliche Optimismus hat inzwi-
schen einer etwas gemischteren Sicht-
weise Platz gemacht – die in der Shell
Jugendstudie 2002 identifizierte prag-
matische Generation ist unter Druck
geraten. Von Resignation und Aus-
stieg in vermeintliche jugendliche
Ersatzwelten kann aber nach wie vor
keine Rede sein.

„Aufstieg statt Ausstieg“ bleibt die
Devise der Jugendlichen. Sie suchen
individuelle Wege und schaffen Struk-
turen, in denen sie weiterkommen
können. Auch wenn ihre Aussichten
ihnen vielleicht düsterer erscheinen
als noch vor vier Jahren und die
Rahmenbedingungen am Arbeits-
markt den persönlichen Optimismus
dämpfen: Sie lassen sich nicht ent-
mutigen.

Bildung entscheidet über Zukunft

Der Schulabschluss bleibt der
Schlüssel zum Erfolg: Jugendliche aus
sozial bessergestellten Elternhäusern
besuchen aussichtsreichere Schulfor-
men als Jugendliche aus sozial schwie-

rigeren Verhältnissen. Diese finden
sich häufig an Hauptschulen und
Sonderschulen und erzielen auch in
der anschließenden Ausbildung nicht
die Resultate, die ihrem Potenzial
entsprechen.

Jugendliche an Hauptschulen bli-
cken dabei nicht ganz so optimis-
tisch in die Zukunft wie ihre Altersge-
nossen an Gymnasien. Auch in
puncto Arbeitsplatz zeigt die Shell
Jugendstudie 2006, dass Jugendliche
deutlich stärker besorgt sind, ihren
Arbeitsplatz zu verlieren bzw. keine
adäquate Beschäftigung finden zu
können, als noch vor vier Jahren.
Dennoch – die Suche nach individu-
ellen Lösungsansätzen überwiegt.

Mädchen auf der Überholspur

Bemerkenswert ist in diesem Zu-
sammenhang der geschlechtsspezifi-
sche Trend. Junge Frauen haben im
Bereich der Schulbildung die jungen
Männer überholt und streben auch
zukünftig häufiger höherwertige Bil-
dungsabschlüsse an – ein Trend, der
sich bereits in der Shell Jugendstudie
2002 angedeutet hatte. 2006 streben
55 Prozent der befragten Mädchen
das Abitur an, hingegen nur 47 Pro-
zent der Jungen.

Was die Planung einer eigenen Fa-
milie anbetrifft, zeigt sich auch hier
der pragmatische Ansatz der jungen
Generation. Die Zahl junger Erwach-
sener, die zunächst auf eigene Kinder
und Familie verzichten, wächst. Dabei
ist es nicht so, dass junge Frauen
keine eigenen Kinder wollen. Sie se-
hen sich jedoch bei der Familien-
gründung mit vielfältigen Schwierig-
keiten konfrontiert, weil Ausbildung,
berufliche Integration und Partner-
schaft mit Familiengründung in ei-
nem sehr kurzen Zeitfenster kompri-
miert sind – der so genannten
Rushhour des Lebens. Die jungen
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Frauen nehmen äußerst sensibel wahr,
welche Probleme mit Nachwuchs und
dem Vorankommen im Berufsleben
verbunden sind.

Familie gewinnt an Bedeutung
Der Rückhalt im privat-familiären

Bereich entschärft Spannungen. In
Zeiten wirtschaftlicher Unsicherheit
bietet die Familie Sicherheit, sozialen
Rückhalt und emotionale Unterstüt-
zung. Fast drei Viertel der Jugendli-
chen (73 Prozent) von 18 bis 21 Jah-
ren leben noch bei ihren Eltern.
Harmonie in den
eigenen vier Wän-
den ist angesagt:
90 Prozent der
Jugendlichen be-
kunden, gut mit
ihren Eltern aus-
zukommen; und
71 Prozent wür-
den auch ihre
eigenen Kinder
genauso oder so
ähnlich erziehen
wollen.

Großer Respekt
vor der älteren Generation

Die befragten Jugendlichen neh-
men die ältere Generation in ihrer
charakteristischen Unterschiedlich-
keit wahr. Zum einen gibt es die
Hochbetagten. Diese Generation ge-
nießt das Image der „Aufbaugenera-
tion“ – ihre Leistung bringt ihnen
die Achtung der Jugendlichen ein.
Auf der anderen Seite stehen die „Jun-
gen Alten“ – fit, aktiv und offen für
Neues. Das nehmen die Jugendlichen
grundsätzlich positiv auf. Es wird erst
dann problematisch, wenn die Seni-
oren sich zu sehr einmischen oder zur
Konkurrenz werden – wie zum Bei-
spiel bezüglich Seminarplätzen an
der Universität.

Die wachsende Zahl alter Menschen
zu versorgen und zu integrieren se-
hen die befragten Jugendlichen als
primäres Problem einer alternden
Gesellschaft. Der vorherrschende Ein-
druck aus den Interviews: Die Alten,
die die Bundesrepublik zu dem ge-
macht haben, was sie nun ist, sollen
gut versorgt werden. 43 Prozent der
befragten Jugendlichen sind der Mei-
nung, dass der Wohlstand zwischen
den Generationen gerecht verteilt ist.
34 Prozent fordern, dass die Älteren
zurückstecken sollten, während 12

Prozent angeben, dass die Jüngeren
ihre Ansprüche reduzieren sollten.
Junge Leute heute vertreten den
Wunsch nach Fairness und Gerech-
tigkeit zwischen den Generationen.

Keine Renaissance der Religion
Sowohl beim Katholischen Welt-

jugendtag in Köln 2005 als auch beim
Tod von Papst Johannes Paul II. wa-
ren Jugendliche aus aller Welt in den
Medien äußerst präsent. Daher wird
in der Öffentlichkeit gelegentlich über
eine „Renaissance der Religion“ bei

Jugendlichen spekuliert. Die aktuelle
Shell Jugendstudie zeigt allerdings,
dass die meisten Jugendlichen in
Deutschland nach wie vor eine nur
mäßige Beziehung zu kirchlich-religi-
ösen Glaubensvorgaben haben. Nur
30 Prozent glauben an einen persön-
lichen Gott, weitere 19 Prozent an
eine unpersönliche höhere Macht.
28 Prozent der Jugendlichen stehen
dagegen der Religion fern, der Rest
(23 Prozent) ist sich in religiösen Din-
gen unsicher. Typisch für die heutige
Jugend ist, dass sie zwar die Instituti-
on der Kirche grundsätzlich bejaht,
gleichzeitig aber eine ausgeprägte Kir-
chenkritik äußert. 65 Prozent finden,
die Kirche habe keine Antworten auf
Fragen, die Jugendliche heute wirk-
lich bewegen.

„Religion light“ bei westdeutschen
Jugendlichen

Während in den neuen Ländern
die große Mehrheit der Jugend kaum
einen Bezug zu Religion und Kirche
hat, pflegen die meisten westdeut-
schen Jugendlichen eine Art „Reli-
gion light“. Sie basteln sich aus
religiösen und pseudo-religiösen Ver-
satzstücken eine Art „Patchwork“-
Religion zusammen. Für ihre Lebens-

führung ist jedoch vor allem ein sä-
kularisiertes Wertesystem ausschlag-
gebend.

Mehr „echte“ Religiosität bei
Migranten

Anders sieht es in der Gruppe der
Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund aus, bei denen „echte“ Reli-
giosität noch einen starken Rückhalt
hat.

52 Prozent der ausländischen
Jugendlichen glauben an einen
persönlichen Gott, gegenüber nur

28 Prozent der
d e u t s c h e n
Jugendlichen.
Trotz großer
religiöser Un-
terschiede gibt
es jedoch viele
Ähnlichkeiten
bei den Wert-
orientierungen
jugendlicher
Migranten, ost-
deutscher und
westdeutscher
Jugendlicher.

Weiter Aufwind für Fleiß und Ehrgeiz
Das Wertesystem der Jugendlichen

weist eine positive und stabile Aus-
richtung auf. Familie, Freundschaft,
Partnerschaft sowie Eigenverantwor-
tung sind weiter „in“, begleitet von
einem erhöhten Streben nach per-
sönlicher Unabhängigkeit.

Kreativität, aber auch Sicherheit
und Ordnung werden als wichtig
eingestuft. Die Tugenden Fleiß und
Ehrgeiz befinden sich weiter im Auf-
wind. Damit vermischen sich in den
Lebensorientierungen junger Men-
schen moderne und traditionelle
Werte.

Mädchen und junge Frauen sind
auch 2006 wie bereits 2002 das werte-
bewusstere Geschlecht. Orientierun-
gen wie Umwelt- und Gesundheitsbe-
wusstsein sowie soziales Engagement
sind für sie wichtiger als für Jungen
und junge Männer. Das betrifft auch
die Bewertung von Beziehungen in
Familie und Partnerschaft, das Ach-
ten auf die eigenen Gefühle sowie die
Bewertung von Sekundärtugenden
wie Ordnung und Sicherheit. Mäd-
chen und junge Frauen sind den-
noch ebenso ehrgeizig wie Jungen
und junge Männer, die sich allerdings
konkurrenzorientierter geben.
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Interesse an Politik und Parteien
steigt leicht an

Das Interesse an Politik ist weiterhin
niedrig. Trotz eines leichten Anstiegs
im Vergleich zur Shell Jugendstudie
2002 wäre es noch verfrüht, von einer
Trendwende zu sprechen. Lag der Pro-
zentsatz der politisch Interessierten
2002 bei 34 Prozent, so hat er sich
nun auf 39 Prozent erhöht. Auch
hier macht sich das unterschiedliche
Bildungsniveau bemerkbar: Mehr als
zwei Drittel der Oberstufenschüler und
der Studierenden stufen sich als poli-
tikinteressiert ein.

Auch das Vertrauen der Heranwach-
senden in die politischen Parteien
und die Bundesregierung ist weiterhin
gering. Politik stellt für die Mehrheit
der Jugendlichen keine Größe mehr
dar, an der sie sich orientieren kön-
nen. Was jedoch nicht bedeutet, dass
Jugendliche keine eigenen Interessen
hätten, für deren Verwirklichung sie
sich auch einsetzen.

Absage an politischen Extremismus

Nicht verändert hat sich die politi-
sche Positionierung. Im Unterschied
zur Gesamtbevölkerung ordnen Ju-
gendliche sich im Durchschnitt leicht
links von der Mitte ein. Die Mehrheit
hält Demokratie für eine gute Staats-
form. Dem politischen Extremismus
wird eine klare Absage erteilt. Grund-
legende Spielregeln der Demokratie
wie Meinungsfreiheit und freie Wah-
len sind unumstritten.

Engagement für andere weiterhin
auf hohem Niveau

Trotz des geringen politischen In-
teresses sind viele Jugendliche in ih-
rem Lebensumfeld gesellschaftlich
aktiv. Einsatz für die Gesellschaft und
für andere Menschen gehört ganz
selbstverständlich zum persönlichen
Lebensstil dazu. 33 Prozent der Ju-
gendlichen geben an, „oft“, und
weitere 42 Prozent, „gelegentlich” für
soziale oder gesellschaftliche Zwecke
in ihrer Freizeit aktiv zu sein. Das
Niveau ist vergleichbar hoch wie im
Jahr 2002.

Im Vordergrund steht der Einsatz
für die Interessen von Jugendlichen,
etwa im Rahmen einer sinnvollen
Freizeitgestaltung. Hinzu kommt En-
gagement für sozial schwache oder
benachteiligte Menschen, für ein
besseres Zusammenleben oder auch

Sicherheit und Ordnung im Wohn-
gebiet oder sonstige konkrete Fragen.
Bürgerinitiativen, Parteien und Ver-
bände oder auch Hilfsorganisatio-
nen spielen dabei allerdings eine
untergeordnete Rolle.

Auch hier gilt: Je höher das Bil-
dungsniveau und die soziale Schicht,
desto intensiver das gesellschaftliche
Engagement der Jugendlichen. Die
Haltung der Jugendlichen zu gesell-
schaftlichen Aktivitäten entspricht
ihrem pragmatischen Ansatz. Es sind
nicht ideologische Konzepte oder
gesellschaftliche Utopien, die sie ver-
folgen. Weitaus wichtiger ist die per-
sönliche Befriedigung – jenseits gro-
ßer Entwürfe oder einer neuen
Bewegung.

Europa und die Globalisierung

Europa ist weiterhin angesagt: 60
Prozent bezeichnen Europa im Ver-
gleich zu 62 Prozent im Jahr 2002
nach wie vor als „in”. Im Vergleich
zur Shell Jugendstudie 2002 ist die
„Europa-Euphorie” aber inzwischen
einer etwas nüchterneren Betrach-
tungsweise gewichen. Junge Leute
kritisieren vor allem Bürokratie und
Geldverschwendung in Europa.

Für einen möglichen Beitritt der
Türkei zur Europäischen Union spre-
chen sich nur 19 Prozent der Jugend-
lichen aus. 61 Prozent lehnen dies
momentan ab, und 20 Prozent ha-
ben hierzu keine Meinung.

Den Prozess der Globalisierung be-
trachten die Jugendlichen zuneh-
mend kritisch. Auffällig dabei:
Immerhin 24 Prozent geben an, von
Globalisierung noch nichts gehört
zu haben. Insbesondere bei den Jün-
geren gibt es offenbar noch große
Kenntnisdefizite.

48 Prozent der Jugendlichen gehen
davon aus, dass ihnen die Globalisie-
rung sowohl Vorteile als auch Nach-
teile bringen wird. Auf Vorteile wie
größere Freizügigkeit oder kulturelle
Vielfalt verweisen 18 Prozent. Nach-
teile wie Kriminalität oder Arbeitslo-
sigkeit – hervorgerufen durch Globa-
lisierung – empfinden 27 Prozent der
Jugendlichen. Im Vergleich zu 2002
ist diese Einschätzung tendenziell et-
was skeptischer.

Geht es darum, Einfluss auf die
Globalisierung zu nehmen, vertrau-
en Jugendliche vorrangig auf Orga-
nisationen wie die EU oder die UN.
Auch den nationalen Regierungen

wird diesbezüglich Bedeutung beige-
messen. Globalisierungs-Kritiker wie
Attac oder Verbraucherschutzorgani-
sationen gelten eher als Korrektiv
denn als gestaltende Kraft. Gering ist
das Vertrauen in die USA oder auch
in China als mögliches zukünftiges
globales Zentrum.

Methodik und Tradition der Studie

Mit der 15. Shell Jugendstudie setzt
die Deutsche Shell ihr Engagement in
der Jugendforschung fort. Bereits seit
1953 beauftragt das Energieunterneh-
men führende Forschungsinstitute
mit der Erstellung von Studien, um
Einstellungen, Stimmungen und Er-
wartungen von Jugendlichen zu do-
kumentieren. „Die Jugend sieht sich
zunehmend größeren Herausforde-
rungen ausgesetzt“, sagt Kurt Döhmel,
Vorsitzender der Geschäftsführung
Deutsche Shell Holding GmbH. „Es
ist daher wichtig zu erfahren, wie die
Jugend sich selbst und ihre Zukunft
sieht, um Denk- und Diskussionsan-
stöße für Politik und Gesellschaft zu
geben.“

Die Shell Jugendstudie 2006 stützt
sich auf eine repräsentativ zusam-
mengesetzte Stichprobe von 2.532
Jugendlichen im Alter von 12 bis 25
Jahren aus den alten und neuen Bun-
desländern, die von geschulten TNS-
Infratest-Interviewern zu ihrer Lebens-
situation und zu ihren Einstellungen
und Orientierungen persönlich be-
fragt wurden. Die Erhebung fand auf
Grundlage eines standardisierten Fra-
gebogens im Zeitraum von Anfang
Januar bis Mitte Februar 2006 statt.
Im Rahmen der qualitativen Vertie-
fungsstudie wurden 25 explorative
Interviews mit Jugendlichen im Alter
von 15 bis 25 Jahren durchgeführt.
20 dieser Einzelfallstudien werden als
Portraits vorgestellt.

Die 15. Shell Jugendstudie ist im
Fischer Taschenbuch Verlag unter dem

Titel „Jugend 2006 – Eine pragmati-
sche Generation unter Druck“ erschie-

nen und ist im Buchhandel erhältlich
(ISBN 3-596-17213-6, EUR 14,95).

Kontakt:
Shell Deutschland, External Affairs

Suhrenkamp 71-77, 22335 Hamburg
Telefon 040/6324-5290, E-Mail:

shellpresse@shell.com

Weitere Informationen zur 15. Shell
Jugendstudie unter:

www.shell-jugendstudie.de
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Planspiel Kooperation

Die aktuelle Bildungspolitik stellt
die Kooperation von (Ganztags-)Schu-
len mit außerschulischen und sozial-
pädagogischen Partnern in besonde-
rem Maße auf die Tagesordnung.
Zahlreiche Kongresse, Tagungen, For-
derungen, Programme und Konzep-
te reagieren hierauf – aber sie erzeu-
gen zunehmende Erschöpfung und
verfehlen in der Regel die konkrete,
reflektierte und praxisnahe Ausgestal-
tung von Kooperationen zwischen
Schul- und Sozialpädagogen/-innen.
Auf diese Bedarfslücke zielt ein eigens
konzipiertes und bislang bundesweit
einmaliges Planspiel mit dem Ziel,
das Miteinander beider pädagogi-
schen Professionen unter Beteiligung
ihrer „systemimmanenten Hinter-
gründe“ praxisnah vorzubereiten und
zu erproben.

Lernchancen – Probehandeln mit
Ernstcharakter

Als Methode verfügt das Planspiel
über besondere Ansätze und Mög-
lichkeiten, die den Anforderungen
an realitätsgerechtes Lernen in vieler-
lei Hinsicht gerecht werden. Es er-
möglicht einerseits die Reflexion die-
ser Realität, indem sie diese simuliert
und den Akteuren Erfahrungen zur
weiteren Verarbeitung in der Wirk-
lichkeit ermöglicht. Andererseits för-
dert das Planspiel strategische Hand-
lungsbereitschaft, indem die Spieler
Reaktions- und Verhaltensweisen aus-
probieren können und damit ermu-
tigt werden, auch außerhalb der Spiel-
situation entsprechend zu handeln.
Das Planspiel bietet so optimale Chan-
cen, die beteiligten Akteure auf die
Gestaltung sozialpädagogischer, kom-
munaler und gesellschaftlicher Pra-
xis realitätsnah vorzubereiten, es
erlaubt „Probehandeln mit Ernst-
charakter“. Dabei werden vorhande-
nen Erkenntnisse und Informationen
in den konkreten Handlungszusam-
menhang einer „Quasi-Realität“ ein-
gebracht. Aus Vorratswissen wird kon-

„Fast wie im richtigen Leben ...“
Kooperieren lernen, erproben und erfahren –
ein Planspiel zur Kooperation von
Sozialpädagogik und Schulpädagogik

von Christoph Honisch/ Werner Lindner
kretes Handlungswissen. Die Umset-
zung in die Realität erfolgt unter
äußerst niedrigen Transferschwellen,
denn die Wirksamkeit aller Handlun-
gen ist durch die direkt erfolgenden
Reaktionen unmittelbar ersichtlich.
An die Stelle von Passivität, belehren-
der Beurteilungen und Zuweisungen
treten die hautnahe Auseinanderset-
zung sowie die Reflexion der im Plan-
spiel gewählten und erprobten Stra-
tegien und Durchsetzungsversuche.

Im Planspiel haben die Mitspielen-
den die Möglichkeit, Kooperationen
auszuprobieren und in ihren Konse-
quenzen durchzuspielen. Der Spiel-
verlauf wird wesentlich durch die
Ideen und das Handeln der Teilneh-
menden bestimmt. Diese müssen sich
einerseits mit der Thematik, anderer-
seits mit den unterschiedlichen Inte-
ressen der am Spiel beteiligten Grup-
pen auseinander setzen. Notwendig
sind Fähigkeiten zur Kommunikati-
on, zur Vertretung einer Position
(gruppenspezifisch und individuell),
zur Entwicklung neuer Ideen und zur
Darstellung und Auseinandersetzung.
Diese Kompetenzen werden im Plan-
spiel erworben bzw. weiterentwickelt,
und es werden damit gleichzeitig de-
mokratische Spielregeln eingeübt  Das
Planspiel ermöglicht direktes Lernen,
welches den Situationen im (Berufs-
)Alltag in der Simulation der so ge-
nannten „Echtzeit“ möglichst nahe
kommt. Die besondere Qualität von
Planspielen besteht darüber hinaus
in der Akzentuierung auf aktivem,
kreativem und kooperativem Arbei-
ten. Damit fördern sie die Motivati-
on und steigern die Lernintensität.
Planspiele eignen sich darüber hin-
aus insbesondere für komplexe und
vielschichtige Lernaufgaben: Planen,
Entscheiden, Disponieren und Orga-
nisieren, Kommunizieren und Zu-
sammenarbeiten, Argumentieren und
Verhandeln, Probleme analysieren
und Probleme lösen. Dabei stehen
die Übung von Fähigkeiten wie Im-

provisation, Kreativität, Kontrover-
sität, Flexibilität, Spontaneität im
Zentrum, welche sich allesamt auf
intensive, realitätsbezogene Anforde-
rungen („Quasi-Realität“) beziehen.

Die Durchführung – realitätsnahe
Szenarien auswählen

Das Planspiel ist konzipiert für
mindestens 15 Personen und die Dau-
er mindestens eines Tages. Es setzt ein
mit der Vorbereitung des Spielortes
und der Formulierung einer Ausgangs-
situation. Diese kann vorgegeben oder
aber mit den Ansprechpartner/-innen
vor Ort bedarfsnah, realitätsgerecht
und maßgeschneidert auf eine be-
stimmte Situation hin konzipiert sein.

Ein solches Szenario sollte realitäts-
und gruppennah sein, d.h. die Spiel-
gruppe muss einen Bezug zu der vor-
gestellten Situation haben, sie muss
ihn sich gut vor-stellen können. Auch
die beteiligten Personengruppen
müssen den Planspielteilnehmer/-
innen schon mal begegnet sein, sonst
wird das Spiel leicht zu unrealistisch.
Die Situation muss so angelegt sein,
dass sie zu Handlungen herausfor-
dert – das kann sinnvoller weise eine
Auseinandersetzung sein, die sich
zwischen Gruppen abspielt. Diese
Auseinandersetzungen bzw. die Hand-
lungen müssen in schriftliche oder
mündliche Kommunikation umsetz-
bar sein. Als Beispiel für eine vorgege-
bene Situation dient das nachfol-
gende Szenario:

„In der Gemeinde Schlaustadt haben
der Bürgermeister und der Rektor der
Hauptschule die Einführung der Offe-
nen Ganztagsschule beantragt. Das
Postulat der „Lebenswelt Schule“ wird
aufgegriffen und ernst genommen. Aus
diesem Grunde wird erwogen, die kom-
munale Jugendarbeit in die Schule zu
verlagern. Dort, so die Überlegungen,
können auch Mittagstisch und Haus-
aufgabenbetreuung übernommen wer-
de; das bislang bestehende Hortange-
bot wäre entbehrlich.“



20

3/06

AUFGABE: Analysieren Sie das Sze-
nario in seinen Auswirkungen 1. auf
Ihre Rolle und 2. auf Ihre Gruppe.
Erarbeiten Sie eine gemeinsame Hand-
lungsstrategie und nehmen Sie Kon-
takt mit anderen wichtigen Akteuren
auf.
An der Durchführung des Plan-

spiels sind alle wichtigen Personen-
kreise mit spezifischen Rollenvorga-
ben beteiligt, die bei Bedarf auf die
lokalspezifischen Bedingungen an-
gepasst werden können: Sozialpäda-
gogen/-innen (kommunaler und
verbandlicher Anbindung), Schulpä-
dagogen/-innen, Schulleiter/-innen,
Amtsleiter/-innen, Eltern, Schüler/-
innen, Lokalpolitiker/-innen usw.

Nachdem über die Verteilung der
einzelnen Rollen entschieden ist, be-
steht die Anforderung darin, sich mit
der im Szenario vertretenen Rolle ver-
traut zumachen und diese mit Leben
zu füllen. Leitfragen hierzu sind: Was
ist die Ausgangslage, welche Funkti-
on/Position wird eingenommen,
welche Kompetenzen sind vorhan-
den und was ist die Aufgabe in dem
spezifischen Konflikt. Schließlich
geht es um die Identifikation mit der
eigenen Rolle, um die Entwicklung
eines Standpunktes im Konflikt und
schließlich darum, Strategien für das
Vorgehen zu entwickeln. Der vorgese-
hene Ablauf und die Sozialformen
des Planspieles werden erläutert und
konkret abgesprochen. Zu Beginn des
eigentlichen Spielteils des Planspiels
werden alle Gruppen aufgefordert,

angesichts der Ausgangslage ihre
Spielpolitik und -taktik zu formulie-
ren und sie bei der Spielleitung einzu-
reichen. Sind Verhandlungs- und
Vorgehensstrategien entwickelt, müs-
sen Verbündete gesucht werden, um
die anstehende Entscheidung im Vor-
feld optimal zu beeinflussen. Hier
beginnt die Kontaktaufnahme zu den
anderen Konfliktparteien.

Zugleich erfolgt die Identifikation
mit der Ausgangslage. Die Beteiligten
übernehmen die vorgesehenen Rol-
len, versetzen sich z. B. in die Rolle des
Schulleiters, machen sich  mit den
Spielregeln vertraut, klären Fragen
und  sehen das Spielmaterial durch,
welches aus Angaben zur politischen
Entscheidungslage bei der Einführung
einer Ganztagsschule am Ort oder
dem Auftrag der Verwaltung zur Vor-
lage eines konkreten Konzepts beste-
hen kann.

In Kommunikationsprozessen, Ar-
beitstreffen, Spielzügen und Konfe-
renzen treffen die beteiligten Partei-
en aufeinander, setzen sich über die
Sachlage auseinander und fällen eine
Entscheidung zur Konfliktlösung.

Mit der Vorgabe der Ausgangssitua-
tion ist von den beteiligten Gruppen
das Problem herauszuarbeiten und
zu formulieren und damit das Ziel
anzugeben, beispielsweise die Reali-
sierung einer Ganztagsschule mit
größtmöglichem Konsens herbeizu-
führen oder beispielsweise die örtli-
che Kinder- und Jugendarbeit her-
auszuhalten.

Die eigentliche Durchführung des
Planspiels besteht darin, Informatio-
nen zu sammeln, Lösungsalternati-
ven herauszuarbeiten, diese kritisch
zu bewerten und die Alternativen
auszuwählen, die im Hinblick auf das
Ziel als die best geeignete erscheint.

Alle Entscheidungen und Spielzü-
ge einer Gruppe werden auf speziel-
len „Formularen“ festgehalten, wel-
che Ausgangsuhrzeit, Absender und
Adressaten enthalten. Die Spiellei-
tung leitet den Ablauf der einzelnen
Spielschritte, dokumentiert den Spiel-
ablauf und beruft (auch auf Antrag
von Teilnehmern) Reflexionsphasen
ein. Die Spielleitung kann im Verlauf
des Spiels weitere Informationen ein-
spielen. Sie simuliert damit die gesell-
schaftliche Umwelt. Wenn es nötig
wird, kann sie auch selbst die Darstel-
lung weiterer Gruppen übernehmen.

Nach einer vereinbarten Zeit endet
das Planspiel; es schließt sich die Re-
flexionsphase an. Hier stellen die
Gruppen ihre Politik und Taktik dar,
die Spielleitung veranschaulicht den
bisherigen Spielablauf, das Plenum
diskutiert und entscheidet, ob Spiel-
abschnitte wiederholt werden, Zeit
übersprungen wird, die Gruppenzu-
sammensetzung geändert wird usw.

Die dokumentierten Spielschritte
(Spielhandlungen) können in Zwi-
schen- oder Abschlussreflexionen in
der Gesamtgruppe diskutiert werden.
Dabei können dann gesellschaftli-
che Zusammenhänge, Handlungsbe-
einträchtigungen u. a. geklärt wer-

Informelles Lernen im Jugendalter. Vernachlässigte
Dimensionen der Bildungsdebatte
hrsg. von Thomas Rauschenbach, Wiebken Düx, Erich Sass

Die Frage wie und wo junge Menschen die für ein selbst bestimmtes und sozial verantwortliches Leben notwendigen
Erfahrungen und Kompetenzen erwerben können, ist eine Kernfrage für die Zukunftsfähigkeit einer Gesellschaft. In
Deutschland sind auf Grund der Ergebnisse der Pisa-Studie die bisherigen Lernformen und -leistungen der Schule mehr
und mehr in die Kritik geraten. Dadurch hat das Interesse an außerschulischen, informellen Lernmöglichkeiten und
-orten deutlich zugenommen. So ist der Begriff „Informelles Lernen“ seit kurzer Zeit in aller Munde, doch gibt es hierzu
in Deutschland bisher nur wenig Forschung.

Mit dem vorliegenden Sammelband wird der diffuse Begriff des informellen Lernens etwas deutlicher konturiert und
ein Überblick über den aktuellen Stand der wissenschaftlichen Diskussion und Forschung zum Thema gegeben.
Außerdem werden außerschulische Lernorte und -kontexte Jugendlicher wie Familie, Peer-Group, Nebenjob und
Medien in den Blick genommen und empirische Befunde zu informellen Lernprozessen Jugendlicher im freiwilligen
Engagement vorgestellt. Dabei zeichnet sich für die Zukunft eine neue pluralistische Lern- und Bildungskultur ab, in
der Schule ihr Bildungsmonopol verlieren könnte.

Informelles Lernen im Jugendalter. Vernachlässigte Dimensionen der Bildungsdebatte; hrsg von Thomas Rauschenbach,
Wiebken Düx, Erich Sass; juventa Verlag

www.dji.de
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den. Planspiele verlangen mehr als
andere Spiele eine intensive Auswer-
tung. Nur so können die gemachten
Erfahrungen mit der Wirklichkeit in
Verbindung gebracht, überprüft und
die Fragen zur Über-tragbarkeit dis-
kutiert werden.

Erfahrungen – „Fast wie im
richtigen Leben“

Erfahrungen mit bisher durchge-
führten Planspielen können „fast wie
im richtigen Leben“ in den nachfol-
genden Punkten pointiert werden:
– In den Planspielen stellt die Insti-

tution Schule die dominierende In-
stanz dar, die bemüht ist, Dienst-
leistungen für den Ganztagsbetrieb
einzuwerben.

– Festzustellen ist ein ausgeprägter
Pragmatismus, der weitestgehend
ohne fachwissenschaftliche Orien-
tierung auskommt. Konzeptionel-
le Fragen nach Bildung, Erziehung
und Betreuung werden in der Hek-
tik des Kooperationsbetriebs kaum
berücksichtigt.

– Die Jugendarbeit tut sich immer
wieder schwer, ihre eigene Rolle
konzeptionell zu definieren und
benötigt erhebliche Zeit dafür –
während Schule bereits konkrete
Kooperationen realisiert.

– Die qualitative Steuerung und Aus-
wahl der Kooperationspartner
durch die Schule erfolgt wie zufäl-
lig nach Maßgabe des situativ be-
stehenden Angebots, nicht aber
nach pädagogischen reflektierten
Kriterien.

– Es dominieren die institutionellen
und organisatorischen Aspekte. Die
Interessen von Kindern, Jugend-

Kooperation
„Jugendsozialarbeit

und Schule“
Eine Handreichung der

BAG EJSA

Mit dieser jetzt erschienenen Publi-
kation will die BAG EJSA Einrichtun-
gen der Jugendsozialarbeit Mut
machen, aktiv zu werden und Koope-
rationen mit Schulen selbstbewusst
und zielsicher aufzubauen. Bisherige
Erfahrungen belegen, dass sich die
vermeintlich unbewegliche Schule
bewegt, dass Neues in Gang kommt
und sie selbst in hohem Maße von
diesen neuen Impulsen profitiert.

Der konkrete „Nutzen“ für die Ju-
gendsozialarbeit ist vielfältig und
kann jeweils sehr verschieden sein.
So kann sich die Jugendsozialarbeit
durch die Kooperation inhaltlich und
konzeptionell weiterentwickeln.
Durch die Kooperation mit Schulen
erhalten Einrichtungen der Jugend-
sozialarbeit eine breitere öffentliche
Anerkennung und haben Möglich-
keiten zu einer intensiveren Öffent-
lichkeitsarbeit. Die Jugendsozialarbeit
bekommt einen neuen Zugang zu
einer Zielgruppe, die auch die ande-
ren Angebote der Jugendsozialarbeit
wahrnehmen kann.

Am wichtigsten aber ist der Nutzen
für die Jugendlichen selbst. Es gilt
frühzeitig – also präventiv – auf mög-
liche Schwächen, Defizite und Aus-
grenzungstendenzen am primären
Bildungsort Schule zu reagieren, ge-
meinsam nach den Kompetenzen zu
schauen und die Jugendlichen recht-
zeitig vor dem Ende der Schulzeit auf
die oft trügerische „Freiheit“ vorzu-
bereiten.

Bundesarbeitsgemeinschaft Evange-
lische Jugendsozialarbeit (Hrsg.):

Kooperation „Jugendsozialarbeit und
Schule“ – Eine Handreichung,

Materialheft 1/2006, 3,- Euro zzgl.
Versandkosten. Bezug:

BAG EJSA, Christina Möbius, Telefon
0711/16489-24, E-Mail:
moebius@bagejsa.de

Ansprechpartnerin für den Themenbe-
reich „Jugendsozialarbeit und Schule“
bei der BAG EJSA ist Claudia Seibold,

Telefon 0711/16489-40, E-Mail:
seibold@bagejsa.de

lichen und Eltern gehen in
aller Regel im „Kooperati-
onsgerangel“ unter.
– Die Möglichkeiten, sich
fundierter zu informieren (z.
B. über Checklisten, Quali-
tätskriterien, Schulgesetze,
Fachliteratur, Internetquel-
len), werden kaum genutzt.
– Der Transfer in die wirkli-
che Praxis kann mangels
unzureichender Nachberei-
tung kaum mehr bewertet
werden.
– Die Beteiligten haben sich
mit großem und anhalten-
dem Engagement ins Spiel
gestürzt, dabei waren Ver-
mischungen von gespielter

und echter Realität zu beobachten.
– Dabei wurde, im Gegensatz zu Ta-

gungen, Vorträgen, Präsentationen,
Best-practise etc., insbesondere die
Chance, selbst zu handeln, in be-
sonderem Maße gewürdigt.

– Das konkrete Erleben der Koopera-
tionssituation hat bislang die refle-
xiven und strategischen Konsequen-
zen überdeckt.
(vgl. hierzu: Lindner, W., 2006:
Genug ist nicht genug. Zwölf An-
merkungen zu Stand und Perspek-
tiven der Kooperation von Jugend-
arbeit und (Ganztags-)Schule. In:
deutsche jugend, 54. Jg.; Heft 7-8,
S. 303-310)
Das Planspiel ist prinzipiell in zwei

Varianten möglich: zum einen als
Kooperation zwischen Schul- und
Sozialpädagogen/-innen, zum ande-
ren als Kooperation im Rahmen ei-
ner „Lokalen/ Regionalen Bildungs-
landschaft“. Um den weiteren Transfer
in die Praxis besser zu gewährleisten,
soll das Planspiel vor Ort vorzugsweise
mit den schul- und sozialpädagogi-
schen Fachkräften durchgeführt wer-
den, die es auch weiterhin in Koope-
rationsbezügen miteinander zu tun
haben werden.

Das Planspiel wurde von Dr. Werner
Lindner (Teamleiter Jugendarbeit/

Jugendschutz im Niedersächsischen
Landesamt für Soziales, Jugend und

Familie) und Christoph Honisch (Stadt-
jugendpfleger der Landeshauptstadt

Hannover, Spielpädagoge) konzipier t.
Kontakt und weitere Infos:

Werner.Lindner@ls.niedersachsen.de
Christoph.Honisch@hannover-stadt.de

 © Honisch/Lindner

Tiere unter der Lupe
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Die Naturschutzjugend (NAJU) ist
die Kinder- und Jugendorganisation
des Naturschutzbundes Deutschland
(NABU). Die NAJU NRW (www.naju-
nrw.de) wurde bereits 1981 gegründet
und bietet für ihre Mitglieder im Alter
von 6 bis 27 Jahren ein breites The-
menspektrum an. Mit Seminaren,
Freizeiten, praktischen Naturschutz,
Fortbildungen für Gruppenleiter/-
innen, Kinder- und Jugendgruppen-
arbeit und Kindergeburtstagen ist
bestimmt für jeden Naturinteressier-
ten etwas dabei. Unterstützt wird die
Arbeit durch ein Jugendumweltmo-
bil (www.jugendumweltmobil.de),
welches ein spezielles Bildungspro-
gramm für Schulen, Kinder- und Ju-
gendgruppen, Jugendämter und Fa-
milien bereithält. Das Ziel dieser
Angebote ist es, Kinder und Jugend-
liche für die Natur zu begeistern und
ihr Verhalten gegenüber der Natur
nachhaltig zu verändern.

Umweltbildung an einer
Offenen Ganztagsgrundschule
Die NAJU NRW beteiligt sich!
von Stefan Wenzel, Jugendbildungsreferent

Seit 2004 beteiligt sich die NAJU
NRW auch am Programm der Offe-
nen Ganztagsgrundschule (OGATA).
Die Beteiligung eines ehrenamtlichen
Verbandes an dem Konzept der offe-
nen Ganztagsgrundschule ist sehr
schwierig. Verlässlichkeit und kon-
stante personelle Betreuung der Grup-
pen sind Vorraussetzung. Die Natur-
schutzjugend NRW (NAJU NRW)
beschäftigt in ihrer Landesgeschäfts-
stelle einen Jugendbildungsreferent,
zwei Teilnehmer/-innen des Freiwilli-
gen Ökologischen Jahres (FÖJ) und
einen Zivildienstleistenden. Die kon-
stante Personalstelle ist in diesem Falle
der Jugendbildungsreferent, der die
Stunden gemeinsam mit einer FÖJ
oder eines Zivildienstleistenden be-
streitet.

Folgende Rahmenbedingungen
wurden mit einer Grundschule in
Düsseldorf vereinbart:
– Betreuung einer Gruppe an jedem

Mittwoch von 15.00 – 16.30 Uhr.
– Eine Entlohnung von 25,- EUR pro

Stunde plus Materialkosten.
– Anfahrtskosten werden nicht extra

vergütet.
– Die Gruppengröße sollte 15 Kinder

nicht übersteigen.
– Die Kinder können sich von der

1. – bis zur 4. Klasse anmelden.
– Ein Klassenraum wird von der Schule

vorgehalten.

Welche Ziele verfolgt die NAJU
durch die Beteiligung an der
OGATA?

Die NAJU NRW möchte die Schü-
ler/-innen für die Natur sensibilisie-
ren, Wissen über Umweltzusammen-
hänge vermitteln, Spaß in und an
der Natur weitergeben und Ideen für
das eigene Engagement aufzeigen.
Die Schüler/-innen sollen erkennen,
dass sie auch in ihrer eigenen Umge-
bung der Natur helfen können.
Darüber hinaus bereichert die Beteili-
gung an der Offenen Ganztagsschule
auch das Programm der Teilnehmer/

Umweltbildung in der
offenen Ganztagsschule

Dokumentation der NUA

„Umweltbildung in der offenen
Ganztagsschule“ war Thema der von
der Natur- und Umweltschutzakade-
mie NRW (NUA) organisierten Um-
weltbildungswerkstatt. Jetzt ist die
Tagungsdokumentation zu dieser Ver-
anstaltung als NUA-Heft Nr. 17 er-
schienen.

Sie gibt einen guten Überblick über
erste Erfahrungen von Umweltpäda-
gogen/-innen mit den Bedingungen
der offenen Ganztagsschule. Thema-
tisiert werden die Aspekte Qualität
und Qualitätssicherung. Zusätzlich
wird darauf eingegangen, wie Um-
weltbildung in offenen Ganztags-
grundschulen standardisiert und
umgesetzt werden kann.

Bezug gegen Kostenbeitrag von
3,- EUR unter: www.nua.nrw.de B
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-innen des Freiwilligen Ökologischen
Jahres. Ihnen wird damit der verant-
wortungsvolle Umgang mit Schüler/
-innen vermittelt und zudem päda-
gogische Fähigkeiten näher gebracht.

Wie werden die Angebote
gestaltet?

Das Angebot im Rahmen der OGA-
TA ist von der Naturschutzjugend
sehr vielfältig gestaltet. Die örtlichen
Begebenheiten begrenzen allerdings
in weiten Teilen das Programm. Als
Lernorte dienen ein in der Nähe der
Schule gelegener kleiner Park und das
Gelände der Schule. Wald, Hecke,
und das Arbeiten mit Naturmateria-
lien bestimmen somit das Themen-
spektrum. So werden z.B. der Wald
als Eichhörnchen erkundet, die Tiere
des Waldbodens gefangen und be-
stimmt, Baumarten erlebbar gemacht,
Insektes des Parks untersucht, Natur-
erlebnisspiele durchgeführt, Vögel
beobachtet und vieles mehr. Bei
schlechtem Wetter wird zudem mit
dem Naturprodukt Wolle gearbeitet,
werden kleine Tiere gefilzt oder eige-
nes Papier hergestellt. Auch der Bau
von Nisthilfen für Vögel oder Insek-
ten steht auf dem Programm. Ein
abwechslungsreiches Angebot, das  alle
Kinder der Gruppe begeistert.

Das Lernen mit allen Sinnen ist
Programm – Kopf, Herz und Hand
werden angesprochen. Eine differen-
zierte Betrachtung bezüglich der Zu-
friedenheit mit dem Angebot ist an
dieser Stelle allerdings geboten. Den
Weg zum Lernort Park von ca. einem
halben Kilometer empfinden die
meisten Kinder schon als zu weit.

Programme in einer geringeren Weg-
entfernung wie Schulhof oder Klas-
senraum werden von den Kindern
bevorzugt. Die Beteiligung an den
Programmelementen ist meist gut. Je
nach Gruppe gibt es allerdings ein bis
zwei Störenfriede, die wenig Interesse
an Naturthemen besitzen und auch
z.T. sich Aktionen verweigern. Eine
Totalverweigerung ist allerdings noch
nicht aufgetreten.

Themen um und mit Tieren besit-
zen für die Teilnehmer/-innen eine
größere Attraktivität als Themen mit
Pflanzen. Diese Beobachtung wird
auch vom Jugendreport Natur aus
dem Jahre 2003 unterstützt. Die krea-
tiven Programmelemente wie das Fil-
zen und das Papier schöpfen werden
gut angenommen. Für das Gelingen
dieser Aktionen ist lediglich eine aus-
reichende Materialausstattung vor-
zuhalten. Vorwissen bezüglich
Artenkenntnisse und ökologische Zu-
sammenhänge sind kaum fest zu stel-
len. Die Kinder sind jedoch offen für
solche Themen. Ekel oder Scheu vor
Insekten oder Spinnen, diese zu fan-
gen und dann in der Becherlupe zu
beobachten waren nur in einigen
Ausnahmen festzustellen. Dieses legt
die Vermutung nahe, dass sich vor
allem solche Kinder zu diesem Kurs
anmelden, die ein Grundinteresse an
dem Thema Natur mitbringen. Den-
noch ist bei einigen wenigen Teilneh-
mer/-innen kein behutsamer Umgang
mit der Fauna und Flora fest zu stel-
len. Pflanzen werden zerschlagen und
Tiere gequält. Dieses Verhalten wird
allerdings abgeschwächt nach Been-
digung des Kurses.

Die Inhalte der Einheiten werden
im Team entwickelt, wobei der Ju-
gendbildungsreferent die Detailab-
stimmung vornimmt. Ebenso über-
nimmt er die Aufsichtspflicht und
die Verantwortung bei den Einsätzen
vor Ort.

Welche Vor- und Nachteile hat die
Beteiligung an der OGATA für die
NAJU?

Als Vorteile sind anzusehen:
– Werbung für den Verband an der

Schule,
– Begeisterung der Kinder für Natur-

schutzthemen,
– Vermittlung pädagogischer Fähig-

keiten und Kenntnisse der Umwelt-
bildung an die FÖJ-Jugendlichen,

– die kleine Gruppe mit einer hohen
Betreuungsintensität bietet eine
gute Lernbedingung für die Schü-
ler/-innen,

– Selbstbewusstsein, Kreativität der
FÖJ-Jugendlichen werden gestärkt,

– neues pädagogisches Material wird
konzipiert und im Rahmen des Pro-
gramms eingesetzt.
Als Nachteile können sich erwei-

sen:
– hoher Zeitaufwand vor allem we-

gen der Vorbereitung jedes Einsat-
zes,

– wenige uninteressierte Teilnehmer/
-innen können in der Kleingruppe
extrem stören,

– Urlaubsplanungen der NAJU-Mit-
arbeiter werden stark beeinflusst,
da in den Schulferien auch noch
Ferienveranstaltungen des Verban-
des durchgeführt werden.
Abschließend kann der Einsatz der

NAJU NRW im Rahmen der Offenen
Ganztagsschule als Erfolg gewertet
werden, obgleich noch kein Kind
den Weg als Mitglied in den Verband
gefunden hat. Allerdings ist eine Sen-
sibilisierung bzw. ein veränderter
Umgang mit der Natur noch nicht
evaluiert worden, so dass es sich bei
der abschließenden Beurteilung
lediglich um einen Eindruck han-
delt. Eine nachhaltige Begeisterung
der Teilnehmer/-innen ist allerdings
ablesbar, da es schon öfters vorge-
kommen ist, dass Kindern den Kurs
zum zweiten Mal besucht haben.
Naturschutzjugend NRW, Merowinger-

straße 88, 40225 Düsseldorf
Telefon 0211/159251-30

E-Mail: mail@naju-nrw.de
www.naju-nrw.de

Ein Vogelnistkasten wird gezimmert
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Auswirkungen der Kooperationen
zwischen Ganztagsschulen und au-
ßerschulischen Partnern zum Beispiel
auf Inhalte und Strukturen der allge-
mein bildenden Schulen stehen seit
Beginn des Ganztagsschulausbaus im
Mittelpunkt zahlreicher Diskurse und
Fachveranstaltungen im schulischen
wie außerschulischen Bereich.

Darüber, dass Schule sich durch die
Kooperation mit außerschulischen
Partnern verändert, herrscht breiter
Konsens. Und wie sieht es mit den
Trägern und Einrichtungen der Ju-
gendkulturarbeit aus? Verändern die
neuen Bildungspartnerschaften auch
Inhalte und Strukturen der außer-
schulischen Seite? „Kultur macht
Schule“, das bundesweite Netzwerk
für Kooperationen der Bundesverei-
nigung Kulturelle Kinder- und Ju-
gendbildung (BKJ), hat sich mit der
Frage nach möglichen Rückwirkun-
gen auf die kulturellen Kooperati-
onspartner von Ganztagsschulen
auseinander gesetzt.

Um dieses Thema zu diskutieren,
richtete „Kultur macht Schule“ im
April dieses Jahres im Akki-Haus Düs-
seldorf einen Experten-Workshop aus.
Kooperationspartner waren der Bun-
desverband der Jugendkunstschulen
(bjke) und der Verband deutscher
Musikschulen (VdM). Unter dem Ti-
tel „Das eigene Profil durch Koopera-
tionen wahren, ändern, verlieren?
Rückwirkung von Kooperationen mit
(Ganztags)Schulen auf Inhalte, The-
men, Strukturen außerschulsicher
Kinder- und Jugendkulturarbeit“ re-
flektierte eine Runde ausgewählter
Fachkräfte, unter der Moderation von
Prof. Dr. Max Fuchs, Not und Nutzen
von Kooperationen. Dabei zeichnete
sich der Einfluss der im Rahmen des
Ganztagsschulausbaus neu entstan-
denen Bildungspartnerschaften auf
die außerschulische Jugendkulturar-
beit deutlich ab.

Kultur macht Schule
„Was macht das mit uns?“
Rückwirkungen von Kooperationen mit
Ganztagsschulen auf die außerschulische
Kinder- und Jugendkulturarbeit

Berichtet wurde von Anpassungen
der Angebote an neue räumliche und
zeitliche Voraussetzungen, höheren
Teilnehmerzahlen und anderen Ziel-
gruppen. Die veränderten Rahmen-
bedingungen wiederum wirken sich
auf die fachlichen Konzepte und die
Methodik der Bildungsangebote aus.
In vielen Einrichtungen wird ein ver-
stärkter Fortbildungsbedarf für Fach-
kräfte deutlich, die Frage nach einer
Qualifizierung zur Durchführung
von Angeboten an Ganztagsschulen
stellt sich immer häufiger.

Überdies zeigte sich schnell, dass
die Veränderungsprozesse nicht nur
die Arbeit innerhalb der Schulen,
sondern auch die sonstigen Aktivitä-
ten und Einrichtungen der Träger
betreffen. Erhöhter Koordinierungs-
bedarf sowie der regelmäßige Aus-
tausch mit verschiedenen Ansprech-
partnern verändern organisatorische
Abläufe und binden zusätzlich Perso-
nalkraft. Für zahlreiche Einrichtun-
gen wird „Betreuung“ automatisch
zum Bestandteil des Angebotskata-
logs für Ganztagsschulen. Ein Sektor,
mit dem viele kulturelle Einrichtun-
gen bis dahin noch nicht konfron-
tiert waren. Zudem verursacht die
Anpassung der Angebote an Förder-
programme der Partnerschulen
zuweilen erhebliche inhaltliche Ver-
änderungen.

Dies sind nur einige Beispiele von
Rückwirkungen, die sich im Laufe des
Workshops herauskristallisierten.
Zum Teil erwiesen sich die Erfahrun-
gen der Teilnehmer/-innen dabei als
durchaus konträr. So wirkt sich
beispielsweise die Tatsache, dass immer
mehr Kinder und Jugendliche auch
am Nachmittag ihre Zeit in der Schu-
le verbringen, auf unterschiedlich zu
bewertende Weise auf die außerschu-
lischen Träger aus: Während einige
Einrichtungen einen eindeutigen
Verlust von Teilnehmer/-innen ihrer

Jugend-Kunstschule
Rodenkirchen in
Bewegung
Die Jugend-Kunstschule Rodenkir-
chen arbeitet mittlerweile mit acht
Kölner Ganztagsschulen zusammen.
Dabei gilt als Leitgedanke stets der
Satz des Konfuzius: „Erkläre mir, und
ich vergesse, zeige mir, und ich
erinnere, lass mich tun, und ich
verstehe.“ Die Redaktion des News-
letter „Kultur macht Schule“ sprach
mit Ingeburg Zimmermann, Leiterin
der Jugendkunstschule Rodenkir-
chen, über ihre kulturpädagogische
Arbeit im Ganztag.

Frau Zimmermann, wie kam es zu
ihrem intensiven Engagement im Ganz-
tag?

Die Zusammenarbeit zwischen der
Jugend-Kunstschule Rodenkirchen
mit schulischen Partnern entwickelte
sich schon vor 10 Jahren. In einigen
Schulen entstanden die so genann-
ten Ateliers der Jugend-Kunstschule
Rodenkirchen: „Rondorfer-Atelier“
und „Lindenthaler-Atelier“. Hier
wurde ein kleines Angebot aus dem
Programm der Jugend-Kunstschule
unterbreitet. Wenn man so will, wa-
ren dies die ersten Schritte zu dem,
was jetzt im offenen Ganztag ge-
wünscht und von uns an acht Ganz-
tagsschulen praktiziert wird.

Die Kooperationen zwischen der
Jugend-Kunstschule Rodenkirchen
und den Ganztagsschulen finden
immer in offener Zusammenarbeit
statt. Die Angebote erarbeitet die Ju-
gend-Kunstschule Rodenkirchen für
die jeweilige Schule ganz individuell
und in Absprache mit der Schullei-
tung in den Bereichen Bildnerisches
Gestalten, Theater/Schauspiel, Foto-
grafie, Video, Keramik, Skulptur und
Medien. Die Dozenten/-innen sind
meist freischaffende Künstler/-innen
und Kulturpädagogen/-innen mit
eigenen Ateliers und europaweiten
Ausstellungen. Die Auswahl und fach-
liche Begleitung der Dozenten leistet
die Jugend-Kunstschule Rodenkir-
chen. Aufgabe der Schule ist es, ange-
messene Räumlichkeiten zur Verfü-
gung zu stellen.
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nicht-schulischen Angebote zu ver-
zeichnen haben, erfreuen sich ande-
re an einer deutlichen Erweiterung
der Zielgruppe durch die Arbeit im
Ganztag. Konnten auf der einen Sei-
te Träger ihre Angebote in neuen,
eigenen und geeigneten Räume in-
nerhalb eines Ganztagszentrums
durchführen, berichteten andere
unterdessen vom dauerhaften Not-
behelf im Kellergeschoss. Derartige
Beispiele verdeutlichen, dass Verän-
derungen auf unterschiedlichsten
Ebenen zwar nachweisbar sind, ihre
Bedeutungen und Bewertungen je-
doch durchaus unterschiedlich aus-

Bereits im Jahr 2003 habe ich für
die offenen Ganztagsschulen das Pro-
jekt „Denk,Mal“ erarbeitet, ein Pilot-
projekt gefördert durch das Ministe-
rium für Generationen, Familie,
Frauen und Integration. Mittlerweile
sind verschiedene Grundschulen an
dem Projekt beteiligt. Somit habe ich
sehr früh und gezielt versucht, den
Ganztag aktiv mitzugestalten. Prakti-
ziert wird das Projekt an unterschied-
lichen Schulen im Kölner Süden. Es
entstanden bereits drei Filmdokumen-
tationen, die interessierten Schulen
zur Verfügung gestellt werden.

Welche Vorteile sehen sie für ihre
Einrichtung in der verstärkten Koopera-
tion mit Ganztagsschulen?

Das Ganztagsangebot der Jugend-
Kunstschule findet als zusätzliches
Bildungsangebot zur Förderung von
Kunst und Kultur große Anerken-
nung bei den Partnerschulen. Diese
Tatsache erleichtert die Arbeit und
trägt zum Gelingen der Kooperatio-
nen bei. Die Jugend-Kunstschule ge-
nießt Gestaltungsfreiheit in der Aus-
arbeitung der Angebote und bestimmt
die Strukturen selbst. Die Kommuni-
kation mit der Schule findet auf glei-
cher Augenhöhe statt. Wir sind auf
einem guten Weg, das kulturpädago-
gische Handlungsfeld weiterzuentwi-
ckeln und kontinuierlich den Vernet-
zungsprozess von Schule und Kultur
mitzugestalten. Der Ganztag bietet
eine Chance, Schule zu öffnen und
Kultur in der Schule zu leben, denn
neben dem Unterricht der Schule
sorgen insbesondere Angebote au-
ßerschulischer kultureller Bildung für
kreative, gestalterische, experimentel-
le, interkulturelle Lernerfahrungen
mit allen Sinnen. Mein Ziel geht
dahin, das Programm der Jugend-
Kunstschule Rodenkirchen ganz all-
mählich in den Ganztagsschulalltag
einfließen und Schule und außer-
schulische Angebote rhythmisiert
stattfinden zu lassen.

Herzlichen Dank für das Gespräch!
Zur verbesserten Information und

Kommunikation hat die Jugend-Kunst-
schule-Rodenkirchen im Juni 2006

den Newsletter „KulturOrtSchule“ her-
ausgebracht. Er soll den Dialog zwi-

schen den verschiedenen Partnern, in
und mit Schulen, anregen. Infos unter:

www.jugend-kunstschule-
rodenkirchen.de

© Netzwerk „Kultur macht Schule“
der bkj

fallen. Weitere Aufschlüsse über die-
ses Thema wird die derzeitig im Pro-
jekt „Kultur macht Schule“ durchge-
führte Evaluation von Praxisprojekten
geben.

Kontakt:
Bundesvereinigung Kulturelle

Kinder- und Jugendbildung, Projejt
„Kultur macht Schule“, Küppelstein 34,
42857 Remscheid, Ansprechpartnerin:
Frau V iola Kelb, Telefon 02191/794398,

E-Mail: kelb@bkj.de
www.kultur-macht-schule.de

© Netzwerk „Kultur macht Schule“
der bkj

SPIELEND STREITEN LERNEN
Ein Projekt des Familienzentrum Werkstatt
Friedenserziehung zur Gewaltprävention
für Hort und Offene Ganztagsschule im
Primarbereich
von Barbara Schlüter

Gewaltprävention ist in aller Mun-
de – aber was bedeutet das eigentlich
konkret? Wie kann man GEWALT-
PRÄVENTION operationalisieren?
Welche Fähigkeiten braucht man,
um gewaltfrei mit Konflikten umge-
hen zu können?

Dies sind nur einige der Fragen, die
für die Durchführung des Projektes
SPIELEND STREITEN LERNEN von
Bedeutung sind. Friedenserziehung
und Gewaltprävention sind nicht
identisch, aber viele Überlegungen
und Thesen der Friedenserziehung
fließen in die Gewaltprävention mit
ein. Vor diesem Hintergrund ist das
Projekt entstanden, das mit Mitteln
aus dem Landesjugendplan NRW
gefördert wird. – Auf eine weitere
theoretische Begriffsklärung soll hier
in diesem Zusammenhang verzichtet
werden.

Projektziele

Ziel des Projektes ist es, alternatives
gewaltfreies Handeln einzuüben und
Erziehende (hier: Erzieher/-innen im
Hort, Betreuer/-innen in der betreu-
enden Grundschule und Lehrer/-
innen) zu befähigen, Kinder bei der

konstruktiven Konfliktaustragung zu
unterstützen. Die inhaltlichen
Schwerpunkte des Projektes verdeut-
licht folgendes Schaubild:

  Konflikte
  Gefühle

Schwerpunkte
  Bewegung
  Kommunikation

Natürlich sind diese Schwerpunkte
in der Praxis, in der Realität mitein-
ander verzahnt, aber zur Strukturie-
rung der Methoden und Materialien
sind sie hilfreich.

Im Folgenden sollen die Grobziele
des Projektes bezogen auf die beteilig-
ten Personengruppen aufgeschlüsselt
werden.

Ziele für die Schüler/-innen

Das Zusammenleben in der Gemein-
schaft, egal ob im Kindergarten, im
Klassenverband oder in der Gruppe
der Schulkinderbetreuung beinhal-
tet Interessengegensätze und ruft
zwangsläufig Konflikte hervor. Die
Kinder sollen befähigt werden, diese
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Konflikte wahrzunehmen, zu akzep-
tieren und gewaltfrei und konstruktiv
mit ihnen umzugehen.

Ich-Stärke und Wahrnehmung der
eigenen Gefühle  sind Grundvoraus-
setzungen für Konfliktfähigkeit. Au-
ßerdem erfordert konstruktive und
kreative Konfliktlösung  ein erhebli-
ches Maß an Selbstkontrolle, Empa-
thiefähigkeit und Toleranz, Fähig-
keiten, die im Laufe des Projektes
entwickelt bzw. gefördert werden.

Der Bereich der Kommunikation ist
grundlegend für konstruktives Konf-
liktverhalten. Die eigenen Gefühle
verbalisieren können, Ich-Botschaf-
ten formulieren zu können und das
Aktive Zuhören zu beherrschen, sind
hier als grundlegende Fähigkeiten zu
nennen, die im Projekt gefördert wer-
den. Das Konzept der Gewaltfreien
Kommunikation nach Rosenberg
wird kindgemäß umgesetzt.

Bewegungsmangel durch zu kleine
Klassenräume und überfüllte Schul-
höfe ohne Spielanregungen, um nur
zwei Variablen zu nennen, führen zu
aufgeladenen Situationen und da-
mit zu aggressivem Verhalten; zudem
besteht durch mangelnde Bewegungs-
möglichkeiten für Schüler/-innen
keine Chance, „Wut rauszulassen“
und sich körperlich auszuagieren.
Bewegungsangebote haben von daher
einen präventiven Charakter, kön-
nen aber auch eine ableitende Funk-
tion haben.

Bei der Austragung von Konflikten
soll sowohl die Methode als auch die
angestrebte Lösung gewaltfrei sein.
Die Arbeit beginnt auf der individu-
ellen Ebene, ist aber auf soziale Hand-
lungsfelder übertragbar.

Ziele für die pädagogischen
Bezugspersonen

Neben einem Training der Selbst-
und Fremdwahrnehmung in Konf-
likten sollen auch bei den Betreuer/-
innen die kommunikativen Fähig-
keiten gestärkt werden. Ziel ist es auch
systemimmanente Gewaltursachen zu
analysieren und soweit wie möglich
zu verändern.

Ziele für die Eltern
In der Elternarbeit soll mit dem

ressourcenorientierten Ansatz gear-
beitet werden, d.h.:
– Die Eltern sollen als die primären

Erziehungspersonen ihrer Kinder
unterstützt und gestärkt werden.

– Es soll eine Einbindung der Famili-
en in ihre sozialen Netze gefördert
werden.

– Ein positives emotionales Klima zwi-
schen Eltern und Kind soll entwi-
ckelt bzw. gefördert werden.

– Es sollen Elternabende zum The-
menbereich Konflikte und Gewalt
durchgeführt werden.

Die Umsetzung vor Ort

Nicht selten trifft man in der päd-
agogischen Praxis auf die Situation,
dass die erzieherisch Verantwortlichen
sich gegenseitig die Schuld für uner-
wünschtes Verhalten von Kindern
zuweisen. Deshalb entstand die Idee,
alle drei Parteien, d.h. Kinder, Eltern
und Erzieher/-innen bzw. Lehrer/-
innen zusammen in dem Projekt
anzusprechen.

Aus diesem Grund wird eine ge-
meinsame Fortbildung von Kollegi-
um und Betreuungsteam durchge-
führt. Das gemeinsame Arbeiten am
Thema „Umgang mit Konflikten“
schafft Verbundenheit und dient
manchmal auch dazu, überhaupt
einmal das jeweils andere Team nä-
her kennen zu lernen.

Für die einführende Fortbildung
der einzelnen Teams/des Kollegiums
wurde eine Mischung aus Theorie
und Selbstwahrnehmung geplant.
Das erschien uns im Hinblick auf das
Thema besonders wichtig. Das didak-
tische Prinzip der Übertragung und
Anwendung kann gerade in dieser
Thematik nur erlangt werden, wenn
Elemente der Selbsterfahrung mit ein-
fließen.

Die praktische Auseinandersetzung
von Pädagogen/-innen mit kindli-
chen Aggressionen und Gewaltprä-
vention setzt voraus, sich die eigenen
Erfahrungen mit Aggression und
Gewalt bewusst zu machen, um die
persönlichen Grenzen und Möglich-
keiten einschätzen zu können. Um
Kindern ein positives Konfliktverhal-
ten vermitteln zu können, ist es
erforderlich, einen offenen, klaren
Umgang mit dem eigenen Konflikt-
verhalten zu pflegen.

Erfahrungen aus der Praxis

Es gibt eine Reihe von Praxis-Mate-
rialien und Spielen, die wir in einem
Koffer für unsere Belange zusammen-
gestellt haben: z.B. einen „Gefühls-
würfel“ zum Raten und Vorspielen
von Gefühlen sowie ein Spiel na-

mens  „Kreiselmeister“, bei dem es
vordergründig um Bewegung und
Geschicklichkeit geht, das aber ebenso
für die Selbst- und Gruppenwahr-
nehmung förderlich ist. Besonders
positive Erfahrungen wurden mit den
Wolf- und Giraffenhandpuppen ge-
macht, die den Kindern helfen, die
gewaltfreie Kommunikation spiele-
risch zu lernen, sowie mit einem so
genannten „magic circle“, der per-
sönliche und soziale Kompetenzen
unterstützt und für die Wahrneh-
mung in der Gruppe sensibilisiert.

Die geplanten gemeinsamen Fort-
bildungen, die aufgrund der verschie-
denen Betreuungszeiten nur am
Wochenende durchgeführt werden
können, verlangen von Kollegium
und Betreuungsteam viel Engagement,
haben sich aber bewährt.

Auch von den Eltern wird Engage-
ment verlangt: nicht nur für die Klas-
senpflegschaft und die Offene Ganz-
tagsschule, sondern auch noch für
eine spezielle AG innerhalb des Ganz-
tagsprogramms einen Abend zu „op-
fern“. Bewährt hat sich hier, diesen
Abend erst nach einigen Wochen zu
machen, wenn die Kinder schon vom
Projekt erzählt haben, denn dann ist
die Neugierde der Eltern geweckt.

Im Rahmen des Projektes wird den
Eltern weiterhin die Möglichkeit ei-
ner Erziehungs- oder Paarberatung
angeboten.

Bei der Zusammenstellung der AG
muss darauf geachtet werden, dass
nicht nur auffällige Kinder in die
Gruppe aufgenommen werden. Die
Erfahrung hat uns gezeigt, dass der
präventive Ansatz von SPIELEND
STREITEN LERNEN im Vorfeld betont
werden muss – es handelt sich nicht
um ein therapeutisches Programm.

Die Antworten auf den Fragebö-
gen, die wir zum Ende des Schuljah-
res verteilt haben, zeigen uns, dass
wir mit unserer Arbeit erfolgreich sind
und machen Lust auf eine Auswei-
tung mit Evaluation.

Kontakt:
Familienzentrum Werkstatt Friedenser-

ziehung, Wittelsbacherring 22, 53115
Bonn, Tel.: 0228/220604, Ansprech-

partnerin: Frau Schlüter,
E-Mail: schlueter.barbara@

werkstatt-friedenserziehung.de
www.werkstatt-friedenserziehung.de

Das Projekt



27

3/06

Wir stellen uns vor
An unserer einzügigen Grundschu-

le lernen und arbeiten gemeinsam:
124 Schüler/-innen, 10 Lehrer/-innen,
fünf Horterzieherinnen, eine Sekre-
tärin, ein Hausmeisterin und eine
ABM-Kraft im Ganztag.

Die Grundschule Missen liegt ei-
nem ländlichen Ortsteil der Stadt
Vetschau im Spreewald. Schüler/-
innen aus 15 Einzugsgemeinden ler-
nen unter ihrem Dach. Inzwischen
besuchen auch einzugsfremde Kin-
der sehr gern unsere Einrichtung.

Das Schulgebäude verfügt über
ausreichende Räumlichkeiten (Lese-
schloss, Bibliothek, Aula, Speiseraum,
Computertreff, Freizeiträume).
Ebenso ist der Hort in der oberen
Etage integriert.

In unmittelbarer Nähe der Schule
befindet sich die Kindertagesstätte
„Am Storchennest“.

Zum Schulgebäude zählen weiterhin
eine Turnhalle, ein Spielplatz, ein
großer Pausenhof mit Tischtennis-
platten, ein Sportplatz, eine Vogelvo-
liere, ein selbst angepflanzter Schul-
wald und der Schulgarten mit einem
Feuchtbiotop, dem Pfad der Sinne,
Duft- und Kräuterbeeten etc.

Da das Schulgebäude zurzeit nicht
den brandsicherheitstechnischen und
baulichen Anforderungen gerecht
wird, steht bald der Umzug in ein
denkmalgeschütztes Schulgebäude
an, das in unmittelbarer Nähe der
jetzigen Schule liegt.

All diese Voraussetzungen ermögli-
chen es, die Schulanfängerwerkstatt
nach unseren Erfahrungen und Vor-
stellungen zu gestalten.

Wie funktioniert’s?
Initiiert wurde dieses Projekt von

der Grundschule gemeinsam mit dem
Hort. Seit dem 6. Dezember 2000 kom-
men ein Jahr vor dem eigentlichen
Schulstart wöchentlich freitags

während der Schulzeit (Ferienzeit
ausgenommen) die zukünftigen Schü-
ler/-innen aus den umliegenden Kin-

Das Projekt

Die „Schulanfängerwerkstatt“
der Grundschule Missen
Eine Kooperation von Schule & Hort

dertagesstätten, aber auch die Kin-
der, welchen keine Einrichtung besu-
chen, für zwei Stunden in unsere
Schulanfängerwerkstatt. Der „The-
menblock“ dauert zwei Mal 45 Minu-
ten, getrennt von einer 15-minüti-
gen Pause.

Bis Dezember des Jahres erfolgt eine
Jahrgangsmischung „Vorschüler –
Schüler der Klasse 1“. Im neuen Ka-
lenderjahr arbeiten die Kleinen ohne

Jahrgangsmischung im Sinne einer
verstärkten Klassenprofilierung.

Im I. Teil der Werkstatt finden Ge-
sprächskreise entsprechend der the-
matischen Planung mit vorbereite-
ten Arbeits- und Lernspielangeboten
statt. Zur Bewältigung der Aufgaben
bilden sich feste, aber auch spontane
Partnerschaften zwischen Vorschul-
kind und Erstklässler heraus. Dieser
Teil endet mit einem Abschlusskreis,
in dem Ergebnisse präsentiert und
aufgetretene Probleme besprochen
werden.

Im zweiten Teil der Schulanfänger-
werkstatt stehen die Bewegungsschu-
lung und der Wechsel von körperli-
cher Anspannung und Entspannung
im Mittelpunkt. Hier üben die Kinder
der ersten Klasse gemeinsam mit den
Vorschulkindern bestimmte Bewe-
gungsaufgaben zu bewältigen und
sammeln auf diese Weise verschie-
denste Körpererfahrungen. Im Sport-
spiel erlernen sie wichtige soziale

Handlungsweisen wie zum Beispiel
Hilfeleistung und Unterordnung. Mit
diesem Teil wird die Freude an der
Bewegung gefördert.

Entscheidungen zwischen den
Kooperationspartnern werden in
halbjährlichen Teamsitzungen gleich-
berechtigt getroffen – je nach der
Aufgabenverteilung laut Jahrespla-
nung.

Was bringt’s?
Den Kindern bringt die Schulan-

fängerwerkstatt ohne Zweifel eine
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große Erleichterung und einen un-
problematischeren Übergang vom All-
tag in der Kindertagesstätte oder dem
häuslichen Umfeld in die Eingangs-
phase der Grundschule.

Es entstehen vielfältige soziale Kon-
takte, welche auch zum Abbau von
Schulängsten beitragen. Das Vorschul-
kind lernt räumliche und organisa-
torische Gegebenheiten der Schule
kennen sowie seine späteren Klassen-
kameraden, die Klassenlehrerin, die
Horterzieherin, andere Schüler und
Mitarbeiter der Schule und ist somit
am ersten Schultag nicht ganz auf
sich allein gestellt.

Die Lehrerinnen und Erzieherin-
nen haben die Möglichkeit, mit fach-
licher Kompetenz und erzieherischem
Geschick immer besser situationsge-
recht und altersgemäß auf die Be-
dürfnisse der Kinder einzugehen, ge-
zielter zu beobachten und auf die
Individualität jedes einzelnen Kin-
des zu reagieren.

Durch die Intensivierung der Zu-
sammenarbeit werden gemeinsame
Konzepte der Lehrerinnen und Erzie-
herinnen zur individuellen Förderung
des Kindes möglich.

Auch die Eltern lernen unser Ganz-
tagsschulkonzept längerfristig
kennen und können sich so
gleich von Anfang an mit in den
Ganztagsbetrieb unterstützend
einbringen.

Was wir daraus lernen …

Die Schulanfängerwerkstatt ist
für die Kinder ein nicht mehr
wegzudenkender Höhepunkt im
Kinderalltag. Durch sie wird die
Schulvorbereitung im Kindergar-
ten ergänzt, bereichert und auf
den Punkt gebracht.

Dieses Projekt besteht seit dem
Jahr 2000. Eltern, Lehrerinnen
und Erzieherinnen verfolgen da-
mit mehrere grundlegende Ziele:

1.Den Kindern wird die Angst vor
der neuen Institution „Schule“
genommen.

2.Frühzeitig erkannte Lern- und
Verhaltensprobleme beim Vor-
schüler können in Förderkon-
zepten gezielt langfristig bear-
beitet werden.

3.Den Kindern wird es frühzeitig
ermöglicht ihre späteren neuen
Klassenkameraden, Horterzieher
und Lehrer kennen zu lernen.

3.Die Kinder lernen das Gebäude bzw.
Objekt „Schule“ in seiner Gesamt-
heit kennen.

4.Die Kinder erhalten die Möglich-
keit, Kontakte zu älteren Kindern
aufzunehmen und sind somit am
ersten Schultag nicht auf sich al-
lein gestellt.

5.Kinderfreundschaften, die sich in
der Kindertagesstätte und in der
Schulanfängerwerkstatt gebildet
haben, können weitergeführt wer-
den und geben den Schulanfän-
gern zusätzlich Sicherheit beim Ein-
tritt in die  neue Lebenswelt Schule
und Hort.
Seit Beginn des laufenden Projektes

gehen unsere Kinder mit sehr viel
Freude zur Schule, was die Wichtig-
keit der Zusammenarbeit von Schule,
Hort und Kindertagesstätte bestätigt.

Wie wir uns verändern …

Der Kontakt der Bildungs- und Er-
ziehungseinrichtungen wird mit die-
sem Projekt intensiviert, wie auch
durch regelmäßige Treffen einer Kon-
zeptgruppe, gebildet aus Vertretern
von Schule, Hort und Kindertages-
stätte, welche unter anderem inhalt-

liche Absprachen zur stundenweisen
Integration der fünfjährigen Kinder
in die Schule treffen.

Inhaltliche Schwerpunkte, die auch
Berücksichtigung finden, beziehen
sich auf die Entwicklung der kindli-
chen Persönlichkeit. Einige Beispiele:
1.Förderung typischer schulischer Vor-

läufer, Fähigkeiten und Fertigkei-
ten.

2.Förderung der Kommunikation
und Sprachentwicklung.

3.Förderung der motorischen und
feinmotorischen Fertigkeiten.
In der Kooperations-Kindertages-

stätte sind weitere zusätzliche Ange-
bote in Vorbereitung auf die Schule
entstanden wie zum Beispiel das An-
gebot der Fremdsprache „Englisch“,
der Umgang mit und die Arbeit am
Computer und der Kindergartens-
port als zusätzliches Bewegungsange-
bot in der Turnhalle der Schule.

Kontakt:
Grundschule Missen, Gahlener

Weg 6, 03226 Vetschau/Spreewald
Ansprechpartnerin: Frau Petra Pietrus,

Schulleiterin, E-Mail:
Grundschule-Missen@t-online.de
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Der folgende Bericht (Stand: Mai
2006) nimmt Bezug auf eine Koope-
ration zwischen der Theodor-Litt-
Schule in Bonn, dem Jugendamt Bonn
und Sprungbrett e.V. Gemeinsam
wurde ein Projekt für Schüler entwi-
ckelt mit dem Ziel, die soziale Ent-
wicklung von ausgewählten Jungen
in einer geschlechtshomogenen Lern-
gruppe zu fördern und zugleich zur
Gewaltprävention im Lebensfeld
Schule beizutragen. Die Durchfüh-
rung und Leitung des Projektes liegen
bei Richard Hetzenegger und Theo-
dor Brocks von Sprungbrett e.V.  Das
Projekt wird mit finanzieller Unter-
stützung des Jugendamtes der Stadt
Bonn durchgeführt.

Wo stehen wir heute?

Die Pionierarbeit ist beendet, der
Aufbau der Jungenarbeit ist geschafft!
Das Ziel, ein festes Angebot für ausge-
wählte Jungen der 6. Klasse der TLS
zu entwickeln und durchzuführen,
ist erreicht – es läuft und läuft und
läuft. Wie selbstverständlich nehmen
die Jungen unser Angebot wahr.

Coole Jungs weinen bei uns und erle-
ben ihre Ängste! – Wir lachen und
haben Spaß. Wir streiten gemeinsam
und geben uns nicht so schnell ge-
schlagen, wenn es heißt: „Da muss
ich einfach zuschlagen!“ Konflikte
werden ernst genommen und gemein-
sam gelöst. Gefühle spielen in speziel-
len Runden eine wichtige Rolle. Dau-
men rauf oder Daumen runter!

In Kampfesspielen können und
dürfen die Jungs sich messen. Mit
klaren Regeln und in einer vertrau-
ensvollen Atmosphäre lassen die Jun-
gen dann alles raus. Sie machen mit
ihrer Kraft und Wut neue Erfahrun-
gen – und lernen zugleich, positiv
mit ihren Aggressionen umzugehen.

Mut und Geschicklichkeit sind gute
Voraussetzungen, um beim Klettern
hoch hinaus zu kommen. Gleichzei-

Körperspaß und Gruppendynamik
als Gewaltprävention erleben!
Jungen entdecken neue Potenziale.
Jungengruppenarbeit an der Theodor-Litt-Hauptschule
in Bonn – ein Stimmungsbericht

von Theodor Brocks

Das Projekt

tig erfahren die Jungen Grenzen und
Ängste: „Ich habe Angst, ich klettere
nicht höher!“ Diese Erlebnisse reflek-
tieren wir gemeinsam mit den Jun-
gen und nutzen sie zur Bewältigung
des Alltags.

Viele Prozesse sind mühsam und lang-
wierig! – Ganz bestimmte Verhaltens-
weisen des Umgangs miteinander wie
sich gegenseitig abwerten, über ande-
re lustig machen, andere nicht ausre-
den lassen gehören nach wie vor zum
Alltag in der Jungengruppe. Nur in-
terpretieren wir die Verhaltensweisen
heute, wo wie die einzelnen Jungen
besser kennen, anders. Wir wissen,
dass sie meinen so miteinander um-
gehen zu müssen. Dabei merken die
Jungen inzwischen auch, dass sie selbst
Schmerzen und Abwertung bzw. Aus-
grenzung nicht mögen.

Der Druck auf diese Jungs ist enorm!
„Wir sind ja Hauptschüler und so-

mit ‚starke Jungs’, wir müssen uns so
verhalten, sonst sind wir bei unseren
Kumpels nicht anerkannt.“ In der
Gruppe ist der Druck zu spüren, der
die Jungen immer wieder veranlasst
in alte Gewohnheiten zu verfallen.
Man erkennt, wie wenig die Jungen
genießen können. Ruhige, entspann-
te Situationen sind selten.

Humor ist sehr wichtig!
Humor hilft in der Arbeit Reflexi-

onsprozesse einzuleiten. Ein Lachen
kann die Situation entspannen und
heißt nichts anderes, als dass aus
vielen „vermeintlich“ ernsten Ver-
haltensweisen, auch Situationen
leicht die Spannung genommen wer-
den kann. Dabei entsteht eine Dis-
tanz zu der momentan sehr ernst
scheinenden Situation. Ein Reflexi-
onsprozess beginnt, der es ermög-
licht auch über sich selbst zu lachen.

Wir sind eine Instanz geworden.

Die Jungenarbeit in der Klasse 6
Die Entscheidung, im Rahmen des

Projektes an der THL mit der Jahr-
gangsstufe 6 zu beginnen, hat sich
als richtig und gut herausgestellt. Die
Jungen befinden sich in einem Vaku-
um: sie sind weder Junge noch Mann.
Sie können nicht mehr zurück in ihre
Kindheit, wissen aber nicht so ge-
nau, wie es weiter gehen soll. Die
Vorpubertät beeinflusst Stimmungen
und verursacht große Schwankun-
gen in den Verhaltensweisen. Die Jun-
gen erleben sich häufig nur extremen
Stimmungslagen zwischen „zu Tode
betrübt“ und „Hero“. Diesen Jungen
fehlt oft eine männliche Bezugsper-
son, die Vorbild ist und Identifikati-
onsmöglichkeiten bietet. Die Jungen
bleiben so häufig in der Abgrenzung
gegenüber der Mutter und allem
„Weiblichen“ allein.

Da kommt die Reibung mit uns
Fachmännern für die Jungen gerade
recht. Und so nutzen viele Jungen die
Gelegenheit, ihren Frust und ihre
Aggressionen und manchmal auch
den Bedarf an Zuwendung und An-
lehnung auszuleben.

Die Jungen dürfen uns blöd finden!
Beziehungsabbrüche, unsichere fa-

miliäre Verhältnisse, ungeklärter Auf-
enthaltsstatus, all das sind Bedin-
gungen, die den Jungen wenig Struktur
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und Schutz bieten. Gleichzeitig erle-
ben sie Konflikte in der Familie als
bedrohlich. Da wundert es die Jun-
gen sehr, dass wir immer wieder kom-
men und nach einem Streit wieder
auf sie zugehen. So baut sich lang-
sam aber stetig eine Vertrauensbasis
auf, die den Jungen den nötigen
Raum gibt, damit Sie wachsen kön-
nen. Fehler gehören schließlich dazu
und dürfen bei uns gemacht werden!

Eine Frage der Ehre?
Wenn es darum geht, die Ehre der

Familie oder der kleinen Schwester zu
verteidigen, sind vor allem muslimi-
sche Jungen bereit alles zu geben.
Dabei wird deutlich, mit welcher Härte
und Brutalität gegen andere und auch
gegen sich selbst vorgegangen wird.
Da wird häufig der beste Freund zum
großen Feind! Anlässe bieten sich
immer wieder und sind willkommene
Gelegenheiten zu zeigen, was „man“
so alles drauf hat. In der Jungengrup-
pe besprechen wir diese Gewalthand-
lungen und machen deutlich, wie
gering ihre Frustrationstoleranz ist,
wie schwer es ihnen fällt wirklich
cool zu bleiben – und wie wenig
Gewalt mit Ehre zu tun hat.

Freundschaft.  – Den Jungen hilft die
Jungengruppe, um Freundschaften
zu schließen und sich weiter zu verab-
reden. Dieser Effekt bringt einige Jungs
aus ihrer Vereinsamung heraus und
schafft Nähe und Austausch.

Wir sind ein fester Bestandteil im
Schulalltag geworden, die Jungen
kommen gerne. Obwohl oder viel-
leicht auch weil wir die Konfrontati-
on mit ihnen nicht scheuen. Erleben
wir in der Jungengruppe Schimpf-
worte, Übergriffe, Schubsen, Abwer-
tungen, muss dieser Junge mit einer
Konfrontation rechnen. Die Jungen
wissen, Gewalttaten, verbale und kör-
perliche Aggressionen sowie sexistisch
oder rassistisch motivierte Attacken
bleiben bei uns nicht folgenlos!

Einbau „pro sozialer“ Jungen in die
Jungengruppe.

Jungen lernen auch von anderen
Jungen. Gerade die Gemeinschaft der
Jungengruppe schafft ein eigenes Kli-
ma, in dem der einzelne Junge sich
entwickeln kann. Dabei orientieren
sich die Jungen jetzt auch an Jungen,
die nicht direkt für „unsere“ Jungen-
gruppe vorgesehen sind. Die „pro
sozialen“ Jungen zeigen in der Jun-
gengruppe Verhaltensweisen und
Gefühle, die sich wiederum positiv

auf andere Jungen auswirken. So er-
höht sich der Lerneffekt, und die
„pro sozialen“ Jungen lernen auch,
sich durchzusetzen und sich in der
Jungengruppe zu behaupten.

Elternarbeit

Nach der eher geringen Resonanz
auf unsere Einladungen zu Elterna-
benden haben wir uns entschieden,
die Eltern, den Vater und die Mutter
bzw. Großmütter und Großväter per-
sönlich einzuladen. Mit großem Auf-
wand und mit viel Mühe haben wir
dann doch viele Mütter, einige Väter
und Großmütter telefonisch erreicht.
Die spezielle persönliche Einladung
wurde genutzt, und es kam oft zu
einem intensiven Austausch. Hierbei
zeigten sich der große Bedarf und die
vielen Fragen der Eltern.

Unsere Haltung den Eltern gegenü-
ber ist sehr zugewandt und unterstüt-
zend. Ängste und Unsicherheiten in
Bezug auf Probleme zu Hause und mit
der Schule wurden benannt. Ohne
Druck kamen wir in eine positive
Gesprächsatmosphäre. Hierbei kamen
uns unser Potenzial und unsere Er-
fahrungen aus der Familienarbeit sehr
zur Geltung. Unsere berichtete Wahr-
nehmung der Söhne aus der Jungen-
gruppe brachte häufig eine neue
Sichtweise der Eltern auf ihren Jun-
gen. Dabei zeigte sich, dass die Eltern
am Anfang doch sehr verunsichert
über das Jungengruppenangebot
waren. Für einige war nicht einzu-
schätzen, welchen Nutzen dies genau
haben kann und welche Konsequen-
zen die Teilnahme für ihren Erzie-
hungsalltag hat.

In den Gesprächen konnten wir
die positiven Entwicklungen bei fast
jedem einzelnen Jungen deutlich
machen. Die Sicht auf die Stärken der
Jungen machte den Eltern Mut. Ein-
gefahrene Sichtweisen konnten über-
wunden werden: „Mein Junge ist halt
so … der macht das immer so“.

Die Lehrer/-innen

Die Leitung der Schule unterstützt
unsere Arbeit und ermöglicht den
Jungen, den ausgefallenen Unter-
richtsstoff nachzuholen. So hat kein
Junge Nachteile und kann z.B. Klas-
senarbeiten nachschreiben.

Die Zusammenarbeit und Auswer-
tung der Treffen der Jungengruppe
mit den Lehrer/-innen schafft immer
wieder einen neuen Blick auf die Jun-

gen: sowohl für uns als auch für die
Lehrer/-innen. Gegenüber den ein-
zelnen Lehrer/-innen war es für uns
möglich, den Jungen nicht nur aus
einer leistungsbezogenen Sicht zu
betrachten. So konnten bei einigen
Gesprächen mit Lehrer/-innen die
Weichen neu und für den Jungen in
eine gute Richtung gestellt werden.
Hier werden wir weiter nachsetzen
und Angebote schaffen, die eine Kon-
tinuität herstellen, so dass bei Proble-
men und Schwierigkeiten schneller
gemeinsam reagiert werden kann.

Als diagnostisches Instrument set-
zen wir u.a. das sog. Triadenmodell
ein, das 27 Potentiale von Jungen
beschreibt, die auf einer Skala von 1
bis 10 bewertet werden können. Ge-
meinsam mit den Lehrer/-innen kön-
nen wir so Potenziale der einzelnen
Jungen erarbeiten und sodann über-
legen, wie wir die Jungen gemeinsam
weiter fördern können.

Eine wichtige Rolle kommt schließ-
lich dem Schulsozialarbeiter der TLS
zu, der die Jungengruppenarbeit un-
terstützt und der zugleich vermittelnd
tätig ist gegenüber Leherer/-innen,
aber auch in der Elternarbeit.

Ausblick

Die Jungengruppe als Angebot für
alle Jungen! Im Schuljahr 2006/07
umfasst der Jahrgang 6 der TLS nur
noch zwei Züge mit insg. 24 Jungen.
Dies bietet die Gelegenheit, allen Jun-
gen der 6. Klasse ein Angebot zu
machen. So können wir mit den
Jungen im Klassenverband arbeiten
und müssen keine Auslese treffen.
Richard Harzenegger, sprungbrett e.V.,

Kasernenstraße 7 b, 53111 Bonn
Telefon 0228/60887-3

E-Mail info@sprungbrett-bonn.de
Internet: www.sprungbrett-bonn.de

Theodor Brocks, Idastraße 12, 51069
Köln, Telefon 0221/683325, E-Mail:

th.brocks@t-online.de
Weitere Infos zum Projekt auch unter:

www.theodor-litt-schule.de

Hinweis: Eine ausführliche Projekt-
beschreibung ist in der Dokumenta-
tion der Konferenz „Netze der Koo-
peration 8: Kinder und Jugendliche
stark machen in kooperativen För-
dersystemen“ abgedruckt. Die Doku-
mentation kann gegen einen Kos-
tenbeitrag von 5,- EUR bestellt werden
bei: hendrika.breyer@lvr.de.
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Im Rahmen des Projekts, das mit
Mitteln des Landschaftsverbandes
Rheinland gefördert wird, begegnen
Kinder und Jugendliche mit Migrati-
ons-Hintergrund aus dem Stadtteil
Sülz in Köln jugendlichen Künstlern
aus den Barrios von Bolivien. Teatro
Trono verkörpert von Beginn an bes-
tes Volkstheater. Mit ihrer ausdrucks-
starken Körpersprache kreiert die Grup-
pe Bilder auf der Bühne, die die
Botschaften der Stücke auch ohne
viel Sprache zu vermitteln vermögen.

Die Kinder und Jugendlichen des
Teatro Trono präsentieren ihre Stü-
cke am Samstag, dem 21.10.2006, um
20.00 Uhr im Jugendzentrum Köln-
Sülz (JUZI); am Sonntag und Mon-
tag finden gemeinsame Workshops
mit Kindern und Jugendlichen aus
Sülz in Kooperation mit benachbar-
ten Ganztagsschulen statt.

Diese lernen dabei, zunächst ge-
meinsam in den Workshops mit den
Künstlern vom Teatro Trono, danach
in weiterführenden themenbezoge-
nen Theater-, Musik- und Tanzpro-
duktionen und Workshops zentrale
Themen ihres Alltags aufzugreifen
(z.B. Integrationsprobleme, Gewalt,
schulische, soziale, wirtschaftliche,
berufliche Probleme, Auseinanderset-
zung mit der eigenen Geschlechter-
rolle, mit Vorstellungen von Mann
und Frau) und neue Lösungsansät-
zen dafür zu entwickeln. Sie präsen-

Integration von Jugendlichen und Kindern
mit Migrationshintergrund durch kulturelle
Aktivitäten in der offenen Jugendarbeit
Auftaktveranstaltung zum Projektstart mit dem Teatro Trono
aus Bolivien im Rahmen der KinderKulturKarawane am
21. bis 23.10.2006 im Jugendzentrum Köln-Sülz

tieren diese – und sich selbst – in
künstlerischer Vermittlungsform ei-
nem interessierten Publikum und
werden dabei von den Gleichaltrigen
als „Künstler/-innen“ auf der Bühne
und/oder „Vermittler/-innen“ in den
Workshops wahrgenommen (Erfah-
rung der Wertschätzung hinsichtlich
ihrer neu entwickelten dargebotenen
musisch-künstlerischen Fähigkeiten
und interkulturellen Kompetenz).

Die Mädchen und Jungen vom
Teatro Trono aus El Alto/Bolivien

haben in den dortigen Basis-
und Stadtteilkulturzentren
unter der Anleitung von So-
zialarbeitern und Pädagogen
gelernt, durch Musik, Tanz
und Theater ihren Alltag und
ihre Lebenssituation zum
Ausdruck zu bringen, Auswe-
ge aus ihrem sozialen Elend
und der Gewalt zu suchen
und Perspektiven für Verän-
derungen zu entwickeln. „El
Mañana es Hoy – Die Zu-
kunft beginnt heute“, das ist
das Motto, unter dem sich

das Teatro Trono vor mittlerweile 13
Jahren zusammengefunden hat: nicht
auf zukünftige Veränderungen war-
ten, sondern sie heute tatkräftig in
die Hand nehmen. Die damaligen
Straßenkinder aus einer Erziehungs-
anstalt von El Alto begannen unter
der Leitung des Sozialarbeiters und
Theaterpädagoge Ivan Nogales Thea-
ter zu spielen und ihren – oft unaus-
sprechlichen – Erfahrungen Ausdruck
zu verleihen.

Die Begegnung mit den Kindern
und Jugendlichen vom Teatro Trono
kann wertvolle Impulse für die Arbeit
in Jugendhilfe und Schule mit hier
lebenden Jugendlichen geben: Sie sind
mit ihren kulturellen Präsentationen
und ihren sozialen Hintergründen
ernstzunehmende Ansprechpartner
für die hier lebenden Kinder und
Jugendlichen und motivieren diese
zu einer intensiveren Auseinander-

setzung mit den Problemen ihres All-
tags und können in den hiesigen
Jugend- und Bürgerzentren Vorbild
für ähnliche kulturbezogene Aktivi-
täten werden, die es über didaktisch-
methodische Unterstützung und ge-
zielte Angebote nachhaltig zu fördern
und dauerhaft zu implementieren
gilt.

Vom November bis zum Mai bietet
das Jugendzentrum Sülz den Kin-
dern und Jugendlichen im Stadtteil
die Gelegenheit, eigene Theater-,
Musik- und Tanzproduktionen und
Workshops zu zentralen Themen ih-
res Alltags zu entwickeln. Die Ange-
bote werden von deutschen Künst-
lern pädagogisch geleitet und
begleitet, die ebenfalls einen Migrati-
onshintergrund haben und speziell
die daraus resultierenden Fragestel-
lungen aufgreifen. Zum Abschluss
des Projekts werden diese Produktio-
nen im Juni der Öffentlichkeit prä-
sentiert. Zu diesem Abschluss-Festi-
val wird dann wieder eine Gruppe der
KinderKulturKarawane, aus Uruguay
im Jugendzentrum gastieren und
auch gemeinsame Produktionen mit
den hiesigen Jugendlichen erproben.

Die Konzepte, Erfahrungen und
Wirkungen/Ergebnisse des Projekts
werden von dem Institut equalita
evaluiert (Befragungen, begleitende
Evaluierung) und gemeinsam mit den
Partner/innen des Jugendzentrums
ausgewertet und überarbeitet. Es wer-
den konzeptionelle Grundlagen für
musisch-künstlerische Ansätze mit
interkultureller Orientierung in der
offenen Kinder- und Jugendarbeit
für Kinder und Jugendliche mit Mig-
rationshintergrund erarbeitet (Praxis-
handreichung), die auch anschluss-
fähig sind für Kooperationsprojekte
mit Schule (gebundene Ganztags-
hauptschule, offene Ganztagsschule
im Primarbereich). Dabei kann im
Projekt an gewachsene Kooperatio-
nen mit benachbarten Haupt- und
Realschulen angeknüpft werden. Pro-
zessverlauf und Ergebnisse werden in
Form der erwähnten Praxishandrei-
chung dokumentiert und als Publi-
kation sowie über die Websites der
beteiligten Träger veröffentlicht.

Kontakt & Infos: Jugendzentrum Sülz
(JUZI), Lilo Sturch, Sülzburgstr. 112-118,

50937 Köln, Telefon 0221/441060.
Institut equalita, Ulrich Diermann,

Lütticher Str. 67, 50674 Köln, Tel: 0221/
5108860, E-Mail: info@equalita.de
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Das Handbuch „Mit Vielfalt umge-

hen – Sexuelle Orientierung und Di-
versity in Erziehung und Beratung“
ist das Ergebnis des transnationalen
Projektes „TRIANGLE“ (Transfer of
Information to Combat Discrimina-
tion Against Gays and Lesbians in
Europe“, das mit 26 anderen Projek-
ten zwischen 2002 und 2004 zu 80%
von der EU-Kommission im Rahmen
des Antidiskriminierungsprogramms
der Gemeinschaft finanziert wurde.
Das ehemalige Ministerium für Ge-
sundheit, Soziales, Frauen und Fami-
lie NRW hatte für das Projekt einen
Antrag eingereicht und die Federfüh-
rung übernommen. Es handelt sich
um eine Kooperation von insgesamt
acht Organisationen aus fünf Län-
dern (neben Deutschland beteiligten
sich auch Italien, Frankreich, Öster-
reich und die Niederlande).

Die deutsche Beteiligung

Beteiligt von deutscher Seite aus ist
SchLAu NRW – Schwul Lesbische
Aufklärung in NRW, ein landesweites
Netzwerk von rund 15 lokalen Projek-
ten, die sich der schwul-lesbischen
Aufklärungsarbeit (nicht nur) für
Jugendliche verschrieben haben. Über
80 ehrenamtliche Mitarbeiter/-innen
setzen sich hier mit großem Engage-
ment für diese zugleich politische
und soziale Aufgabe ein. Bei den
Veranstaltungen erhalten die Schü-
ler/-innen und andere Teilnehmer/-
innen die Möglichkeit, sich ein eige-
nes und authentisches Bild von
Schwulen und Lesben zu machen. In
den persönlichen Begegnungen sol-
len Klischees hinterfragt, Diskrimi-
nierungen aufgezeigt und Vorurteile
abgebaut werden. Zielgruppen sind
dabei im Besonderen Jugendliche bzw.
junge Erwachsene in allen weiterfüh-
renden Schulen, in Jugendeinrich-
tungen und in der Erwachsenenbil-
dung. Einige Projekte bieten auch
Multiplikatorenschulungen für Leh-

Mit Vielfalt umgehen
Sexuelle Orientierung und Diversity
in Erziehung und Beratung
„Ich sehe jetzt alles mit anderen Augen“ (Judith, 13)

rer/-innen und Sozialpädagogen/-
innen an. In der konkreten Arbeit
werden die Ziele (wie die Offenheit
für Vielfalt unterschiedlicher und
trotzdem gleichwertiger Lebenswei-
sen) durch die authentische Begeg-
nung mit Lesben, Schwulen und Bi-
sexuellen thematisiert. SchLAu
verfolgt dabei den peer-to-peer-An-
satz, also Aufklärungsarbeit, die durch
fachlich ausgebildete Jugendliche
annähernd gleichen Alters selbst ge-
leistet wird. Gesichert wird dadurch
eine wesentlich höhere Aufnahme-
und Akzeptanzbereitschaft der Teil-
nehmer/-innen.

Wichtiger Bestandteil der Arbeit in
den Klassen sind außerdem unter-
schiedliche, je auf die individuellen
Eigenschaften der Jugendlichen ziel-
gruppenspezifisch ausgerichtete Me-
thoden, die auf ihre positive Wirk-
samkeit hin untersucht worden sind.

Wissenschaftlich evaluiert wurde,
ebenso wie das hier besprochene
Handbuch, die Arbeit von SchLAu
NRW im Rahmen eines Forschungs-
projekts an der Universität zu Köln.
Dr. Stefan Timmermanns konnte
belegen, dass sich durch die direkte
Begegnung mit den Lesben und
Schwulen die Einstellung der Jugend-
lichen nach einer Veranstaltung in
mehr als 50% der Fälle zum Positiven
hin veränderte.

Im Rahmen des „Agenda 21“-Pro-
gramms, ein Programm zur Zukunfts-
gestaltung des Landes Nordrhein-
Westfalen, wurde SchLAu NRW 2003
vom Ministerpräsidenten als „Best
Practice Beispiel“ ernannt: SchLAu
NRW – ein Projekt, dass sich durch
besonderen Vorbildcharakter für
praktizierte nachhaltige Sozial- und
Gesellschaftspolitik auszeichnet.

Die Zielgruppen

Das Handbuch richtet sich zum
einen an Personen, die im Bereich
Erziehung arbeiten, z.B.  Lehrer/-
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innen, Erzieher/-innen, Pädagogen/-
innen, Sozialarbeiter/-innen, ehren-
amtlich Tätige in der Jugendarbeit,
zum anderen an Personen, die in der
psychosozialen Beratung tätig sind
wie Psychologen/-innen, Diplom-
Pädagogen/-innen oder Sozialarbei-
ter/-innen.

Die Ziele
Das Handbuch soll professionell

Erziehende und Beratende für die
Diskriminierung von Menschen auf-
grund der sexuellen Orientierung und
ethnischen Herkunft sensibilisieren.
Ebenso soll es sie befähigen, Tenden-
zen von Feindlichkeit gegenüber Mi-
granten/-innen sowie Lesben und
Schwulen adäquat zu begegnen. Neue-
ren Studien zufolge fällt vor allem
homo- und bisexuellen Jugendlichen
die Entwicklung einer selbstbestimm-
ten, positiven Identität schwerer als
heterosexuellen Altersgenossen. Eine
Ursache hierfür ist, dass ihre sexuelle
Orientierung in Schule, Alltag und
Familie immer noch selten themati-
siert wird. Wenn sie jedoch themati-
siert wird, dann weniger als eine
mögliche Variante menschlicher Se-
xualität, sondern eher mit Vorurtei-
len und Klischees belastet oder auf
beleidigende bzw. diskriminierende
Weise. Es wundert daher nicht, dass
die Suizidalität homo- und bisexuel-
ler Jugendlicher um bis zu vier Mal(!)
höher ist als bei Heterosexuellen. Auch
hier will das Handbuch aufklären
und einen Beitrag zur Verbesserung
leisten.

Methodik und Didaktik

Bei dem Handbuch handelt es sich
nicht um Unterrichtsmaterial, das in
der Schule oder in der Jugendarbeit
direkt – d.h. für Jugendliche selbst –
eingesetzt werden soll. Vielmehr han-
delt es sich um ein Medium zur Fort-
bildung pädagogisch Tätiger, mit
didaktischen Hilfen sowie Hinter-
grundinformationen zu den Themen
Sexualität, Diskriminierung sowie zum
Umgang mit unterschiedlichen Kul-
turen. Alle Materialien im Handbuch
verstehen sich als Anregungen, deren
Anwendung im Unterricht oder in
der Beratung von den Lehrenden bzw.
Beratenden nach Abwägen von Für
und Wider je nach Kontext sowie
Lehr- und Lernbedingungen entschie-
den werden muss (so z. B. auch die
gemeinsame Lektüre der fiktiven Kurz-

geschichten über die Probleme lesbi-
scher und schwuler Jugendlicher in
den neun Themenkarten). Die Päda-
gogen/-innen werden nicht aus ihrer
Eigenverantwortung entlassen, son-
dern mehrfach aufgefordert diese
wahrzunehmen.

Die Bedarfsanalyse
Der Entstehung des Handbuchs war

eine Bedarfserhebung vorausgegan-
gen, an der 377 Personen aus den
oben genannten Zielgruppen teilge-
nommen haben. Die Befragten
(davon 83% Heterosexuelle) gaben
zu zwei Dritteln an, dass sie nicht
wissen, wie sie das Thema sexuelle
Orientierung in der Schule oder im
Kontakt mit Jugendlichen adäquat
behandeln können. Neun von zehn

Beratenden gaben an, dass sie nur
über unzureichendes Wissen zum
Thema Homosexualität verfügen,
besonders im Kontext der interkultu-
rellen Arbeit.

In einem zweiten Schritt wurde
den Teilnehmenden an der Bedarfs-
erhebung in einem peer review Ver-
fahren eine Prototypenversion des
Handbuches zur Begutachtung vor-
gelegt. Mittels der 224 zurückgekom-
menen Fragebögen (73% der Befrag-
ten waren heterosexuell) konnten
Bewertungen und Änderungsvor-
schläge in die endgültige Version des
Handbuchs einfließen.

Wissenschaftliche Begutachtung
und Begleitung

Die Bedarfserhebung und das peer
review Verfahren wurde von dem in
Ütrecht ansässigen und renommier-
ten sexualwissenschaftlichen Institut
Rutgers Nisso durchgeführt. Zusätz-
lich wurde die Prototypenversion von
Prof. Dr. Georg Auernheimer von der
Universität Köln und Prof. Dr. Uwe
Sielert von der Universität Kiel begut-

achtet. In sogenannten Fachbeirä-
ten, die in jedem teilnehmenden Land
aufgebaut wurden, begleiteten zudem
Expertinnen und Experten aus der
Praxis die Entstehung des Hand-
buches.

In Nordrhein-Westfalen gehörten
diesem Beirat unter anderem Vertre-
ter/-innen des Landesinstituts für
Schule, der Caritas, dem Landeszen-
trum für Zuwanderung, dem Pro Fa-
milia Landesverband NRW, dem Deut-
schen Kinderschutzbund LV NRW,
dem Evangelischen Kirchenkreis Aa-
chen, der GEW NRW, der AWO, des
Bundes der Deutschen Katholischen
Jugend, Mitarbeitende von Famili-
en- und Jugendberatungsstellen so-
wie mehrere Lehrer/-innen unter-
schiedlicher Schulformen an.

Werte, die im Handbuch vertreten
werden

– Das Recht auf freie Entfaltung der
eigenen Persönlichkeit und eine freie
Partnerwahl: „Darüber hinaus soll-
te Beratung den Jugendlichen hel-
fen, ihre Gefühle und Bedürfnisse
zu erforschen und sie ermutigen
ihre eigenen Lebensformen zu ent-
wickeln.“ (Kapitel 3, Rubrik „Was
Sie tun können“)

– Ein respektvoller bzw. partnerschaftli-
cher Umgang miteinander und in Be-
ziehungen: „Zeigen Sie durch Ihre
eigene Haltung, dass Sie verschie-
dene Formen von Partnerschaft
respektieren, und erkennen Sie es
als Wert an, wenn zwei Menschen
füreinander da sind.“ (Kapitel 2,
Rubrik „Was Sie tun können“)

– Die Wahrung der Intimsphäre des/der
einzelnen sowie des Selbstbestimmungs-
rechtes: „Jugendliche sollten nicht
dazu gedrängt werden, sich in der
Klasse zu outen. Es muss die eigene
Entscheidung des jungen Menschen
sein, da sie sein Leben tiefgreifend
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verändern kann.“ (Kapitel 1, Rub-
rik „Was hat das mit mir zu tun“)

– Das Recht der Eltern auf Information
über Unterrichtsinhalte: „Fragen Sie
die Eltern, wie sie ihren Kindern
Respekt beibringen und erklären
Sie im Gegenzug den Eltern Ihre
Methoden und ihre Unterrichts-
ziele.“ (Kapitel 3, Rubrik „Häufig
gestellte Fragen in Schule und Ju-
gendarbeit“)

– Fairness und eine differenzierte Be-
trachtungsweise gegenüber anderen:
„In beiden großen christlichen Kon-
fessionen gibt es immer auch Ein-
zelpersonen, Gruppen und theolo-
gische Strömungen, die von den
offiziellen Positionen abweichen –
sei es, dass sie konservativer oder
liberaler sind (...). Man muss bei
der Beurteilung einer Kirche sehr
vorsichtig sein und die Vielfalt in
ihr selbst sehen.“ (Kapitel 9, Rubrik
„Was Sie wissen sollten“)

– Respekt der Lehrenden und Beraten-
den gegenüber den Einstellungen der
Jugendlichen, (auch wenn diese kon-
trär zur eigenen Meinung stehen soll-
ten oder Homosexualität moralisch
verurteilen):  „Heranwachsende müs-
sen in ihren persönlichen Entschei-
dungen unterstützt werden, auch
wenn sie diese in einem Kontext
treffen, der Homosexualität mora-
lisch verurteilt. (...) bestärken Sie
die Jugendlichen darin, ihren eige-
nen Sinn für Moral zu entwickeln.“
(Kapitel 9, Rubrik „Was Sie tun
können“)
Als Grundregel wird im Handbuch

empfohlen: „Alle Meinungen sind
gültig, solange sie mit Respekt vor
anderen geäußert und in seriöser Weise
argumentiert werden.“ (Kapitel 3,
Rubrik „Häufig gestellte Fragen in
Schule und Jugendarbeit“)

Weitere Informationen und
Bestellungen des Handbuchs über:

www.diversity-in-europe.org

Infos und Kontakt zu
schwul-lesbischer Aufklärungsarbeit:
SchLAu NRW – Schwul Lesbische Auf-

klärung in NRW, c/o Schwules
Netzwerk e.V., Lindenstraße 20, 50674

Köln, Telefon 0221/2572847, E-Mail:
info@schlau-nrw.de
www.schlau-nrw.de

Im dritten Jahr nach der Einfüh-
rung der Offenen Ganztagsschule im
Primarbereich (im Folgenden OGS)
in Nordrhein-Westfalen nimmt das
Thema der Qualitätsentwicklung und
Qualitätssicherung eine besondere
Stellung ein. Im Anfang des Jahres
2006 geänderten Erlass wird die Qua-
litätsentwicklung als zentrale Aufga-
be der OGS festgeschrieben und zum
zentralen Thema der Zusammenar-
beit von Schule und Jugendhilfe er-
klärt. Die neuartige Verzahnung von
sozial- und freizeitpädagogischer so-
wie schulischer Bildung mit ihrer je
eigenen Tradition und Organisati-
onsform stellt nicht nur für die Pra-
xis, insbesondere also für die Lehr-
und sozialpädagogischen Fachkräfte
in den Offenen Ganztagsschulen,
sondern auch für bereits vorliegende
Verfahren der Qualitätsentwicklung
wie QUAST (siehe Info-Block nächste
Seite) eine Herausforderung dar.

Im Modellprojekt „Qualitätsma-
nagement in Offenen Ganztagsschu-
len – Entwicklung eines Instrumen-
tariums zur Qualitätsentwicklung von
Offenen Ganztagsschulen auf der
Basis von QUAST“, das mit Mitteln
des Landschaftsverbandes Rheinland
gefördert und in Trägerschaft von IN
VIA e.V. Köln durchgeführt wird, soll
deshalb geprüft werden, inwieweit
sich das interne Evaluationsverfah-
ren von QUAST (steht für: Qualität
in Angeboten für Schulkinder in Ta-
geseinrichtungen) mit seinen Quali-
tätsbereichen (Orientierungs-, Struk-
tur-, Prozess-, Entwicklungs- und
Ergebnisqualität) und seinen Quali-
tätskriterien und -indikatoren in ein-
zelnen Handlungsfeldern auf die
Rahmenbedingungen und Anforde-
rungen in der Offenen Ganztags-
schule übertragen lässt. Projektstart
war Sommer 2005.

Ziel dieses Projektes ist es, die für die
Qualitätsentwicklung förderlichen

QUAST goes OGS
Wie sich das für Tageseinrichtungen für Kinder
entwickelte Material zur Qualitätsentwicklung
für die Offenen Ganztagsschulen nutzen lässt

von Katrin Macha, Anna Ouahab und Jutta Schiersmann

Kooperations-strukturen zwischen
Jugendhilfe und Schule zu stärken
und die pädagogische Arbeit zu pro-
filieren. Zugleich sollen die Materia-
lien von QUAST im Hinblick auf die
besonderen Anforderungen der päd-
agogischen Arbeit in der Offenen
Ganztagsschule angepasst und wei-
terentwickelt werden.

Jede der beteiligten acht Grund-
schulen – fünf aus Köln, zwei aus
Aachen und eine aus Düsseldorf –
bildete ein „Tandem-Team“, beste-
hend aus einer Lehrkraft (meist dem/
der Schulleiter/-in) und einer sozial-
pädagogischen Fachkraft (meist dem/
der Koordinator/-in des Ganztags),
um sicherzustellen, dass in der koope-
rativen Zusammenarbeit die Sicht-
weisen von Jugendhilfe und Schule
gleichermaßen berücksichtigt werden.

Diese Tandem-Teams sollten – so
sah es die ursprüngliche Konzeptfas-
sung vor – in regel-mäßigen Arbeits-
treffen gemeinsam mit der QUAST-
Projektgruppe die einzelnen Schritte
der internen Evaluation durchspre-
chen, die Materialien erproben und
Veränderungen diskutieren.

Etwa nach der Hälfte der Projekt-
zeit wurde jedoch deutlich, dass die
beteiligten Schulen die vollständige
Bearbeitung des umfangreichen Ma-
terials nicht mit dem gewünschten
Ergebnis der Qualitätsentwicklung
leisten konnten (obwohl im Projekt-
rahmen zumindest für die Sozialpäd-
agogen/-innen Vertretungskräfte ein-
gesetzt werden konnten). Die Offenen
Ganztagsschulen verfügen nicht über
die notwendigen Ressourcen, die für
die umfassende Umsetzung des Ver-
fahrens mit seinen acht Aufgaben
– allgemeine Bestandsaufnahme, Spe-

zifische Bestandsaufnahmen für elf
Handlungsfelder, Auswahl und
Bearbeitung von drei Handlungs-
feldern, Bearbeitung des „verbind-
lich zu evaluierenden Bereichs“, For-
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mulierung von Handlungsbedarf
sowohl für die Handlungsfelder als
auch für den verbindlich zu evalu-
ierenden Bereich und schließlich
Formulierung von Zielen im Team

notwendig sind (geringes Zeitkon-
tingent, wenig gemeinsame Arbeits-
zeiten von Lehrkräften und Mitar-
beiter/-innen  des Ganztags, fehlende
Kooperationszeiten).
Vor dem Hintergrund der knappen
Ressourcen fehlte den beteiligten
Schulen auch der Bezug der Aufga-
ben zu ihrer konkreten Arbeit und
den Herausforderungen, mit denen
sie täglich konfrontiert sind.

Daraus ergab sich ein erstes Ergeb-
nis für die Übertragung von QUAST
auf die OGS: Die bisherigen acht
Aufgaben lassen sich im vorgesehe-
nen Umfang unter den gegebenen
Umständen nicht produktiv in Offe-
nen Ganztagsschulen durchführen.
Es bedarf nicht nur der Anpassung
von Begrifflichkeiten, sondern es
wurde deutlich, dass es einer Verän-
derung des Modellprojekts bedurfte,
um den beteiligten Schulen und dem
Ziel der Förderung von Kooperation
vor Ort gerecht zu werden.

Vor diesem Hintergrund kam es im
März 2006 in Absprache mit allen
Beteiligten zu einer Umstrukturierung
des Projekts: Im Vordergrund stand
nun nicht mehr das im Konzeptent-
wurf noch für notwendig erachtete
Durcharbeiten des gesamten Verfah-
rens und ggf. eine Reduktion des
komplexen Materials, sondern die
Veränderung und Flexibilisierung der
Verfahrensschritte, um den Beteilig-
ten vor Ort die Möglichkeit zu geben,
mit Hilfe von QUAST an ihren aktu-
ellen Themen zu arbeiten. So konnte
mehr Realitätsnähe und größere Ef-
fektivität für die eigene Praxis erreicht
werden, indem gezielt zu Themen
bzw. Handlungsfeldern gearbeitet
wurde, die für die Teams selbst ein
aktuelles Problem darstellten (ihnen
gleichsam auf den Nägeln brannten)
und eine gemeinsame Bearbeitung
und Qualitätsentwicklung notwen-
dig erscheinen ließen.

Die QUAST-Projektmitarbeiter-
innen wiederum konnten an den
einzelnen Schulen individuelle Ent-
wicklungsprozesse anregen und ge-
wannen zudem durch die „Arbeit vor
Ort“ differenziertere Einblicke in die
Möglichkeiten und derzeitigen Gren-
zen der Praxis.

So wurde in jeder Schule unter
Begleitung jeweils einer QUAST-Mit-
arbeiterin ein Themenfeld mit den
Materialien von QUAST bearbeitet
und damit zugleich eine neue Struk-
tur von QUAST in der OGS erprobt:
Der Ansatz dabei ist, dass sich die
Kollegen/-innen der OGS – Gemeint
ist damit das ganze Team der OGS,
also sowohl die Lehrkräfte als auch
die sozialpädagogischen Fachkräfte
– ein Themenfeld/ein Modul heraus-
greifen, das sie bearbeiten möchten.
In diesem einen Modul durchläuft
die OGS den ganzen Kreislauf der
Qualitätsentwicklung von der Fest-
stellung der bereits vorhandenen
Qualität anhand bestimmter Kriteri-
en und der damit verbundenen Wür-
digung des Gelingenden über die Be-
stimmung von Handlungsbedarfen
hin zur gemeinsamen Bestimmung
konkreter Handlungsziele, welche die
Mitwirkenden an diesem Themen-
feld (das sind z.B. alle, die in irgend-
einer Form an der Aufgabe und Erle-
dingung von Hausaufgaben beteiligt
sind) in nächster Zeit bearbeiten
möchten. Erst dann kann sich bei
Bedarf die Bearbeitung eines weiteren
Themenfeldes anschließen. Damit
wurde/wird eine zeitnahe Verände-
rung und qualitative Weiterentwick-
lung möglich, und die Arbeitsbelas-
tung ist den Bedingungen vor Ort
angepasst.

Seit dieser Umstellung des Evaluati-
onsverfahrens auf die unmittelbare
Bedarfslage der einzelnen Standorte
kann dort sehr produktiv und pro-
zessorientiert gearbeitet werden. Be-
arbeitet wurden im Rahmen des
Projekts die Themenfelder „Zusam-
menarbeit in der OGS“, „Hausaufga-
benbetreuung“, „Freizeitgestaltung“
und „Raumgestaltung“.

Die praktisch-inhaltliche Arbeit mit
QUAST ließ alle Sorgen über den
vermeintlich nicht zu bewältigenden
und dadurch zunächst „abschreckend
wirkenden“ Umfang der Materialien
in den Hintergrund treten. Vielmehr
erlebten die Kolleginnen und Kolle-
gen nun konkret, dass in der zuerst
individuellen Analyse und selbstein-
schätzenden Bewertung und anschlie-
ßend in der gemeinsamen Auswer-
tung relativ schnell und differenziert

nrwQUAST
QUAST steht für „Qualität in
Angeboten für Schulkinder in
Tageseinrichtungen“.

Im Rahmen der vom Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend geförderten „Nationa-
len Qualitätsinitiative im System der
Tageseinrichtungen für Kinder“ hat-
te das Sozialpädagogische Institut
NRW in Köln gemeinsam mit der
pädagogischen Praxis (150 Tagesein-
richtungen für Kinder in Bremen,
Sachsen und Nordrhein-Westfalen)
QUAST entwickelt und erprobt.

Zu den Materialien gehören:
– ein Kriterienkatalog, der gleichsam

die theoretische und inhaltliche
Grundlegung des Verfahrens mit
seinen pädagogischen Prämissen,
Leit- und Zielvorstellungen darstellt;

– ein internes und ein externes Eva-
luationsverfahren, hierzu gehören
Checklisten für Bestandsaufnah-
men (z. B. mit Fragen zu den vor-
handenen Räumen, deren Ausstat-
tung, Funktion und/oder Nutzung
durch die Mädchen und Jungen);
dann gibt es Checklisten mit Indi-
katoren zur Qualitätsfeststellung in
11 Handlungsfeldern der sozialpä-
dagogischen Arbeit (z.B. Gestaltung
des Mittagessens, Zusammenarbeit
mit Eltern) und 16 Arbeitsfeldern,
letztere beziehen sich auf die Orga-
nisation und Steuerung der Insti-
tution (z.B. Zusammenarbeit im
Team), auf die Planung und Reflek-
tion der Arbeit (z.B. Beobachtungs-
wesen) und auf den Aspekt der
Qualifizierung und Professionali-
sierung (z.B. Fragen nach Fortbil-
dungen); zentral sind zudem die
Vorschläge zum Verfahren der sys-
tematischen Qualitätsentwicklung
selbst (Feststellung des Ist-Zustands,
über die Einschätzung der Güte der
geleisteten Arbeit und der sie stüt-
zenden Rahmenbedingungen an-
hand konkreter Indikatoren, hin
zur Ermittlung des Handlungsbe-
darfs);

– ein Methodenkoffer mit didaktisch-
methodischen Hilfen zur Qualitäts-
entwicklung in den verschiedenen
Handlungs- und Arbeitsfeldern.

Weitere Infos unter:

www.spi.nrw.de/projekt/quaststek
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erarbeitet werden kann, was in ihrer
OGS gut und sicherungswürdig ist
und wo Entwicklung nötig und mög-
lich ist.

Hervorzuheben ist, dass die unter-
schiedlichen Perspektiven in den Tan-
dems auf einzelne Schlüsselsituatio-
nen und Prozesse, auch verschiedene
Beurteilungen und unterschiedliche
Schwerpunktsetzungen sichtbar ma-
chen konnten und zu einem Aus-
tausch darüber angeregt haben.

In diesem Prozess entstand nicht
nur eine weit reichende offene, ver-
trauensvolle und wertschätzende Ar-
beitsatmosphäre, sondern es wurden
auch konkrete Handlungsziele und
Handlungsschritte zur Weiterentwick-
lung der OGS in dem gewählten Hand-
lungsfeld formuliert.

Ebenso wurde die intensive gemein-
same Arbeit vor Ort als „guter An-
stoß“ bezeichnet, der nicht nur zur
Klärung konzeptioneller Fragen bei-
getragen, sondern auch einen Anteil
am Zusammenwachsen von Vor- und

Nachmittag gehabt habe. Es etablier-
ten sich Kooperationsstrukturen, in
denen Zusammenarbeit, Austausch,
gemeinsame Planung und konzepti-
onelle Arbeit geprobt oder installiert
werden konnten. Während manche
Schulen hier zum ersten Mal die
Möglichkeit eines Austausches fan-
den, setzten die Treffen an anderen
Schulen bei schon erprobten Formen
der Zusammenarbeit ein. Dennoch
meldeten alle Arbeitsgruppen über-
einstimmend zurück, dass sie die ge-
meinsame Zeit sehr gut nutzen konn-
ten und für unabdingbar halten.

Im Verlauf des Projekts wurde deut-
lich, was auch die wichtigste Kritik
der Kollegen/-innen war. Durch die
äußerst knappen personellen und fi-
nanziellen Rahmenbedingungen ist
die Zeit für einen Austausch und für
konzeptionelles Arbeiten so gut wie
nicht vorhanden. Erst durch die schul-
internen Projekttreffen konnte an
gemeinsamen Fragestellungen des
OGS-Teams gearbeitet werden. Eine

solche Zeit der Zusammenarbeit, ge-
meinsamen Planung und Reflexion
ist aber eine notwendige Grundlage
für eine gute Qualität und Arbeit in
der Offenen Ganztagsschule und
konstitutiv für eine Bildungsgesamt-
konzeption der Offenen Ganztags-
schule, die Betreuung und Erziehung,
Unterricht und außerunterrichtliche
Angebote umfasst. So kann aus zwei
Bereichen, die zunächst vielleicht nur
wenige Berührungspunkte hatten,
etwas Neues, Gemeinsames entstehen.

Kontakt:

SPI Sozialpädagogisches Institut,
An den Dominikanern 2, 50668 Köln

Katrin Macha, Telefon 0221/16052–46,
E-Mail: macha@spi.nrw.de

Jutta Schiersmann, Telefon –19, E-Mail:
jutta.schiersmann@fh-koeln.de

www.spi

nrw

Kindheit ist kein Kinderspiel!
Dies gilt besonders dann, wenn

Grundbedürfnisse und Grundrechte
von Kindern unbefriedigt bleiben bzw.
verletzt werden. Vernachlässigung,
Misshandlung oder andere Formen
der Gewalt gegen Kinder beeinträch-
tigen die Entwicklung von Kindern
nachhaltig und umfassend. Kinder-
schutz ist deshalb eine wichtige Auf-
gabe für alle Personen und Instituti-
onen, die Verantwortung für die
Entwicklung von Kindern tragen –
die Verantwortung für den schuli-
schen Bereich schreibt § 42 (6) des
neuen NRW-Schulgesetzes fest.

Die Offene Ganztagsschule im Prim-
arbereich (OGS) hat durch ihren ganz-
tägigen und multiprofessionellen
Zugang zu ihren Schüler/-innen gute
Voraussetzungen, um schwierige Lern-
und Lebenssituationen frühzeitig und
differenziert zu erkennen und zu be-
urteilen. Gemeinsam mit den Eltern
und den Fachkräften der Kinder- und
Jugendhilfe können notwendige
Handlungsschritte eingeleitet werden.

Kinderschutz als Aufgabe der Offenen
Ganztagsschule im Primarbereich
Tagungen am 23.10.2006 in Soest, am 25.10.2006 in Köln,
am 22.11.2006 in Bielefeld, am 23.11.2006 in Düsseldorf, am
06.12.2006 in Dortmund und am 11.12.2006 in Münster

Gleichwohl sind für eine verbindli-
che Verankerung des Kinderschutzes
in der OGS noch viele Fragen zu
beantworten.
– Was sind Kennzeichen von Kin-

deswohlgefährdung?
– Welche Rahmenbedingungen für

das frühzeitige Erkennen und Beur-
teilen sind hilfreich?

– Welche Kooperationspartner sind
wichtig?

– Wie können Kooperationen ver-
bindlich gestaltet werden?
Die Veranstaltungen, eine Koope-

ration von Deutscher Kinderschutz-
bund/Landesverband NRW e. V.,
MGFFFI, MSW und Institut für sozi-
ale Arbeit Münster (ISA), wollen Ant-
worten, Informationen und Anre-
gungen anbieten. Sie richten sich an
alle im Arbeitsfeld der Offenen Ganz-
tagsschule im Primarbereich tätigen
bzw. Verantwortung tragenden Ak-
teure. Die Teilnahme ist kostenfrei.

Die Veranstaltungsflyer mit den
Anmeldevordrucken gibt es unter:

www.dksb-nrw.de

Auskunftsstelle
zum Kinder- und

Jugendschutz
Das MGFFI hat gemeinsam mit der

Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Ju-
gendschutz (AJS) Landesstelle NRW
e.V. ein Konzept für eine Auskunfts-
stelle zum Kinder- und Jugendschutz
umgesetzt.

Zielgruppe sind Eltern, Lehrer/-
innen, Mitarbeiter/-innen der Ju-
gendhilfe, Bedienstete der Polizei,
Gewerbetreibende und Veranstalter.
Sie erhalten dort Auskunft zu Fragen
des Kinder- und Jugendschutzes und
insbesondere zu Fragen des Kinder-
und Jugendmedienschutzes.

Die Auskunftsstelle nimmt aber auch
Beschwerden entgegen und Hinweise
auf Verstöße gegen die Jugendschutz-
bestimmungen. Drüber hinaus gibt
die Stelle praktische Tipps, vermittelt
Fachreferenten/-innen, hilft mit
Literaturtipps und Broschüren.

Kontakt:
Telefonhotline 0221/921392-33

E-Mail: auskunftstelle@mail.ajs.nrw.de
www.ajs.nrw.de
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Am 22. Juni hat der Landtag das
„Zweite Gesetz zur Änderung des
Schulgesetzes für das Land NRW“
verabschiedet, das so genannte 2.
Schulrechtsänderungsgesetz. Es um-
fasst insgesamt neun Artikel. In Arti-
kel 1 werden Änderungen des Schul-
gesetzes aufgeführt; die weiteren
Artikel beziehen sich u.a. auf das
Lehrerausbildungsgesetz, das Landes-
beamtengesetz, das Gesetz über
Tageseinrichtungen für Kinder, die
Lehramtsprüfungsordnung sowie
Übergangsvorschriften.

In der folgenden Übersicht werden
zunächst zentrale Änderungen vor-
gestellt, die das System Schule betref-
fen. In einem zweiten Teil geht es um
gesetzliche Vorgaben, bei denen die
Kooperation von Schule und Jugend-
hilfe direkt angesprochen wird.

1. Welche zentralen
Veränderungen werden mit
dem neuen Schulgesetz
eingeleitet?

Im Folgenden werden zunächst
ausgewählte Leitgedanken und Rege-
lungen des neuen Schulgesetzes be-
nannt, die vornehmlich das System
Schule betreffen, gleichwohl aber für
die Akteure der Kinder- und Jugend-
hilfe von Interesse sein können, die
für ihre Arbeit wissen und berück-
sichtigen wollen, wie sich das Lernen
und Leben der Kinder und Jugendli-
chen in der Schule verändert.

Individuelle Förderung aller
Schüler/-innen

In § 1 SchulG werden sowohl in der
Überschrift als auch in Absatz 1 die
Wörter „Bildung und Erziehung“
durch die Wörter „Bildung, Erzie-
hung und individuelle Förderung“ er-
setzt.

Die Verankerung des Auftrags zur
individuellen Förderung aller Schü-
ler/-innen in § 1 SchulG kann als
Paradigmenwechsel angesehen wer-

Das neue Schulgesetz
Auswirkungen für die Kooperation
von Jugendhilfe und Schule
von Alexander Mavroudis

den. Die Schule hat den Unterricht
so zu gestalten und Schüler/-innen
so zu fördern, dass die Versetzung der
Regelfall ist (§ 50 Abs. 3 SchulG). Die
Schule muss den Bedürfnissen von
Schüler/-innen mit Entwicklungsver-
zögerungen und Behinderungen
ebenso gerecht werden wie denen
besonders begabter Schüler/-innen:

– Drohendem Leistungsversagen und
anderen Beeinträchtigungen von
Schüler/-innen soll die Schule mit
vorbeugenden Maßnahmen begeg-
nen – und zwar unter frühzeitiger
Ein-beziehung der Eltern (§ 2 Abs. 8
SchulG). Nach § 50 Abs. 3 SchulG
soll Schüler/-innen, deren Verset-
zung gefährdet ist, zum Ende des
Schulhalbjahres eine „individuelle
Lern- und Förderempfehlung“ ge-
geben werden; sie sollen zudem an
schulischen Förderange-boten teil-
nehmen können, um zu erreichen,
dass erkannte Lern- und Leistungs-
defizite bis zur Versetzungsentschei-
dung behoben werden.

– Mit Blick auf besonders begabte
Schüler/-innen wird in § 2 Abs. 11
SchulG neu eingefügt, dass diese

„durch Beratung und ergänzende
Bildungsangebote in ihrer Entwick-
lung gefördert“ werden.
Bedeutsam an diesen Aufträgen im

Gesetzestext ist, dass die Lernstände
der einzelnen Schüler/-innen nun-
mehr zum Ausgangspunkt der indivi-
duellen Förderung in der Schule ge-
macht werden sollen. Damit rücken
die Kompetenzen und Entwicklungs-
bedarfe der einzelnen Kinder und
Jugendlichen in den Mittelpunkt.
Schule ist gefordert, sich bei der Ge-
staltung von Lernprozessen im
Unterricht und von außerunterricht-

lichen Angeboten am Entwicklungs-
stand der/des einzelnen Schülers/-in
zu orientieren.

Eigenverantwortliche Schule
Die bereits seit einigen Jahren ein-

geleitete Entwicklung hin zu eigen-
verantwortlichen Schulen wird mit
der Überschrift zu § 3 SchulG „Schuli-
sche Selbstständigkeit, Eigenverantwor-
tung, Qualitätsentwicklung und
-sicherung“ fortgeführt und unter-
mauert. Wie bereits im Rahmen des
Modellprogramms „Selbstständige
Schule“ erprobt, sollen Schulen
schrittweise über Stellenbewirtschaf-
tung, Personalverwaltung, Einsatz
von Sachmitteln und Unterrichtsor-
ganisation selbst entscheiden kön-
nen. „Die Schulaufsichtsbehörden
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sind verpflichtet, die Schulen in ihrer
Selbstständigkeit und Eigenverant-
wortung zu beraten und zu unter-
stützen.“ (§ 3 Abs. 1 Satz 3 SchulG)
Die Leitungsaufgaben von Schullei-
tern werden hervorgehoben und aus-
gebaut; zur Stärkung der Selbstver-
waltung und Eigenverantwortung der
Schulen werden ihnen „Aufgaben
der oder des Dienstvorge-setzten über-
tragen“ (§ 59 Abs. 5 SchulG).

Mit dem neuen Schulgesetz wird
somit eine bereits vor Jahren einge-
schlagene bildungspolitische Linie
systematisch weiter verfolgt. Die ver-
stärkte Entwicklung von Schulen hin
zu selbstständig agierenden Einrich-
tungen kann ein wichtiger Impuls
für deren Öffnung und Verankerung

in den umliegenden Sozialräumen
werden. Der Prozess hin zur eigenver-
antwortlichen Gestaltung des Lern-
und Lebensraumes Schule wird, so
kann erwartet werden, auch die Zu-
sammenarbeit der Schulen mit den
Trägern der Jugendhilfe im Stadtteil
befördern.

Erhöhung der Durchlässigkeit des
Schulsystems

Mit dem neuen Schulgesetz soll die
Durchlässigkeit des Schulsystems, d.h.
der Wechsel zwischen den einzelnen
Schulformen wesentlich verbessert
werden. In § 10 Absatz 3 SchulG ist
deshalb folgender Satz 2 angefügt:
„Die Bildungsgänge sind so auf-
einander abzustimmen, dass für die
Schülerinnen und Schüler der Wech-
sel auf eine begabungsgerechte Schul-
form möglich ist (Durchlässigkeit).“
Dieser Auftrag wird in § 46 Abs. 8
SchulG für die einzelnen Schulfor-
men nochmals konkretisiert.

Im Rahmen der verbesserten indi-
viduellen Förderung von Kindern und
Jugendlichen soll Schule regelmäßig
prüfen, ob ein Aufstieg in eine höhe-
re Schulform und damit ein höher-
wertiger Bildungsabschluss ermög-
licht werden können. Diese Änderung
kann für die Jugendhilfeträger be-
deutsam sein, die mit außerschuli-
schen Bildungs- und/oder Beratungs-
angeboten zum schulischen Erfolg
ihrer Zielgruppe beitragen wollen.

Verbindlichere Übergangs-
empfehlungen für den Besuch
der weiterführenden Schule

Mit dem neuen Schulgesetz be-
kommt die schulische Empfehlung
für den Besuch der weiterführenden
Schule mehr Gewicht. Die Grund-
schule benennt gemäß § 11 Abs. 4
SchulG eine Schulform (Hauptschu-
le oder Realschule oder Gymnasium
und Gesamtschule). Ist ein Kind für
eine weitere Schulform mit Einschrän-
kungen geeignet, wird auch diese
benannt. Weiter heißt es: „Die Eltern
entscheiden nach Beratung durch
die Grundschule über den weiteren
Bildungsgang ihres Kindes in der Se-
kundarstufe I, soweit nicht nach ei-
ner pädagogischen Prognose zu die-
sem Zeitpunkt dessen Eignung für die
gewählte Schulform offensichtlich
ausgeschlossen ist. Das in der Verant-
wortung der beteiligten Schulen und
der Schulaufsicht liegende Übergangs-

verfahren wird in der Ausbildungs-
ordnung geregelt. Die abschließende
Entscheidung über eine offensichtli-
che Nichteignung trifft das Schul-
amt auf der Grundlage eines Progno-
seunterrichts.“ (§ 11 Abs. 4 SchulG)
Der Elternwille muss dann zurückste-
hen, wenn alle am Prognoseunter-
richt einbezogenen Experten/-innen
einhellig das Votum der Grundschule
stützen.

Mit diesem Verfahren sollen leis-
tungs- und entwicklungsgerechtere
Übergänge von der Grundschule in
die Sek. I erreicht werden und soll
eine Überforderung der Kinder durch
zu hohe Bildungserwartungen der
Eltern verhindert werden. Die zukünf-
tige Handhabung der Übergangsemp-
fehlungen wird seitens der Kinder-
und Jugendhilfe vor allem für die
Träger und Fachkräfte Bedeutung
haben, die außerschulische Bildungs-
und/oder Beratungsangebote für Kin-
der und Jugendliche sowie deren El-
tern bereithalten.

2. Was ändert sich für die
Kooperation von Schule und
Jugendhilfe?

Im Folgenden werden Neuregelun-
gen aufgeführt und erläutert, die für
die Kooperation von Jugendhilfe und
Schule konkrete Auswirkungen ha-
ben. Bei der Darstellung werden die
Änderungen Arbeitsfeldern der Kin-
der- und Jugendhilfe zugeordnet, die
im Gesetz selbst angesprochen wer-
den und/oder die von den Inhalten
her jeweils besonders betroffen sind.
Das schließt nicht aus, dass die hier
skizzierten Entwicklungen auch für
Träger und Mitar-beiter/-innen aus
weiteren Arbeitsfeldern bedeutsam
sein können.

Arbeitsfeld „Tageseinrichtungen
für Kinder“

Die stärkere Zusammenarbeit von
Schule und Tageseinrichtungen für
Kinder, die auch im Kooperations-
vertrag zwischen MSW und MGFFI
vereinbart wurde, wird im § 11 Abs. 3
SchulG benannt, wo als neuer Satz 3
angefügt wird: „Die Grundschule ar-
beitet mit den Eltern, den Tagesein-
richtungen für Kinder und den weiter-
führenden Schulen zusammen.“

Damit ist Schule aufgefordert, die
Zusammenarbeit mit den Fachkräf-
ten in den Tageseinrichtungen für

Fachtag „P wie
Partizipation“

am 15. November 2006

Im Rahmen der Tagungsreihe „G
wie Ganztag“ des Landesjugendam-
tes Rheinland findet nunmehr am
15.11.2006 die Veranstaltung zum
Thema Partizipation statt.

Das Konzept der Offenen Ganz-
tagsschule im Primarbereich bietet
nicht nur vielfältige Beteiligungsmög-
lichkeiten – Mitwirkung ist ein not-
wendiger Baustein bei der Einfüh-
rung der Ganztagsschule. Die Erlasse
fordern ausdrücklich die Beteiligung
der Lehrkräfte in den Schulen, der
Jugendhilfeträger, der Eltern und
auch der Kinder. Sie alle sollen aber
nicht nur zustimmen – sie sollen
mitgestalten.

Bei der Tagung werden diese Anfor-
derungen durch Fachvorträge und
Praxisbeispiele zum Thema gemacht.

Termine 2007

Auch für 2007 sind mehrere Tagun-
gen in der Reihe „G wie Ganztag“
geplant:
– „L wie Lern- und Lebenswelt“ am

27. Februar 2007
– „E wie Eltern“  am 31. Mai 2007
– „T wie Teamentwicklung“ am 19.

September 2007
– „H wie Hilfen zur Erziehung“ am 20

November 2006.
Weitere Infos & Kontakt:

Frau Dr. Kleinen, Tel. 0221/809-6940
E-Mail: karin.kleinen@lvr.de
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Kinder von sich heraus zu suchen.
Dies betrifft insbesondere die anzu-
strebende Abstimmung zwischen der
Bildungsvereinbarung, mit der die
Bildungsprozesse in den Tageseinrich-
tungen gesteuert werden, und dem
Schulfähigkeitsprofil, mit dem der
Leistungsstand der Kinder zum Schul-
beginn festgestellt wird.

Die Änderung im Schulgesetz re-
flektiert die Kooperationsverpflich-
tung, die auch das KICK, das Gesetz
zur Weiterentwicklung der Kinder-
und Jugendhilfe in § 22 a für die
Fachkräfte in den Tageseinrichtun-
gen benennt. Diese sollen mit Schu-
len zusammenarbeiten mit dem Ziel,
Kindern einen guten Übergang in die
Schule zu sichern und um die Arbeit
mit Schulkindern in Horten und al-
tersgemischten Gruppen zu unter-
stützen (§ 22 a, Abs. 2 Nr. 3).

Die Zusammenarbeit von Tagesein-
richtungen für Kinder und Schulen
erhält zudem beson-dere Relevanz
durch die im Schulgesetz vorgesehe-
ne Sprachstandsfeststellung bei Kindern
zwei Jahre vor der Einschulung. Unter
der neuen Überschrift „Vorschulische
Beratung und Förderung, Feststellung
des Sprachstandes“ wird in § 36
SchulG folgender Absatz 2 eingefügt:
„Das Schulamt stellt zwei Jahre vor
der Einschulung fest, ob die Sprach-
entwicklung der Kinder altersgemäß
ist und ob sie die deutsche Sprache
hinreichend beherrschen. Ist dies
nicht der Fall und wird ein Kind
nicht in einer Tageseinrichtung für
Kinder sprachlich gefördert, soll das
Schulamt das Kind verpflichten, an
einem vorschulischen Sprachförder-
kurs teilzunehmen. Hierdurch soll
gewährleistet werden, dass jedes Kind
vom Beginn des Schulbesuchs an dem
Unterricht folgen und sich daran
beteiligen kann. Die Schulen sind
verpflichtet, das Schulamt bei der
Durchführung der Sprachstandsfest-
stellung zu unterstützen; hierbei ist
auch eine Zusammenarbeit mit den
Kindertagesstätten und der Jugend-
hilfe anzustreben.“ In § 36 Abs. 3
SchulG wird ein entsprechendes Ver-
fahren bei der Grundschulanmel-
dung der Kinder festgeschrieben.

Bei der Feststellung des Sprachstan-
des handelt es sich um eine Maßnah-
me schulischer Art; insofern kann
auch von einem vorwirkenden Schul-
verhältnis gesprochen werden. Die
Eltern sind verpflichtet dafür Sorge

zu tragen, dass ihr Kind an den Ver-
fahren und ggf. an einem vorschuli-
schen Sprachförderkurs teilnimmt;
kommen sie dem nicht nach, han-
deln sie gemäß § 126 Abs. 1 Nr. 2 und
3 SchulG ordnungswidrig (was mit
einer Geldbuße geahndet werden
kann).

Das diagnostische Verfahren zur
Sprachstandserhebung wird zurzeit
durch das MSW entwickelt. Geklärt
wird auch noch, ob alle Kinder an
einem Testverfahren teilnehmen sol-
len – oder z.B. nur solche, bei denen
die Fachkräfte in den Tageseinrich-
tungen Probleme bei der deutschen
Sprache erkannt haben –, wer die
Sprachstandserhebung durchführt
und ob das sozialpädagogische Per-
sonal der Tageseinrichtungen betei-
ligt sein wird. Hier bleiben weitere
Regelungen und Absprachen zwi-
schen MSW und MGFFI abzuwar-
ten.

Arbeitsfelder „Tageseinrichtungen
für Kinder“ und
„Jugendhilfeplanung“

Für beide Arbeitsfelder gleicher-
maßen bedeutsam ist die beschlosse-
ne schrittweise frühere Einschulung von
Kindern in die Grundschule. In § 35
Abs. 1 SchulG heißt es: „Die Schul-
pflicht beginnt für Kinder, die bis
zum 31. Dezember das sechste Le-
bensjahr vollenden, am 1. August
desselben Kalenderjahres. Kinder, die
nach dem 30. September das sechste
Lebensjahr vollenden, werden auf
Antrag der Eltern ein Jahr später ein-
geschult.“

Die Übergangsvorschriften in Arti-
kel 7 Abs. 2 des 2. Schulrechtsände-
rungsgesetzes regeln, dass der
Stichtag für das Einschulungsalter
beginnend mit dem Schuljahr 2007/
2008 schrittweise vom 30. Juni auf
den 31. Dezember verlegt wird. Dem-
nach gilt als Stichtag für die Einschu-
lung:
– zum Schuljahr 2007/2008 der 31.

Juli,
– zum Schuljahr 2008/2009 der 31.

Juli,
– zum Schuljahr 2009/2010 der 31.

August,
– zum Schuljahr 2010/2011 der 31.

August,
– zum Schuljahr 2011/2012 der 30.

September,
– zum Schuljahr 2012/2013 der 31.

Oktober,

– zum Schuljahr 2013/2014 der 30.
November,

– zum Schuljahr 2014/2015 der 31.
Dezember.

§ 35 Abs. 1 Satz 2 SchulG findet ab
dem Schuljahr 2012/2013 Anwen-
dung.

Zu beachten ist in diesem Zusam-
menhang, dass die Schulkindergär-
ten nicht mehr existieren und dass
nunmehr alle schulfähigen Kinder
eingeschult werden. Kinder, die einer
besonderen Unterstützung bedürfen,
sollen entsprechend individuell ge-
fördert werden.

Die schrittweise Herabsetzung des
Einschulungsalters über mehrere Jahre
hinweg erlaubt den Trägern der Ju-
gendhilfe, sich auf eine Entwicklung
einzustellen, die Folgen haben wird
für die Planung von Plätzen in den
Tageseinrichtungen für Kinder und
für die Planung der Bildungs- und
Erziehungsprozesse durch die sozial-
pädagogischen Fachkräfte. Betroffen
sind aber auch die Lehrkräfte und
andere Akteure in der Primarstufe,
die im Unterricht und/oder in au-
ßerunterrichtlichen Angeboten
insbesondere der Offenen Ganztags-
schule im Primarbereich verstärkt auch
mit jüngeren Kindern werden arbei-
ten müssen.

Arbeitsfeld „Offene Ganztagsschule
im Primarbereich“

In § 9 Abs. 3 SchulG, der u.a. die
Kooperation von Schule und Jugend-
hilfe im Rahmen der Offenen Ganz-
tagsschule im Primarbereich regelt,
wird folgender Satz hinzugefügt: „Die
Erhebung von Elternbeiträgen rich-
tet sich nach § 10 Abs. 5 des Zweiten
Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes
zur Neuordnung des Kinder- und Ju-
gendhilferechtes (Gesetz über Tages-
einrichtungen für Kinder – GTK).“
Dieser wird durch Artikel 4 des 2.
Schulrechtsänderungsge-setzes gleich-
zeitig wie folgt geändert: „Der Schul-
träger oder der Träger der freien
Jugendhilfe kann für außerunterricht-
liche Angebote im Rahmen der Offe-
nen Ganztagsschule Elternbei-träge
erheben. Er soll eine soziale Staffe-
lung der Beiträge für Geschwisterkin-
der vorsehen. Er kann Beiträge für
Geschwisterkinder ermäßigen. Dies gilt

nrw
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auch für Kinder, deren Geschwister
eine Kindertageseinrichtung besu-
chen.“ (§ 10 Abs. 5 GTK)

Mit diesen Änderungen wird die
notwendige gesetzliche Ermächtigung
für die Kommunen zur sozialen Staf-
felung bei der Erhebung von Eltern-
beiträgen für außerunterrichtliche
Angebote im Rahmen der Offenen
Ganztagsschule im Primarbereich ge-
schaffen. Elternbeiträge können so-
mit auch als „Quersubventionierung“
zum Ausgleich zwischen finanzstar-
ken und finanzschwachen Eltern,
Ortsteilen und Schulen dienen.

Für die in der Offenen Ganztags-
schule im Primarbereich tätigen Fach-
kräfte und Träger ist weiterhin be-
deutsam die Aufhebung der Schulbezirke
für Grundschulen zum 01.08. 2008.
Dann entfällt der § 39 SchulG. Durch
die Aufhebung der Grundschulbezir-
ke wird den Eltern freigestellt, ihr
Kind an einer anderen als der wohn-
ortnächsten Grundschule anzumel-
den – und zwar ohne dies gegenüber

der Schulaufsichtsbehörde begrün-
den zu müssen.

Diese Regelung betrifft auch die
Jugendhilfeplanung, die sich gemäß §
80 Abs. 1 SchulG mit der Schulent-
wicklungsplanung abstimmen soll
(siehe weiter unten) und dabei u.a.
klären muss, welche Folgen es für
Angebote der Jugendhilfe hat, wenn
ein Teil der Kinder zukünftig nicht
mehr automatisch die nächstgelege-
ne Grundschule besuchen wird, son-
dern eine außerhalb des Wohnvier-
tels.

Arbeitsfeld „Allgemeiner sozialer
Dienst/Hilfen zur Erziehung“

Von zentraler Bedeutung für den
Allgemeinen sozialen Dienst der Ju-
gendämter und die in diesem Arbeits-
feld tätigen Träger sind die Änderun-
gen in § 42 SchulG zum Thema „Wohl
der Kinder und Jugendlichen“. Nach
Absatz 5 wird dort folgender Absatz 6
neu eingefügt: „Die Sorge für das
Wohl der Schülerinnen und Schüler
erfordert es, jedem Anschein von Ver-
nachlässigung oder Misshandlung
nachzugehen. Die Schule entschei-
det rechtzeitig über die Einbeziehung
des Jugendamtes oder anderer Stel-
len.“

Der damit konkretisierte Schutz-
auftrag der Schule gegenüber den ihr
anvertrauten Schüler/-innen reflek-
tiert den Auftrag, den das Gesetz zur
Weiterentwicklung der Kinder- und
Jugendhilfe (kurz: KICK) in § 8 a
formuliert. Die Träger und Fachkräf-
te der Kinder- und Jugendhilfe sind
demnach dazu verpflichtet, Gefah-
ren für das Wohl von Kindern und
Jugendlichen zu erkennen und abzu-
wenden.

Die Regelungen in KICK und
SchulG haben somit besondere Rele-
vanz für alle Bereiche, in denen Ju-
gendhilfe und Schule eng zusammen
arbeiten. Dazu gehören insbesondere
die Offene Ganztagsschule  sowie Ganz-
tagsangebote in der Sek. I und Sek. II, die
von Jugendhilfeträgern oder ande-
ren Trägern in Schulen bzw. in enger
Abstimmung mit Schulen geplant
und durchgeführt werden.

Auch wenn beide Gesetze nunmehr
eindeutige Verpflichtungen zum
Schutz von Kindern und Jugendli-
chen formulieren, bleibt die Anfor-
derung für die Akteure vor Ort, hierzu
passende Vereinbarungen und Instru-
mente zu entwickeln. Dabei wird u.a.

noch zu klären sein, ob die Kriterien
der Jugendhilfe für Kindeswohlge-
fährdung und die der Schule für Ver-
nachlässigung und/oder Misshand-
lung identisch sind oder ob hier ein
Abstimmungsbedarf besteht – was
bisherige Erfahrungen aus der Zu-
sammenarbeit von Schule und Ju-
gendhilfe erwarten lassen.

Ein weiteres Thema sind die beste-
henden jeweiligen Regelungen zum
Datenschutz, die trotz des beiderseiti-
gen gesetzlichen Auftrags weiterhin
Gültigkeit besitzen. Das betrifft auch
andere hier aufgelistete Schnittstel-
len wie die Zusammenarbeit bei der
Sprachstandserhebung. – Unterstüt-
zung verspricht hier eine Arbeitshil-
fe, die das Landesjugendamt Rhein-
land mit den Bezirksregierungen Köln
und Düsseldorf, Schulabteilung,
zurzeit zum Datenschutz bei der ein-
zelfallbezogenen Zusammenarbeit
erarbeitet. Auch das MSW will die
Verordnung über die zur Verarbei-
tung zugelassenen Daten von Schü-
ler/-innen und Erziehungsberechtig-
ten fortschreiben.

Für den Allgemeinen sozialen Dienst
der Jugendämter und die in diesem
Arbeitsfeld tätigen Träger weiterhin
Bedeutung haben die Änderungen
im neuen Schulgesetz zum Schul-
schwänzen. Gemäß § 41 Abs. 4 SchulG
können Schulpflichtige, wenn eine
pädagogische Einwirkung erfolglos
bleibt, „auf Ersuchen der Schule oder
der Schulaufsichtsbehörde von der
für den Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt zuständigen Ord-
nungsbehörde der Schule zwangsweise
(…) zugeführt werden. Das Jugend-
amt ist über die beabsichtigte Maß-
nahme zu unterrichten.“ In dem
nachfolgenden Abs. 5 wird festgehal-
ten, dass Eltern von den Schulauf-
sichtsbehörden nunmehr durch
Zwangsmittel zur Erfüllung ihrer
Pflichten gemäß Abs. 1 – „Teilnahme
am Unterricht“ – angehalten werden
können; hierbei handelt es sich um
eine Ermächtigungsgrundlage für
mögliche Zwangsmaßnahmen gegen
Eltern.

Mit der Informationspflicht der
Jugendämter soll erreicht werden, dass
ggf. parallel laufende Hilfemaßnah-
men (z.B. der Erziehungsberatung oder
der sozialpädagogischen Familienhil-
fe) bei der Entscheidung über not-
wendige Interventionen von schuli-
scher Seite berücksichtigt werden.

Infos, Beratung
und Fortbildung

zum „Ganztag“ im
LJA Rheinland

Fachberatung „Offene
Ganztagsschule im Primarbereich“

Die Fachberatung im Landesjugend-
amt Rheinland informiert und berät
Kommunen (Jugend- und Schulver-
waltungsämter), freie Trägerzusam-
menschlüsse auf kommunaler und

Landesebene sowie Jugendhilfe- und
Schulausschüsse zur Einführung der

Offenen Ganztagsschule im
Primarbereich.

Ansprechpartner/-in sind:

im Regierungsbezirk Düsseldorf
Frau Dr. Kleinen, Tel. 0221/809-6940

E-Mail: karin.kleinen@lvr.de

im Regierungsbezirk Köln
Herr Mavroudis, Tel. 0221/809-6932
E-Mail: alexander.mavroudis@lvr.de

Weitere Infos & Materialien der Fach-
beratung rund um den „Ganztag“

unter:
www.jugend.lvr.de/Fachthemen/

Jugendhilfe+und+Schule/
Ganztagsschule/
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Außerdem können auf diesem Wege
frühzeitig zwischen Jugendhilfe und
Schule abgestimmte Hilfemaßnah-
men für Schüler/-innen entwickelt
werden, bei denen der schulische Bil-
dungserfolg gefährdet ist – zum Bei-
spiel durch Beratungs- und Förderan-
gebote von Beratungsstellen, in
Jugendwerkstätten, Schulmüdenpro-
jekten oder anderen Einrichtungen
der Jugendsozialarbeit.

Eine weitere Änderung, bei der die
Kinder- und Jugendhilfe nicht direkt
angesprochen wird, die jedoch für
den Allgemeinen sozialen Dienst der
Jugendämter und die in diesem Ar-
beitsfeld tätigen Träger von Interesse
sein kann, gibt es im § 20 Abs. 5
SchulG: Der Schulträger kann dem-
nach „Förderschulen zu Kompetenzzen-
tren für die sonderpädagogische Förde-
rung ausbauen. Sie dienen der
schulischen Förderung von Schüler-
innen und Schülern mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf und Ange-
boten zur Diagnose, Beratung und
ortsnahen präventiven Förderung.“

Auch hier ist eine enge Abstim-
mung zwischen Jugendhilfe- und
Schulentwicklungsplanung gemäß §
80 Abs. 1 SchulG (siehe weiter unten)
zu empfehlen, um mögliche Koope-
rationen mit Beratungsdiensten wie
der Familien- und/oder Erziehungs-
beratung, den Hilfen zur Erziehung,
aber auch mit Beratungs- und Förde-
rangeboten der Jugendsozialarbeit zu
prüfen.

Arbeitsfeld „Jugendsozialarbeit“

In § 5 Abs. 2 SchulG werden die
Wörter „und Hilfen zur beruflichen
Orientierung geben“ neu eingefügt, es
heißt nun: „Schulen sollen in ge-
meinsamer Verantwortung mit den
Trägern der öffentlichen und der frei-
en Jugendhilfe, mit Religionsgemein-
schaften und mit anderen Partnern
zusammenarbeiten, die Verantwor-
tung für die Belange von Kindern,
Jugendlichen und jungen Volljähri-
gen tragen und Hilfen zur berufli-
chen Orientierung geben.“

Der Auftrag an Schulen, die Zu-
sammenarbeit mit u.a. den Trägern
der Kinder- und Jugend-hilfe von sich
heraus zu suchen, wird untermauert.
Zudem wird der Kooperation im
Übergang von der Schule in den Be-
ruf besonderes Gewicht beigemessen.
Dies betrifft insbesondere die Träger
von Angeboten und Einrichtungen

der Jugendsozialarbeit, also Jugend-
werkstätten, Beratungs-stellen für
Jugendliche sowie Schulmüdenpro-
jekte.

Arbeitsfeld „Jugendhilfeplanung“

Neben den bereits zuvor aufgeführ-
ten Punkten wird das Arbeitsfeld der
Jugendhilfeplanung konkret in § 80
Abs. 1 SchulG angesprochen, wo fol-
gender neuer Satz angefügt wird:
„Schulentwicklungsplanung und Jugend-
hilfeplanung sind aufeinander abzustim-
men.“

Diese Ergänzung reflektiert den in §
7 Kinder- und Jugendförderungsge-
setz (3. AG-KJHG - KJFöG) formulier-
ten Auftrag an die örtlichen Träger
der öffentlichen Jugendhilfe, „im
Rahmen einer integrierten Jugend-
hilfe- und Schulentwicklungspla-
nung ein zwischen allen Beteiligten
abgestimmtes Konzept über Schwer-
punkte und Bereiche des Zusammen-
wirkens und über Umsetzungsschrit-
te“ zu entwickeln (Abs. 3).

Bedeutsam für das Arbeitsfeld Ju-
gendhilfeplanung könnte weiterhin
die Neuordnung der Sek. I und der gym-
nasialen Oberstufe sein (Abitur nach
12 Schuljahren). In § 16 Abs. 2 SchulG
wird festgelegt, dass das Gymnasium
„die Klassen 5 bis 9, in der Aufbau-
form die Klassen 7 bis 10 (Sek. I) und
die gymnasiale Oberstufe (Sekundar-
stufe II)“ umfasst. § 18 Abs. 1 SchulG
regelt, dass die gymnasiale Oberstufe
sich in die einjährige Einführungs-
phase und die zweijährige Qualifika-
tionsphase gliedert. Sie umfasst im
Gymnasium die Jahrgangsstufen 10
bis 12 und in der Gesamtschule die
Jahrgangsstufen 11 bis 13. Gemäß
Übergangsvorschrift in Artikel 7 des
2. Schulrechtsänderungsgesetzes sind
diese Regelungen erstmals auf die
Schüler/-innen anzuwenden, „die
sich im Schuljahr 2005/2006 in der
Klasse 5 befinden“ (Abs. 1).

Die damit einhergehende schritt-
weise Reduzierung der Schuljahre und
der frühere Eintritt eines Teils der
Jugendlichen in Ausbildung, Studi-
um oder Beruf wird bei der Planung
von Angeboten der Jugendhilfe (Ju-
gendeinrichtungen, Angebote im
Übergang von der Schule in den Be-
ruf) zu berücksichtigen sein.

Abschließend ist festzuhalten, dass
hier nur Änderungen im Rahmen des
2. Schulrechts-änderungsgesetzes be-
trachtet wurden. Die Kooperation

nrw
von Jugendhilfe und Schule war schon
zuvor im Schulgesetz des Landes NRW
verankert; die entsprechenden Passa-
gen sind hier unberücksichtigt ge-
blieben. Hinzu kommt, dass die Zu-
sammenarbeit von den Akteuren in
Schule und Jugendhilfe nicht nur
dort gesucht werden sollte, wo Schul-
gesetz und/oder Gesetze aus dem Be-
reich der Kinder- und Jugendhilfe
dies ausdrücklich einfordern.

Exemplarisch ist § 44 Abs. 5 SchulG
zu nennen, wo es heißt: „Die Schule
soll Eltern sowie Schülerinnen und
Schüler in Fragen der Erziehung, der
Schullaufbahn und des weiteren Bil-
dungswegs beraten. Sie arbeitet
hierbei insbesondere mit dem schul-
psychologischen Dienst und der
Berufsberatung zusammen.“ Wenn-
gleich Dienste und Angebote der Ju-
gendhilfe nicht genannt werden,
sollten sich im Sinne von § 5 SchulG
sowie § 7 Kinder- und Jugendförde-
rungsgesetz sowohl Beratungsdiens-
te aus dem Bereich der Erziehungsbe-
ratung als auch Beratungsstellen der
Jugendsozialarbeit gefordert sehen die
Zusammenarbeit mit Schulen zu
suchen.

Von daher stellen die mit dem 2.
Schulrechtsänderungsgesetz einher-
gehenden Änderungen „nur“ einen
weiteren, allerdings sehr wichtigen
Baustein für die weitere strukturelle
Verankerung der Kooperation von
Jugendhilfe und Schule in Nordrhein-
Westfalen dar.

Weitere Infos und Materialien zur
Gesetzesnovellierung wie den Text

des 2. Schulrechtsänderungsgesetzes
gibt es im Internet unter:

http://www.bildungsportal.nrw.de/BP/
Schulrecht/Gesetze/SchulG_Info/

index.html
Kontakt:

Landschaftsverband Rheinland,
Landesjugendamt, 50663 Köln

Ansprechpartner: Fachberatung
„Kooperation von Jugendhilfe und

Schule“, Herr Mavroudis,
Telefon 0221/809-6932, E-Mail:

alexander.mavroudis@lvr.de,
Herr Schaefer, Telefon 0221/809-6234,

E-Mail: hp.schaefer@lvr.de
www.jugend.lvr.de
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„Es ist eine Bereicherung für die
Schulen, wenn engagierte Bürger-
innen und Bürger im außerschuli-
schen Bereich ihren Beitrag zur Be-
treuung und Bildung von Kindern
und Jugendlichen leisten“, sagte Kul-
tusminister Helmut Rau anlässlich
der Unterzeichnung der Rahmenver-
einbarung zum Jugendbegleiterpro-
gramm zwischen Land, Vertretern
kommunaler Landesverbände und
anderer Institutionen und begrüßte
die hohe Resonanz, die das Programm
bei den Schulen findet.

„Ziel muss es sein, die Schule für
außerschulische Partner weiter zu öff-
nen und qualifiziertes Ehrenamt von
Vereinen, Verbänden, Kirchen und
Eltern in die Ganztagsbetreuung zu
integrieren.“

Zunächst ist die Durchführung ei-
ner Modellphase vorgesehen. Alle 242
interessierten Schulen, die sich dafür
beworben haben und die Betreuungs-
angebote mit Jugendbegleitern für
ihre Schülerinnen und Schülern er-
möglichen möchten, konnten be-
rücksichtigt werden. Ab März starten
die Schulen in die erste Modellphase.
Interessierte Schulen, die sich noch
nicht beworben haben, können sich
für eine zweite Modellphase anmel-
den, die ab 1. Februar 2007 beginnt.

Zu Beginn der Modellphase wer-
den sich die Schulen vor Ort um
Kooperationspartner in Verbänden,
Vereinen und Institutionen bemü-
hen. Um das Jugendbegleiterpro-
gramm zu etablieren, wird geraten,
Koordinierungsgruppen an den Schu-
len zu bilden, die sich mit der Erstel-
lung des Wochenplans für die neuen
Betreuungsangebote befassen. In ihm
wirken Vertreter der Kommunen und
der kooperierenden Institutionen mit.

Jugendbegleiter an
Ganztagsschulen in
Baden-Württemberg
242 Schulen nehmen an erster Modellphase
zum Jugendbegleiter-Programm teil

Eine weitere Hilfestellung bietet der
Rahmenkatalog, der allen Beteiligten
Ende März zur Verfügung gestellt wird.
Dieses Praxishandbuch enthält Adres-
sen und Informationen über regio-
nale Ansprechpartner der beteiligten
Verbände, Vereine und Institutionen
und wird laufend aktualisiert. Fragen
zum Einstieg in das Programm oder
zur organisatorischen Abwicklung
können die Beteiligten in so genann-
ten Regionalkonferenzen vor Ort klä-
ren, die sukzessive stattfinden wer-
den. Eine permanente Beratung und
Betreuung erhalten die Schulen durch
die Servicestelle Jugend bei der Ju-
gendstiftung Baden-Württemberg,
die eine Hotline anbieten wird. Ein
Internet-Auftritt zum Jugendbeglei-
terprogramm wird vorbereitet.

Um die modellbedingten Mehrkos-
ten abzudecken, erhalten Schulen
ein Budget, über das sie in eigenver-
antwortlich entscheiden. Für Schu-
len, die vier bis zehn Jugendbeglei-
terstunden pro Woche einrichten,
sind 2.000 Euro pro Jahr als Landes-
zuschuss für Planung und Aufbau
des Programms (einschließlich Lan-
desanteil an der Aufwandspauscha-
le) vorgesehen. Für Schulen mit elf
bis 20 Jugendbegleiterstunden pro
Woche gewährt das Land einen Zu-
schuss von 4.000 Euro. Eine Auf-
stockung des Schulbudgets durch
kommunale Gelder oder Sponsoren-
beiträge ist seitens des Landes er-
wünscht.

„Das Jugendbegleiterprogramm ist
kein starres von oben aufgesetztes
Programm, sondern ein individuell
zu entwickelndes Angebot vor Ort an
jeder einzelnen Schule“, bekräftigte
Rau. Die Rahmenvereinbarung liefe-
re den nötigen Spielraum dazu. Sie
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sehe vor, dass Jugendbegleiter eigen-
ständige Bildungs- und Betreuungs-
angebote im Rahmen des Ganztags-
betriebs in der Primar- und Sek. I
übernehmen. Die Jugendbegleiter
kooperierten mit der Schulgemein-
schaft, insbesondere den Lehrkräf-
ten. Die pädagogische, fachliche und
organisatorische Aufsicht obliege der
Schulleitung. Das Angebot der ein-
zelnen Jugendbegleiter, die Nutzung
von Räumen und anderen Lernorten
werde von der Schulleitung geneh-
migt.

Um eine zuverlässige Betreuung zu
gewährleisten, verpflichten sich die
Jugendbegleiter für mindestens ein
Schulhalbjahr an der Schule tätig zu
sein. Schüler können die Angebote
in den Bereichen Sport, Gesang, Or-
chester, Chor, Instrumentalmusik,
Kunst, Medien, Theater, Literatur,
Heimat, Geschichte, Wirtschaft,
Umwelt und Naturwissenschaften
freiwillig wahrnehmen. Die Jugend-
begleiter können auch Streitschlich-
terschulung, Erste-Hilfe-Kurse,
Mittagstisch- und Hausaufgabenbe-
treuung, interkulturelle Arbeit mit
Kindern aus Migrantenfamilien oder
direktes soziales Engagement anbie-
ten. „Jugendbegleitung orientiert sich
an den konkreten lokalen Gegeben-
heiten, Bedürfnissen und Partnern.
Deshalb ist eine enge Zusammenar-
beit von Schule, Vereinen, Kirchen,
Kommunen und Eltern innerhalb
der Schulgemeinschaft ein wesentli-
cher Bestandteil“, sagte Rau.

Die Grundqualifikation für ihre
Tätigkeit ist in der Regel durch die
Ausübung eines qualifizierten Ehren-
amtes nachgewiesen. Darüber hin-
aus wird ein besonderes Qualifizie-
rungsprogramm gestartet, das rund
40 Stunden umfasst und in drei Mo-
dule - Pädagogik, Organisation und
Praxis - aufgeteilt ist. Es wird von
Bildungsakademien, Kirchen, Verei-
nen und Verbänden angeboten.

Das Modellprogramm soll voraus-
sichtlich zum 1. August 2010 in die
Regelphase übergehen und bis 2014
stufenweise den flächendeckenden
und bedarfsorientierten Endausbau
erreichen.

09.03.2006

www.ganztagsschulen.org

Der bundesweite Ausbau von Ganz-
tagsschulen unterliegt ständigen Ver-
änderungsprozessen. Immer wieder
werden auch die Rahmenbedingun-
gen für Kooperationen zwischen
Ganztagsschulen und außerschuli-
schen Trägern in den Ländern neu
geregelt. Informationen auf dem
neuesten Stand bietet die überarbei-
tete „Ländersynopse für Kooperatio-
nen“ der Bundesvereinigung Kultu-
relle Jugendbildung.

So fördert z. B. die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen mit ihrem
Programm „Kultur und Schule“
neuerdings Kunst- und Kulturprojek-
te an allgemeinbildenden Schulen.
In Baden-Württemberg unterbreiten
seit März 2006 engagierte Freiwillige
aus Vereinen und Verbänden im Rah-
men des „Jugendbegleiterprogramms“
Angebote im Ganztag. Mecklenburg-
Vorpommern erlässt eine neue Ver-
waltungsvorschrift zur Arbeit in der
Ganztagsschule.

Dies sind nur drei Beispiele aus
einer Fülle von Neuregelungen. Um
den Trägern und Einrichtungen kul-
tureller Bildungsarbeit an Ganztags-

Sechzehn mal anders:
Die Entwicklung der

Ganztagsschulen
Ländersynopse bietet aktuelle Informationen

über Rahmenbedingungen der Kooperation
mit Ganztagsschulen

schulen den derzeitigen Stand dieser
Entwicklungen zur Verfügung zu stel-
len, hat „Kultur macht Schule“ – das
bundesweite Netzwerk für Kooperati-
onen der Bundesvereinigung Kultu-
relle Jugendbildung (BKJ) – seine Län-
dersynopse zur Jugendkulturarbeit im
Ganztag aktualisiert. Der Länderver-
gleich bietet einen Überblick über die
landesspezifischen Rahmenbedin-
gungen für Kooperationen sowie über
die praktische Umsetzung in den
Bundesländern. Zudem liefert er für
jedes Land eine umfangreiche Link
und Kontaktdatensammlung (…)

Die Ländersynopse steht sowohl als
Gesamtdokument als auch aufgeteilt

in einzelne Länderkapitel auf der Web-
page von „Kultur macht Schule“ zum

kostenlosen Download bereitt:
www.kultur-macht-schule.de/11.0.html

Kontakt:
Bundesvereinigung Kulturelle

Jugendbildung, Küppelstein 34, 42857
Remscheid. Ansprechpartnerin:

Brigitte Schorn, Telefon 02191/794-394,
E-Mail: schorn@bkj.de

www.bkj.de

Öffnung von Schule und partnerschaftliche
Kooperation

Materialien im Ganztagsschulportal
www.gangtaegig-lernen.de

Die Fülle an Informationen erschwert nicht selten die Suche nach passen-
den Hilfen für die eigene Arbeit. Deshalb werden in fünf „Werkstätten“  im
Rahmen des BLK-Programms „Ideen für mehr! Ganztägig lernen.“ Fachfragen
von und für Schulen mit ganztägigen Bildungsangeboten praxisorientiert
aufgearbeitet. Vorhandenes Wissen zu eigenen Problemstellungen wird ge-
bündelt und für Schulentwicklungsprozesse aufbereitet. Die Werkstätten
stellen ihre Arbeitsergebnisse interessierten Schulen in Form von Handlungs-
empfehlungen, vertiefenden Informationen, Materialien und Lösungsvor-
schlägen u.a. über das Ganztagsschulportal www.gangtaegig-lernen.de bereit.
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Ob „Integrationsgipfel“, „Woche
der ausländischen Mitbürger“ oder
„Tag der Integration“ – die Bemü-
hungen auf politischer und kirchli-
cher Ebene, in der Gesellschaft ein
Klima der interkulturellen Verständi-
gung zu schaffen, sind unüberseh-
bar. Zugleich wissen viele Pädagogen
aus der alltäglichen Praxis in Schulen
und Kindergärten, wie weit und be-
schwerlich der Weg von der
theoretischen Diskussion
um die Integration von
Fremden zu einem friedli-
chen, gleichberechtigten
Miteinander von Menschen
aus unterschiedlichen Kul-
turen sein kann. Praxisna-
he Ideen und konkrete Im-
pulse für interkulturelles
Lernen bietet hier das er-
folgreiche LIFE-Konzept, das
die BMW Group zusammen
mit dem Staatsinstitut für
Schulqualität und Bildungs-
forschung 1996 ins Leben
gerufen und seither konti-
nuierlich erweitert hat.

Multikulturalität ist in
Deutschland – wie auch in
vielen anderen Ländern – gesellschaft-
licher Alltag: Rund 6,7 Millionen
ausländische Mitbürger und mehr
als 14 Millionen Menschen mit Mig-
rationshintergrund leben hierzu-
lande.  Und in wenigen Jahren könn-
ten vielerorts – so prognostiziert der
Bevölkerungsforscher Herwig Birg –
die unter 40-jährigen Deutschen nur
noch eine Minderheit unter anderen
Minderheiten sein. Es geht somit nicht
mehr um das „Ob“, sondern bereits
um das „Wie“ sich unsere nationale
in eine interkulturelle Gesellschaft
verwandelt.

Von gemeinsamer Verschiedenheit
lernen

Gefragt sind also wissenschaftlich
fundierte Strategien wie auch kon-

Brückenbauer zwischen
fremden Kulturen
Das LIFE-Konzept als nachhaltiger Impulsgeber  interkulturellen
Lernens feiert 10-jähriges Jubiläum

krete Projekte, die das Verständnis für
fremde Kulturen, Sprachen und Reli-
gionen fördern. Das LIFE-Konzept
motiviert Menschen, die sich dieser
Herausforderung auf theoretischer
und praktischer Ebene stellen, in vie-
lerlei Hinsicht: So bietet die Ideen-
und Materialsammlung LIFE eine Fülle
von Hilfen und Anregungen zur
Umsetzung interkulturellen Lernens

– im schulischen Unterricht, im vor-
schulischen Bereich sowie in der päd-
agogischen Arbeit in Institutionen
und Freizeiteinrichtungen.

Unter dem Motto „Von gemeinsa-
mer Verschiedenheit lernen“ stellt die
BMW Group kostenlos allen Interes-
sierten neben dem Video „REE! –
Aspekte interkulturellen Lernens“ und
der CD-Rom „Grenzenlos – Sprachen
beherrschen, Grenzen überwinden“
den umfassenden LIFE-Ordner zur
Verfügung. Die in dieser Reihe jüngst
erschienene 4. Ergänzungslieferung
„Fremde Sprache Literatur“ beleuch-
tet beispielsweise, wie das Lesen von
Märchen, Sagen und Lyrik bei Kin-
dern und Jugendlichen Neugierde
und Offenheit für fremde Welten
hervorrufen und zu einem interkul-

turellen Dialog über Eigenes und Frem-
des anregen kann.

Die Differenz als produktive Kraft:
Die Philosophie des LIFE-Konzepts

Unterschiede nicht zu nivellieren,
sondern als Bereicherung schätzen
zu lernen – darauf zielen auch die
Praxismaterialien und didaktischen
Modelle der ersten drei Ergänzungs-

lieferungen zu dem
Grundwerk LIFE ab,
die unter den Titeln
„Verstehen und Ver-
ständigung“, „Spra-
chen der Kulturen“
sowie „Bilder der Kul-
turen“ erschienen
sind.  Ziel interkul-
turellen Lernens ist
es keineswegs, den
Fremden vollständig
zu verstehen – so
hebt Professor Dr.
Hans Hunfeld in sei-
nen „Thesen zum
L I F E - K o n z e p t “
hervor –, „sondern
vielmehr eine Hal-
tung der Neugier, des

Respekts und des lebenslangen Ler-
nens zu entwickeln“.

Grenzgänger gesucht und
ausgezeichnet

Auch der seit 1997 jährlich verlie-
hene „BMW Group Award für Inter-
kulturelles Lernen“ ist als Bestandteil
des LIFE-Konzepts zu einem wichti-
gen Impulsgeber auf nationaler und
internationaler Ebene geworden. „Die
Auszeichnung bedeutet uns sehr viel
und ist ein großer Ansporn, weiter zu
machen“, unterstreicht Rektorin Sil-
via Selle-Merkle die Motivationskraft
des BMW Group Award für Interkul-
turelles Lernen. Ihre Münchner
Grundschule wurde 2005 für das Pro-
jekt „Schule macht Integration/Inte-
gration macht Schule (IMS)“ ausge-
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„Ob Deutsche, Türken, Vietname-
sen oder Afrikaner – der Alltag in
unserer Gesellschaft ist vielfach vom
Neben- und Miteinander der unter-
schiedlichsten Kulturen geprägt“, er-
klärt der Parlamentarische Staatssek-
retär im Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, Dr. Hermann Kues, auf dem
1. Bundesfachkongresses Interkultur
in Stuttgart. „Für ein respektvolles
Zusammenleben sind interkulturelle
Kompetenz und der Dialog zwischen
den Religionen von zentraler Bedeu-
tung. Die Bundesregierung hat dieses
erkannt und bereits im Koalitions-
vertrag entsprechende Eckpunkte fest-
geschrieben. In den nächsten zwei
bis drei Jahren werden wir einen na-
tionalen Integrationsplan entwi-
ckeln, an dem alle relevanten gesell-
schaftlichen Gruppierungen beteiligt
sind. Unser Ziel ist es, dass sich alle
Seiten zur Einhaltung grundsätzli-
cher gesellschaftlicher und religions-
politischer Leitlinien verpflichten.“

Veranstaltet wird der 1. Bundesfach-
kongress Interkultur vom Bundesfa-
milienministerium in Zusammenar-
beit mit dem Forum der Kulturen
Stuttgart e.V. Ziel der Tagung ist es,
die Debatten zur Kultur- und Bil-
dungspolitik sowie zur Integrations-
und Entwicklungspolitik zusammen-

zuführen. Zudem sollen neue Politik-
und Arbeitsansätze für die kommu-
nale Praxis entwickelt werden.

Die Bundesregierung fördert die
interkulturelle Akzeptanz in der Be-
völkerung nachhaltig. Mit dem Akti-
onsprogramm „Jugend für Toleranz
und Demokratie – gegen Rechtsextre-
mismus, Fremdenfeindlichkeit und
Antisemitismus“ hat der Bund seit
dem Jahr 2001 bis Ende Dezember
2006 rund 4.500 Projekte mit insgesamt
192 Millionen Euro unterstützt. Mit
dem Folgeprogramm „Förderung von
Vielfalt, Toleranz und Demokratie“
stellt die Bundesregierung von 2007
an jährlich rund 19 Millionen Euro
für den Kampf gegen Extremismus,
Fremdenfeindlichkeit und Antisemi-
tismus zur Verfügung. „Das neue Pro-
gramm ist auf Dauer angelegt und
wird insbesondere die Strukturen vor
Ort stärken“, betont Staatsekretär Dr.
Kues. Lokale Projekte und überregio-
nal wirksame Modelle des interkultu-
rellen und interreligiösen Lernens
werden den Schwerpunkt bilden.
„Ein Gemeinwesen, das Vielfalt inte-
griert und hervorbringt und Demo-
kratie und Toleranz stärkt, wird vor
allem durch bürgerschaftliches Enga-
gement hervorgebracht“, so Dr. Kues.

 BMFSFJ, 01.10.2006
www.bmfsfj.de

Erster Bundesfachkongress Interkultur
in Stuttgart eröffnet
Staatssekretär Dr. Kues: „Interkulturelle Kompetenz und
Dialog der Religionen sind von zentraler Bedeutung“
Pressemitteilung des BMFSFJ

Sie sind auch ein
interkultureller
Grenzgänger?
Dann bewerben Sie sich…

…bis zum 20. Oktober 2006 in der
Kategorie „Theorie“ mit einer wissen-
schaftlichen Arbeit oder in der Kate-
gorie „Praxis“ mit einem Projekt, das
interkulturelle Lernkonzepte in die
Tat umsetzt und sich an der Philoso-
phie des LIFE-Konzepts orientiert –
ob in einem Kindergarten, einer Schu-
le, einer sozialen Einrichtung oder
auch einer privaten Initiative.  Eine
international besetzte Jury mit Ex-
perten aus Wissenschaft, Forschung
und Praxis wird die besten Arbeiten
und Projekte im Rahmen einer feier-
lichen Jubiläumsveranstaltung aus-
zeichnen. Der BMW Group Award
für Interkulturelles Lernen ist mit Prä-
mien in Höhe von insgesamt 22.500,-
Euro dotiert.

Weitere Infos unter:
www.bmwgroup.com/award-life.

Die Teilnahmeunterlagen sowie alle
Materialien aus der LIFE-Reihe können

kostenlos per Mail an
presse@bmw.de angeforder t werden!

Vielfalt – Menschenrechte – Partizipation
Programmförderung 100 x 1000

Ihr – Zielgruppe sind 12 -27 jährige – habt eine gute Idee und wollt daraus
ein Projekt machen? Dann könnt ihr euch bei „alle anders – alle gleich: 100
x 1000“ für finanzielle Unterstützung bewerben: Es gibt 100 mal bis zu 1000,-
EUR für spannende Projekte, die von oder mit Jugendlichen organisiert und
durchgeführt werden.

100 x 1000 sucht Projekte von Jugendlichen, mit Jugendlichen, für Jugend-
liche in der Zeit von Oktober 2006 bis September 2007. 100 x 1000 will Lust
machen, sich mit den Themen Vielfalt, Menschenrechte und Partizipation zu
beschäftigen. 100 x 1000 will unterstützen, um die Botschaft der Kampagne
vor Ort kreativ, innovativ und aktuell umzusetzen: Macht aufmerksam auf
vorhandene (gesellschaftliche) Vorurteile und Diskriminierungen, fördert ein
positives Verständnis von Vielfalt, macht Chancen und Schwierigkeiten eines
multikulturellen Miteinanders bewusst, tretet für Menschenrechte ein oder
zur gesellschaftlichen Partizipation Jugendlicher bei. 

Infos und Antragsunterlagen unter: www.jugendkampagne.de

zeichnet. Ob aus Deutschland, Israel,
Guatemala, Südafrika, Indien, Bul-
garien oder USA: Alle nationalen und
internationalen Preisträger haben
bewiesen, dass interkulturelles Ler-
nen eine Brücke der Toleranz und
Solidarität schlagen kann – zwischen
politischen Feinden, unterschiedli-
chen Kulturen und Religionen, zwi-
schen Menschen aus armen und
reichen Ländern sowie aus unterschied-
lichen Schichten. Und mit Blick auf
die aktuelle Ausschreibung 2006 be-
tont Michael Kirsch, Leiter Public
Relations der BMW AG: „Wir sind
stolz, die gelungensten Beispiele in-
terkulturellen Lernens bereits zum
zehnten Mal mit dem BMW Group
Award würdigen und fördern zu kön-
nen, und freuen uns deshalb auf
zahlreiche neue, interessante Ideen
und Impulse!“

Kontakt: Stefanie Wolff-Heinze,
PRpetuum GmbH, Hohenzollernstr. 27,

80801 München, Telefon 04144/
7301511, E-Mail: a.wolff-

heinze@prpetuum.de

www.prpetuum.de
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bund
Die Formel der gegenwärtigen de-

mografischen Umwälzung lautet
Weniger – Älter – Bunter. Dabei ist
mit „Bunter“ der multikulturelle Viel-
klang im alltäglichen Deutschland
gemeint, der das Resultat jahrzehnte-
langer Zuwanderung nach Deutsch-
land ist. Franz Hamburger(1) weist auf
die historischen Dimensionen der Mi-
gration in Deutschland nach 1945
hin: 12 Millionen Ostflüchtlinge, 12
Millionen „Gastarbeiter/-innen“ und
2,4 Millionen Aussiedler und Aus-
siedlerinnen, dazu viele verschiedene
Flüchtlings- und Bürgerkriegsflücht-
lingsgruppen.

Erst im Jahre 2004 erkennt die Mehr-
heit der politischen Kräfte in Deutsch-
land an, dass Deutschland ein Ein-
wanderungsland ist und dass die
Einwanderung gezielt und mit bei-
derseitigen Integrationsverpflichtun-
gen gesteuert werden muss. Die Folge
ist: Seit dem 01.01.2005 ist das Zu-
wanderungsgesetz in Kraft, es gilt
auch für Minderjährige ohne deut-
schen Pass und setzt sich aus verschie-
denen Artikelgesetzen zusammen.
Davon löst vor allem das Aufent-
haltsgesetz das Ausländergesetz von
1990 ab. Das Zuwanderungsgesetz
beinhaltet für Minderjährige ohne

Das Zuwanderungsgesetz
und die Kinder- und
Jugendhilfe
von Rainer Kascha

deutschen Pass a.) Regeln für die Ein-
wanderung, den Aufenthalt, die Aus-
weisung, die Wiederkehrmöglichkei-
ten und den Erwerb der deutschen
Staatsangehörigkeit und b.) Integra-
tionsanforderungen an Jugendhilfe
und Schule.

Regeln

Die Zuwanderung und der Aufent-
halt von Minderjährigen erfolgt in
der Regel als Familiennachzug (mit
eigenständigen Aufenthaltsrechten
der Kinder), zu Ausbildungszwecken
oder aus humanitären Gründen. An
vielen Stellen des Gesetzes gibt es
erleichterte Regeln für Minderjährige
(besonderer Ausweisungsschutz, Er-
werb der deutschen Staatsangehörig-
keit, ermäßigte Gebühren, etc.) und
spezifische Bestimmungen (Recht auf
Wiederkehr, etc.). Jedoch kommt es
zwischen dieser Ausländergesetzge-
bung und dem Kinder- und Jugend-
hilferecht zur Normenkollision, da
die Erziehungshilfe unter ganz be-
stimmten Umständen als Auswei-
sungsgrund aufgeführt wird, die Re-
gelungen zur Datenübermittlung das
besondere Vertrauensverhältnis in der
Jugendhilfe kaum berücksichtigen
und sogenannte Ausreiseeinrichtun-

Anerkennung von Organisationen der Migranten- und
Migantinnen-Selbsthilfe als Freie Träger der Jugendhilfe nach
§ 75 Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) – eine aktuelle
Arbeitshilfe des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes NRW

Migranten/-innen in Deutschland nehmen ihre Sache stärker in die Hand,
schließen sich zusammen (oft entlang von ethnischer Zuordnung und
Zugehörigkeit) und gründen Organisationen zur Verbesserung ihrer sozialen
und kulturellen Lage . In dieser Form von Selbsthilfe werden zu einem großen
Teil Aktivitäten mit Heranwachsenden durchgeführt. Diese Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen findet häufig außerhalb der (etablierten) Strukturen
der Jugendhilfe in Deutschland statt. Ein Grund dafür ist das fehlende Wissen
der Migrantenorganisationen über dieses Regelsystem, über den Zugang, über
Beteiligungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten. – In deutscher, russischer und
türkischer Sprache werden die wichtigsten gesetzlichen Grundlagen erläutert
und wird das Anerkennungsverfahren beschrieben.

Bezug: lehmler@paritaet-nrw.org, Loher Str. 7, 42 283 Wuppertal

gen, in denen auch Minderjährige
untergebracht sind, explizit von der
jugendhilferechtlichen Betriebser-
laubnis ausgenommen werden.

Integrationsaufforderung

Überproportional viele Schüler/-
innen mit ausländischem Pass „lan-
den“ im deutschen Schulwesen auf
Förder- oder Sonderschulen(2). Und
jeder fünfte ausländische Jugendli-
che verlässt die Schule ohne Abschluss.
Auf Integrationskurse, eine der zen-
tralen Neuerungen des Zuwande-
rungsgesetzes, haben jedoch Kinder,
Jugendliche und junge Erwachsene,
die eine schulische Ausbildung auf-
nehmen oder ihre bisherige Schul-
laufbahn in der Bundesrepublik fort-
setzen, keinen Anspruch (§ 44 Absatz
3 Satz 1 AufenthG). Im Umkehr-
schluss bedeutet dies eine elementare
Integrationsaufforderung und -an-
forderung an Schule. Verpflichtende
Sprachkurse in deutscher Sprache ab
dem 4. Lebensjahr sind erste Maß-
nahmen, die im Übrigen auch vielen
einheimischen Kindern zu Gute kom-
men werden.

Wir stehen erst am Anfang des
Umbaus von Jugendhilfe und Schule
mit dem Ziel, diese Institutionen für
die Erfordernisse einer Einwanderungs-
gesellschaft fit zu machen. Den recht-
lichen Auftakt dazu gab 2004 das
Zuwanderungsgesetz mit der Aner-
kennung, dass Deutschland ein Ein-
wanderungsland ist. Jetzt sind die
jeweiligen Professionen in Schule und
Jugendhilfe gefragt, Entwicklungspro-
zesse in Gang zu setzen.
Weiterführende Infos bietet eine aktu-
elle  47seitige Arbeitshilfe des Paritä-

tischen Wohlfahrtsverbandes NRW
„Das Zuwanderungsgesetz und die

Kinder- und Jugendhilfe“. Bezug:
lehmler@paritaet-nrw.org, Loher Str. 7,

42 283 Wuppertal
Kontakt: Rainer Kascha, Paritätisches
Jugendwerk NRW, Weyer Straße 243,

42719 Solingen, Tel. 0212/59484-14,
E-Mail: rainer.kascha@

paritaet-nrw.org

(1) Hamburger, Franz (2005): Veränderungen
in der Jugendhilfe durch Migration, in:
Archiv für Wissenschaft und Praxis der
sozialen Arbeit, Berlin Nr.2/2005, S. 88-108
(2) Zaschke, Wolfgang (2005): Fluchtpunkt
Sonderschule – Gibt es Alternativen zur
Abschiebung von Migrantenkindern in die
Sonderschule? , Köln
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Der Parlamentarische Staatssekre-
tär im Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung Andreas Storm,
die Präsidentin der Kultusminister-
konferenz, die Schleswig-Holstein-
ische Bildungsministerin Ute Erdsiek-
Rave und Andreas  Schleicher, Leiter
der Abteilung für Bildungsstatistiken
und -indikatoren der OECD, haben
am 12.09.2006 in Berlin die neue
Ausgabe des OECD-Berichts Bildung
auf einen Blick (Education at a Glance)
vorgestellt. Die Veröffentlichung ent-
hält eine Vielzahl von Indikatoren
zu zentralen bildungspolitischen Fra-
gen und beleuchtet diese aus einer
internationalen Perspektive.

Bildung auf einen Blick hat sich in
den letzten Jahren zu einem bedeu-
tenden Bezugspunkt für die bildungs-
politische Diskussion in Deutschland
entwickelt und ist eine wichtige Da-
tengrundlage für den auf Initiative
von Bund und Ländern dieses Jahr
erstmals vorgestellten nationalen Bil-
dungsbericht. Der internationale Ver-
gleich und eine nationale Berichter-
stattung, die die Besonderheiten des
nationalen Bildungssystems heraus-
stellt und analysiert, ermöglichen
zusammen die Identifizierung von
Stärken und Schwächen des Bildungs-
systems in Deutschland. Sie sind da-
mit eine Orientierungshilfe bei der
Entwicklung von Reformstrategien.

Die in Bildung auf einen Blick ver-
wendeten Kennzahlen zu den Inves-
titionen in Bildung, zur Bildungsbe-
teiligung, zu Lernergebnissen und
Bildungsstand sowie über den Zu-
sammenhang zwischen Bildung und
Beschäftigung ermöglichen die ge-
zielte Steuerung von Förderungen
nachfolgender Generationen. Vor
dem Hintergrund der demografischen
Entwicklung gewinnt dieser Bereich
zunehmend an Bedeutung.

OECD 2006 – Bildung im
internationalen Vergleich
OECD-Veröffentlichung
„Bildung auf einen Blick 2006“
Gemeinsame Presseerklärung von Bundesministerium für
Bildung und Forschung und Kultusministerkonferenz

Die im diesjährigen Band verwen-
deten Basisdaten stammen überwie-
gend aus den Jahren 2003 und 2004.

Deutschland gehört zu den vom
demografischen Wandel am
stärksten betroffenen Ländern

Der demografische Wandel ist eine
der großen Herausforderungen, vor
denen die Bildungssysteme stehen.
Daher werden in Bildung auf einen
Blick auch Prognosen der Bevölke-
rungsentwicklung einbezogen. So
wird für Deutschland von 2005 bis
2015 eine Verringerung der Schüler-
zahlen im Primar- und Sekundarbe-
reich I um 14 % erwartet. Dies ist weit
mehr als im OECD-Durchschnitt
(minus 6 %). Damit gehört Deutsch-
land in der OECD zu den Ländern
mit dem stärksten Rückgang künfti-
ger Schülergenerationen. Weitere,
noch deutlichere Rückgänge sind in
den darauf folgenden Jahren zu er-
warten. Ändert sich die Anzahl der
Bildungsteilnehmer in einzelnen Bil-
dungsbereichen deutlich, hat dies
Auswirkungen auf Bereiche wie Klas-
sengrößen, die benötigte Anzahl von
Lehrpersonal und Bildungseinrich-
tungen, deren Erreichbarkeit sowie
die Anzahl der für den Arbeitsmarkt
zur Verfügung stehenden Absolven-
ten. Es müssen deshalb weitere Schritte
unternommen werden, um auch in
Zukunft mit ausreichend gut qualifi-
zierten Fachkräften Deutschlands
Spitzenposition im internationalen
Wettbewerb sichern zu können.

Bildungsstand der
 Erwachsenenbevölkerung hoch

Je höher der Bildungsstand der Be-
völkerung, desto besser ist eine Gesell-
schaft für die Anforderungen der
modernen Lebens- und Arbeitswelt
gerüstet. Die deutsche Bevölkerung
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ist im internationalen Vergleich gut
ausgebildet: In Deutschland hat ein
Fünfjähriger durchschnittlich 13,4
Jahre in  Bildungseinrichtungen vor
sich, die er in der Schule, der berufli-
chen Bildung oder in einem Studium
verbringt. Diese hohe Bildungserwar-
tung wird nur von Norwegen mit
13,9 Jahren übertroffen. Ebenfalls an
2. Stelle hinter Norwegen liegt
Deutschland mit seinem sehr hohen
Anteil eines typischen Altersjahr-
gangs, der einen Abschluss des Se-
kundarbereichs II (Hochschulreife,
Fachhochschulreife oder Berufsaus-
bildung) erreicht. Dies ist nicht zuletzt
ein Erfolg der dualen Berufsausbil-
dung, die für fast die Hälfte der jün-
geren Bevölkerung die Hauptqualifi-
kation darstellt.

Von den Hochschulabsolventen hat
ein Drittel ein Studium in Mathema-
tik, Natur- oder Ingenieurwissenschaf-
ten absolviert – nur Korea hat mit
40 % einen höheren Anteil.

Verbesserungsbedarf besteht ins-
besondere hinsichtlich dem nach wie
vor engen Zusammenhang zwischen
Schulleistungen und sozialer Herkunft
sowie der hohen Wiederholerquoten
in den Schulen. Die von den Ländern
beschlossenen Maßnahmen zielen
insbesondere darauf, langfristig die
Zahl der Schulabbrecher zu reduzie-
ren, da sie einem besonders hohen
Arbeitslosigkeitsrisiko ausgesetzt sind,
sowie die Ausbildungsreife junger
Menschen zu verbessern.

Positiver Trend bei der Anzahl der
Hochschulabsolventen

Der Anteil der Hochschulabsolven-
ten am jeweiligen Altersjahrgang ist
in den letzten Jahren kontinuierlich
gestiegen: Hatten 2000 19,3 % eines
Altersjahrgangs ein Universitäts- oder
Fachhochschulstudium abgeschlos-
sen, waren es im Jahr 2004 20,6 %.
Auf Grund der positiven Entwick-
lung bei den Studienanfängern wird
auch die absolute Zahl der Hoch-
schulabsolventen in den kommen-
den Jahren weiter steigen und sich in
einer höheren Absolventenquote nie-
derschlagen. Allerdings liegt Deutsch-
land damit noch weit unter dem
OECD-Mittelwert von 34,8 %. Zu
berücksichtigen ist, dass Deutschland
über ein sehr effektives System der
beruflichen Ausbildung verfügt, das
viele sehr gut qualifizierte Fachkräfte
für den Arbeitsmarkt bereit stellt.

Aufgrund der demografischen Ent-
wicklung läuft Deutschland jedoch
Gefahr, den Anschluss bei der Ausbil-
dung von Hochqualifizierten zu ver-
lieren: Bei gleichbleibender Entwick-
lung würde der Anteil der Hochschul-
absolventen aus Deutschland an al-
len Hochschulabsolventen in der
OECD um ein Prozent sinken.

Schulen, Hochschulen, die Länder
und der Bund unternehmen vielfälti-
ge Anstrengungen, um zu weiteren
Verbesserungen der Ausbildung zu
gelangen. Vor dem Hintergrund des
demografischen Wandels gilt es
insbesondere, den in den kommen-
den Jahren noch relativ zahlreich zu
erwartenden Schulabsolventen gute
Bedingungen zur Weiterqualifizierung
zu schaffen. Den Herausforderungen,
vor denen die Hochschulen stehen,
wollen sich Bund und Länder auch
in veränderter föderaler Aufgabentei-
lung gemeinsam stellen (...)

Die Weiterbildungsbeteiligung muss
verstärkt werden

In einer Gesellschaft, in der der
Anteil der Älteren stetig steigt, ge-
winnt auch die berufsbezogene Fort-
und Weiterbildung an Bedeutung.
Lebenslanges Lernen ist notwendig,
um den sich ändernden Anforderun-
gen gerecht werden zu können. Dabei
ist neben der Teilnahme an Fort- und
Weiterbildungen an sich auch deren
Umfang von entscheidender Bedeu-
tung. In Bildung auf einen Blick 2006
wird daher die unter den bestehen-
den Bedingungen zu erwartende Stun-
denzahl, die während eines Berufs-
lebens in Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen verbracht wird, ausge-
wiesen. Für Deutschland lag dieser
Wert im Jahr 2003 bei 398 Stunden,
elf Stunden mehr als der OECD-Mit-
telwert. Deutschland befindet sich
somit im gehobenen Mittelfeld der
OECD-Staaten. Jedoch ist die Teil-
nahmequote mit 12 % geringer als im
OECD-Durchschnitt (18 %). Es beste-
hen also noch Aktivierungspotentia-
le, die für eine breitere Verankerung
von Fort- und Weiterbildung in der
Gesellschaft zu nutzen sind. Das BMBF
prüft verschiedene Modelle zum Bil-
dungssparen und knüpft damit an
die Empfehlungen der Expertenkom-
mission Finanzierung Lebenslangen
Lernens an. Sie zielen darauf ab, die
Bildungsbeteiligung zu erhöhen und
dabei auch diejenigen zu motivieren,

die bislang noch nicht ausreichend
aktiv sind.

Befriedigende
Mathematikergebnisse

Bildung auf einen Blick referiert auch
in diesem Jahr wieder Teilergebnisse
von PISA 2003. Mit einem Anteil von
rund 22 % Schülern, die bei PISA
2003 höchstens die unterste Kompe-
tenzstufe in Mathematik erreicht
haben, liegt Deutschland internatio-
nal im Mittelfeld. Dafür erreichen
überdurchschnittlich viele Schüler die
Kompetenzstufe 4 oder eine höhere
auf der sechsstufigen Kompetenzska-
la. Auffällig ist das erhebliche Risiko
für Schüler/-innen und schwächerer
sozioökonomischer Herkunft, zu den
leistungsschwächsten Mathematik-
schülern zu gehören. Gleichzeitig liegt
Deutschland mit einem Anteil von
mehr als 20 % der 15-Jährigen, die
bereits mindestens ein Schuljahr wie-
derholt haben, erheblich über dem
OECD-Durchschnitt von 13 %. Die
Länder haben nach PISA 2000 Kon-
zepte entwickelt, um die Zahl der
Schüler/-innen mit verzögerter Schul-
laufbahn deutlich zu verringern. Die
Kultusministerkonferenz hat am 8.
September gemeinsam mit dem Insti-
tut zur Qualitätsentwicklung im Bil-
dungswesen (IQB) eine Fachtagung
anlässlich der Veröffentlichung des
Unterrichtshandbuchs zum standard-
basierten Mathematikunterricht in
der Sekundarstufe I veranstaltet.

Seit der ersten PISA-Veröffentli-
chung hat die Kultusministerkonfe-
renz einen Schwerpunkt der quali-
tätssichernden Maßnahmen und
Reformen auf die wirksame Förde-
rung bildungsbenachteiligter Kinder,
insbesondere mit Migrationshinter-
grund gelegt. Erste Reformschritte sind
eingeleitet worden. Erklärte Ziele der
Länder sind insgesamt gute Leistungs-
ergebnisse sowie eine Entkopplung
von sozialer Herkunft und erreichter
Kompetenz.

Bildung auf einen Blick kann für 65,-
EUR (53,- EUR im Abonnement)

erworben werden über: www.wbv.de
E-Mail: service@wbv.de, Telefon 0521/
91101-11, sowie über den Buchhandel.

Eine Zusammenfassung der
wesentlichen Aussagen der Studie ist

abrufbar unter:
www.bmbf.de
www.kmk.org
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LVR

Köln, 22. August. Im Rheinland
gibt es ab sofort auch Offene Ganz-
tagsschulen für seh- und sprachbe-
hinderte Schüler/-innen. Nachdem
im vergangenen Schuljahr das Pilot-
projekt an einer Düsseldorfer Hörge-
schädigtenschule erfolgreich war, hat
der Landschaftsverband Rheinland
(LVR) zu Beginn diesen Schuljahres
weitere Offene Ganztagsschulen in
Aachen, Köln und Krefeld eingerich-
tet und das Angebot in Düsseldorf
erweitert.

In Köln bieten die Rheinische För-
derschule mit Schwerpunkt Hören
und Kommunikation und die Seve-
rin-Schule für sehbehinderte Kinder
Gruppen für eine Betreuung und För-
derung bis in den Nachmittag an.
Auch in Aachen gibt es Angebote für
hör- und sehbehinderte Kinder im
Schulzentrum an der Vetschauer Stra-
ße. Die Krefelder Förderschule mit
Schwerpunkt Hören und Kommuni-

Offene Ganztagsschulen für
behinderte Kinder
LVR richtet Ganztagsplätze für sinnes- und sprachbehinderte
Kinder in Aachen, Köln, Düsseldorf und Krefeld ein

kation bietet nun ebenfalls Offenen
Ganztag an.

An dem Düsseldorfer Projekt neh-
men neben der Grundschule jetzt
auch die Hauptschule für Hörgeschä-
digte sowie die benachbarte Kurt-
Schwitters-Schule für sprachbehin-
derte Kinder teil.

Im Offenen Ganztag arbeiten Schu-
len mit einem Partner der Jugendhil-
fe zusammen. Die Kinder erhalten
ein Mittagessen, werden bei ihren
Hausaufgaben betreut und können
verschiedene Spiel-, Sport- oder Mu-
sikangebote wahrnehmen.

Finanziert werden die Offenen
Ganztagsschulen durch eine einma-
lige Förderung des Bundes, durch
Mittel des Landes Nordrhein-Westfa-
len, des Landschaftsverbandes Rhein-
land sowie durch einen geringen El-
ternbeitrag.

www.lvr.de
22.08.2006

Immer mehr Kinder sprechen nicht
richtig deutsch. Das gilt nicht nur,
aber auch für Kinder mit Migrations-
hintergrund. Im vergangenen Schul-
jahr empfahl das Land NRW jedem
zehnten Erstklässler den Besuch eines
Sprachförderkurses.

Das Land NRW stellt für das Rhein-
land im neuen Kindergartenjahr seit
01.08.2006 mehr als fünf Millionen
EUR zur Verfügung, um die Sprach-
entwicklung von Kindern bereits im
Vorschulalter zu fördern. Das ist im
Vergleich zum Vorjahr eine Verdopp-
lung der Fördermittel.

Das Landesjugendamt des LVR, das
für die Verteilung dieser Förderung
zuständig ist, konnte dadurch erst-
malig alle beantragten 2.451 Projekte
zur Sprachförderung bewilligen. Nun
erhalten rund 24.000 Kinder in 69
Kommunen des Rheinlands noch vor
ihrer Einschulung eine gezielte För-

Sprachförderung für Kinder im Rheinland
LVR bewilligt alle Projekte für Deutsch im Kindergarten

derung zum Erwerb der deutschen
Sprache, damit sie in die Lage sind,
dem anschließenden Schulunterricht
zu folgen. Durch die Aufstockung der
Landesmittel konnten zum ersten Mal
auch rund 400 Projekte für Kinder
bewilligt werden, die erst 2008 schul-
pflichtig werden.

Die Sprachprojekte finden über-
wiegend in Kitas statt. Mit dem För-
dergeld bezuschusst das Land NRW
die zusätzlichen Personalkosten. In
200 Stunden, die auf zehn Monate
verteilt sind, konzentrieren sich die
Mitarbeiter/-innen in den Kitas dar-
auf, die Kinder mit Freude und Spaß
zum Sprechen anzuregen. Kinder sind
hoch motiviert, sich den anderen
mitzuteilen, und erweitern ihren
Wortschatz sehr schnell, wenn sie
erfahren, dass der andere sie versteht.

www.jugend.lvr.de
04.08.2006
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Jugendhilfe Report 3/06

„Unterschiedlichkeit macht
schlau! Gemeinsame
Erziehung von Jungen und
Mädchen mit und ohne
Behinderung“

Liebe Leserin, lieber Leser,
Stärkung von Integration, Förde-

rung der integrativen Erziehung lau-
tet die Zielperspektive des Landschafts-
verbandes Rheinland unter dem
Motto – Qualität für Menschen. Kin-

LVR
band Rheinland erstmalig seit dem
Kindergartenjahr 2005/06 zusätzlich
150 Angebote in Form der Einzelinte-
gration in Regelkindertagesstätten.

Wie bewerten Sie diese Entwick-
lung? Über Ihre Rückmeldung freut
sich

Michael Mertens
Leiter des Dez. „Schulen, Jugend“

im Landschaftsverband Rheinland

Aus dem Inhalt von Heft 3/06:

Zum Schwerpunktthema
– Unterschiedlichkeit macht schlau!
– Finanzierung der gemeinsamen

Erziehung
– Ohne Eltern geht es nicht
– Therapeuten im interdisziplinären

Team
– Integration in der Kita
– Einzelintegration in der Regelein-

richtung
– Integration über die Kita hinaus ...

Darüber hinaus im Heft: Beiträge
zur Qualitätsentwicklung in der Of-
fenen Ganztagsschule, zum Projekt
Schulverpflegung, zur Entwicklung
der Ganztagsschulen, zum Hand-
lungsorientierten Controlling, zur
Kooperation von Jugendhilfe und
Schule in der Erziehungshilfe, zu den
Familienzentren in der Pilotphase und
vieles mehr.

Kontakt: Christoph Gilles, Tel.: 0221/
809-6253 christoph.gilles@lvr.de

Download unter: www.jugend.lvr.de
(Publikationen)

der mit einer Be-
hinderung sollen
die Chance wahr-
nehmen können,
in einer Kinder-
tageseinrichtung
mit nicht behin-
derten Kindern
gleichberechtigt
betreut zu werden.
Ohne Zweifel hat
auch die Heilpäda-
gogische Einrich-
tung für bestimm-
te Kinder mit Be-
hinderungen ihre
pädagogische Be-
rechtigung. Für je-
des Kind mit Be-
hinderung ist aber
die Frage zu beant-
worten, wie kann
es möglichst opti-
mal gefördert und
integriert werden
und wie kann es

vor Ausgrenzung geschützt werden?
Das heißt, so wenige Spezialeinrich-
tungen wie nötig und soviel Norma-
lität wie möglich. Der Umbau des
Fördersystems vom Heilpädagogi-
schen Kindergarten zur integrativen
Förderung ist daher als ein wichtiges
Ziel konsequent zu verfolgen. So
wurden z. B. im Bereich der Heilpäd-
agogischen Kindergärten von 2005
auf 2006 mindestens 90 Plätze abge-
baut; umgekehrt sind in den integra-
tiven Kindertagesstätten mehr als 250
Plätze hinzukommen. Flankierend
dazu finanziert der Landschaftsver-
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